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Beginn: 13.32 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die heutige Sitzung ist ertffnet.

Ich beginne mit einigen Personalien. Sie wissen,
dass die ehemaligen Abgeordneten Katja Suding,
Dr. Wieland Schinnenburg, Dr. Bernd Baumann
sowie Zaklin Nastic ihr Bulrgerschaftsmandat im
Oktober dieses Jahres niedergelegt haben.

Frau Suding war von Marz 2011 bis zum Oktober
dieses Jahres Mitglied der Hamburgischen Burger-
schaft. Als Fraktionsvorsitzende der FDP-Fraktion
war sie Mitglied im Altestenrat und wirkte darliber
hinaus in zahlreichen Ausschiissen mit, unter an-
derem im Haushaltsausschuss.

Herr Dr. Schinnenburg gehdrte dem Hause von
Oktober 2001 bis Marz 2004 und dann erneut ab
Marz 2011 an. Seitdem war er Vizeprasident der
Hamburgischen Bilrgerschaft, im Vorstand der
FDP-Fraktion, dariber hinaus in zahlreichen
Fachausschissen. Wir erinnern uns an ihn als Vor-
sitzenden im Wissenschaftsausschuss und im Aus-
schuss Uber die Zusammenarbeit der Lander Ham-
burg und Schleswig-Holstein.

Dr. Bernd Baumann war seit Marz 2015 Mitglied
unseres Hauses und im Vorstand der AfD-Fraktion
tatig. Er gehdrte dem Wirtschafts- und dem Sozial-
ausschuss an.

Frau Zaklin Nastic gehérte seit August dieses Jah-
res nur kurz der Hamburgischen Birgerschaft an.
Sie wirkte in dieser Zeit als arbeits- und integrati-
onspolitische Sprecherin ihrer Fraktion im Aus-
schuss fiir Arbeit, Soziales und Integration mit.

Wir danken allen vier ehemaligen Abgeordneten
fur ihre geleistete Arbeit und winschen ihnen fir
ihre neuen Aufgaben im Bundestag viel Erfolg und
alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Nach der Mitteilung des Landeswahlleiters ist fur
Frau Suding auf der FDP-Wahlkreisliste 4 Frau
Christel Nicolaysen nachgertickt. Herzlich willkom-
men.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Fir Herrn Dr. Schinnenburg folgt iber die Landes-
liste der FDP Herr Ewald Aukes. Auch lhnen ein
herzliches Willkommen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Fir Herrn Dr. Baumann rickt Herr Peter Lorkowski
auf der AfD-Landesliste nach. Herzlich willkommen
in unserer Runde.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und fur Frau Nastic folgt Gber die Landesliste der
LINKEN Frau Dr. Carola Ensslen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich begriRe Sie alle recht herzlich in unserer Mitte
und winsche lhnen viel Freude bei der neuen Auf-
gabe.

Damit kdnnen wir in unsere heutige Tagesordnung
einsteigen. Wir beginnen mit der

Aktuellen Stunde

Es sind wie immer sechs Themen angemeldet wor-
den. Von der SPD-Fraktion

ITS-Weltkongress — Hamburg wird Modell-
stadt fur urbane Mobilitdts- und Logistikl6-
sungen

von der CDU-Fraktion

Strafvollzug und Polizei am Limit — Gewerk-
schaften schlagen Alarm

von der GRUNEN Fraktion

ITS-Weltkongress in Hamburg 2021: Auch
Radverkehr und Nahverkehr profitieren von
der Digitalisierung!

Meine Damen und Herren! Sie haben gewiinscht,
dass immer alle sechs Themen vorgetragen wer-
den, auch wenn vielleicht nicht alle diskutiert wer-
den. Also wirde ich Sie doch bitten, dem Vortrag
auch zu lauschen. Vielen Dank.

Angemeldet wurde von der Fraktion DIE LINKE

Nicht nur reden, Herr Scholz — in Hamburg
anfangen: 12 Euro Mindestlohn jetzt!

von der FDP-Fraktion

300 unkoordinierte Baustellen, Tausende
vernichtete Parkplatze, immer mehr Fahrrad-
unfalle: Rot-Griin provoziert das Verkehrs-
chaos

und schlielich von der AfD-Fraktion

Nicht reden, sondern handeln — was macht
die Rote Flora?

Die Fraktionen sind tUbereingekommen, das erste
und dritte Thema gemeinsam zu debattieren. Zu
dieser Debatte rufe ich jetzt auf und weise noch
einmal darauf hin, dass wir in der ersten Runde ei-
ne Redezeit von finf Minuten haben, in allen wei-
teren Runden dann drei Minuten.

Frau Koeppen bekommt das Wort fir die SPD-
Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Vor genau ei-
ner Woche hat in Montreal das internationale ITS-
Gremium bekannt gegeben, dass der Weltkon-
gress zum Thema Intelligente Verkehrssysteme
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(Martina Koeppen)

und Services, kurz ITS, vom 11. bis 15. Oktober
2021 in Hamburg stattfinden wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Hamburg konnte sich mit seiner exzellenten Be-
werbung in dem Wettbewerbsverfahren gegen vier
andere Stadte durchsetzen. Gerade fur diese Be-
werbung war die im April 2016 vom Senat verab-
schiedete umfangreiche ITS-Strategie die Grundla-
ge.

Wahrend auf anderen Ebenen die Digitalisierung
zurzeit das Zauberwort schlechthin ist, sind wir in
Hamburg schon einen Schritt weiter — wir setzen
die Digitalisierung bereits um.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auf dem Weg nach und durch Hamburg werden
die Nutzerinnen und Nutzer auf den Autobahnen
A 1 und A 7 durch moderne Streckenbeeinflus-
sungsanlagen unterstitzt.

(Dennis Thering CDU: Klappt ja gut!)

90 Prozent der 1 700 Lichtverkehrsanlagen wer-
den bereits von einem Verkehrsrechner automa-
tisch gesteuert. In der Verkehrsleitzentrale der Po-
lizei und der Verkehrsunternehmen werden rund
um die Uhr mithilfe digitaler Anwendungen ein si-
cherer und mdglichst reibungsloser Verkehrsver-
lauf sichergestellt. Uber rechnergestiitzte dynami-
sche Parkleitsysteme wird die Auslastung der
29 200 Stellplatze in 59 Parkhausern angezeigt. Im
OPNV wird die Nutzung durch Echtzeitangaben er-
leichtert, auch die Bezahimdglichkeiten werden di-
gitalisiert und damit erleichtert. Nicht zu vergessen
die Verkniipfungspunkte im OPNV, hier nenne ich
zum Beispiel nur einmal switchh, und bessere Bau-
stellenkoordinierung durch die international einma-
lige Software ROADS. Mogen es einige Abgeord-
nete in diesem Haus noch nicht mitbekommen ha-
ben: Wir werden auch weiter das Hamburger Stra-
Rennetz in Ordnung halten und investieren, dank
digitaler Unterstitzung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dies sind nur einige Beispiele aus der ITS-Strate-
gie des Senats.

ITS-Systeme sind aber kein Selbstzweck. lhr Ein-
satz muss sich daran messen lassen, ob unter
Wahrung des Datenschutzes folgende Ziele reali-
siert werden konnen: Erhdéhung der Verkehrssi-
cherheit, verkehrsbedingte Umwelteinflisse sen-
ken, Verlasslichkeit und Effizienz erhdéhen, gute
und sichere Informationserhebung und Verteilung
unterstitzen und Innovation férdern. Mobilitat
muss nachhaltig weiterentwickelt werden, fir die
Lebensqualitat in Hamburg.

Nun wird dem Senat im Zusammenhang mit der
Digitalisierung vonseiten der Opposition gern vor-
gehalten, das seien grofdspurige Projekte, oder
Burgermeister Olaf Scholz wird vorgeworfen, er

habe die Mammutaufgabe Digitalisierung verpennt.
Diese Aussagen zeigen: Es reicht eben nicht aus,
das Wort Digitalisierung in sein Wahlprogramm zu
schreiben, man muss auch etwas daflr tun.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Denn international wird das Handeln des Senats
komplett anders beurteilt.

(André Trepoll CDU: Die stehen ja hier auch
nicht im Stau!)

Hamburg hat sich mit seiner Bewerbung um den
ITS-Weltkongress 2021 gegen Stadte wie Dubai
und Mailand durchgesetzt. Darliber konnen Sie la-
chen, aber es ist nun einmal Tatsache. The-
menschwerpunkte dieses Weltkongresses 2021
werden unter anderem sein: automatisiertes und
vernetztes Fahren,

(Michael Kruse FDP: smartPORT! smart-
PORT, sagen Sie es!)

intelligente Logistik, intelligente Infrastruktur, Mobi-
litdtsdienstleistung oder intelligentes Parken. Hier-
fir gibt es mehr als einhundert Unterstitzungszu-
sagen aus Industrie, Forschung und Verbanden,
ein breit aufgestellte Blindnis. Mehr geht nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir jedenfalls werden uns freuen, wenn wir unsere
internationalen Gaste vom 11. bis 15. Oktober
2021 im neu sanierten CCH in Hamburg begriiRen
kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Thering hat das
Wort fir die CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Frau Koeppen:
Ohne Worte. Ich habe das Gefuhl, Sie leben in ir-
gendeiner anderen Stadt, zumindest nicht in Ham-
burg. Sie missen doch auch sehen, dass der Ver-
kehr hier am Boden liegt und die Hamburger weder
ein noch aus wissen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir freuen uns dariiber, dass der ITS-Weltkon-
gress 2021 in Hamburg ausgerichtet wird; das ist
eine gute Geschichte. Wenn der Senat bis dahin
dann auch endlich seine Hausaufgaben gemacht
hat und endlich aufhért, Hamburg im Verkehrsbe-
reich wie eine Kleinstadt zu behandeln, kann das
eine richtig gute Nummer werden. Wir unterstitzen
Sie gern dabei, dass dieser Kongress zum Erfolg
wird.

Aber der Hype, den Sie daraus machen, tragt nicht
ewig, Frau Koeppen, das muss ich Ihnen so deut-
lich sagen. Ein einziger Kongress in vier Jahren
wird nicht all die unzahligen Verkehrsprobleme in
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(Dennis Thering)

unserer Stadt einfach so vom Tisch wischen. Daflr
mochte ich drei einfache Beispiele nennen.

Das erste Beispiel: der alltdgliche Stauwahnsinn.
Jeder Hamburger steht von jeder Stunde Fahrzeit
mindestens 20 Minuten im Stau. Das wird von Tag
zu Tag schlimmer. Herr Dressel hat es selbst er-
lebt letzten Mittwoch: Uber 60 Verkehrsmeldungen
im Radio, da ware er fast zu spat gekommen zu
NDR 90,3; das héatte noch gefehlt. Das hat zum
Glick geklappt, wie auch immer Sie das geschafft
haben.

(Zuruf: Mit dem Fahrrad!)

Aber von daher sollten Sie wissen, dass das hier
ein Riesenproblem ist. Sie sehen, die Staustadt
Hamburg ist keine Fantasie der CDU, sondern bit-
tere Realitat made in Hamburg, made by SPD und
GRUNE.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Antwort des Senats ist offensichtlich ganz ein-
fach: Sie haben einen Baustellenkoordinator ein-
gestellt. Daftr haben Sie gerade einmal eine einzi-
ge Stelle geschaffen. Da denkt man, der koordinie-
re jetzt die Baustellen, aber nein, im Gegenteil, die-
ser Baustellenkoordinator wurde im Bereich der
PR- und Offentlichkeitsarbeit eingestellt. Dieser
PR-Gag ist ein absoluter Hohn fiir die staugeplag-
ten Hamburgerinnen und Hamburger.

(Beifall bei der CDU)

Ahnlich ist es beim zweiten Beispiel, dem Thema
Verkehrssicherheit. Die GRUNEN haben geschrie-
ben: Wir férdern den Radverkehr. Die Verkehrsun-
fallzahlen sind seit 2011 rasend steigend, und
auch in diesem Jahr fahrt Hamburg ungebremst
auf einen Verkehrsunfallrekord zu. Wenn man die
Madglichkeit hat, hierzu einmal Vorschlage zu ma-
chen, wie es deutlich besser werden kénnte, dann
hat man das Gefuhl, dieser Senat hat gar kein In-
teresse, daran etwas zu andern.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Das ist besonders absurd, weil wir im Marz dieses
Jahres eine Nachristungspramie flr Bestands-Lkw
fur intelligente Assistenzsysteme gefordert haben.
Das hat der Senat abgelehnt. Da sieht man, wie
wichtig es diesem Senat mit dem Thema Verkehrs-
sicherheit wirklich ist.

Kommen wir zum dritten Beispiel: das Wegdigitali-
sieren von Existenzen und das Ausblenden
menschlicher Psychologie.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Du kennst dich
aus mit Psychologie?)

Frau Koeppen hat gesagt, wie toll das alles sei mit
der Digitalisierung und dass das alles so gut klap-
pe. Sie lassen die Menschen da wirklich im Regen
stehen mit den Auswirkungen der Digitalisierung
im Verkehrsbereich, zumindest wenn man lhre

ITS-Strategie etwas genauer nimmt. Nehmen wir
beispielsweise einmal den Taxifahrer und seine
Familie. Was soll der denn am Ende des Tages
denken, wenn er von selbstfahrenden Kleinbussen
oder den von lhnen mit VW und Bahn unterzeich-
neten Absichtserkldrungen hért? Richtig, der be-
kommt natirlich Existenzangste, das ist gar keine
Frage. Deshalb liegt es insbesondere beim Senat.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir kbnnen auch wie-
der Pferdekutschen einflhren!)

Wir wollen gern helfen, aufzuklaren, die Menschen
mitzunehmen und ihnen nicht von oben etwas
Uberzustilpen, sondern zu zeigen, dass die Digita-
lisierung eine gute Mdglichkeit ist, den Verkehr in
Hamburg voranzubringen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Was die Menschen denken, wenn Sie versuchen,
ihnen ein X fir ein U vorzumachen, haben wir ge-
rade eindrucksvoll bei lhrem Pilotprojekt firstmo-
ver.hamburg in Perfektion gesehen. Sie erinnern
sich vielleicht. Von 600 befragten Haushalten ha-
ben 15 Haushalte geantwortet: Ja, wir waren be-
reit, unser Auto unter bestimmten Umstanden ste-
hen zu lassen. Was haben Sie daraus gemacht?
Einen Riesenhype, ein PR-Tamtam; Sie haben
versucht, das am Ende noch als Erfolg zu verkau-
fen. Das ist wirklich lacherlich. Wenn Sie nicht end-
lich aufhéren mit diesem Selbstbetrug, wird in
Hamburg in Sachen Verkehrspolitik nichts besser
werden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Hier zeigt sich, dass die Verkehrswende und die
Digitalisierung eben nicht verordnet und von oben
mit der Brechstange herbeigefiihrt werden kann,
wie Sie das leider immer wieder tun. Mit der der-
zeitigen Performance dieses Senats werden wir
uns bei dem ITS-Weltkongress 2021 in der kom-
pletten Weltéffentlichkeit bis auf die Knochen bla-
mieren.

Lassen Sie mich abschlieRend noch einmal sagen:
Der ITS-Weltkongress im Jahr 2021 ist fir Ham-
burgs Messe- und Kongressstandort eine Riesen-
geschichte, ein Allheilmittel fur die gegenwartigen
allgemeinen Missstande der Mobilitdt in unserer
Stadt ist er aber keinesfalls.

(Beifall bei Philipp HeiBner, Carsten Ovens
und Wolfhard Ploog, alle CDU)

Die Loésung fur diese Probleme ist auch im
21. Jahrhundert immer noch eine Frage der politi-
schen Entscheidung im Senat und hier in der Ham-
burgischen Birgerschaft. — Herzlichen Dank fir Ih-
re Aufmerksamekeit.

(Beifall bei der CDU)
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Prasidentin Ca_rola Veit: Herr Bill bekommt das
Wort fir die GRUNE Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Frau Présidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Vor ungefahr
20 Jahren habe ich das erste Mal Uber die Such-
maschine Google eine Internetseite gesucht; da-
mals war Google noch eine reine Suchmaschine.
Man hat sich zu Hause an den Computer gesetzt,
an den Computertisch, und hat dort fir kurze Zeit
gearbeitet. Ich war stolz wie Bolle, dass ich Luftbil-
der auf CD hatte, auf denen ich mir ganz Deutsch-
land von oben ansehen konnte, und habe mir eine
Diskette gekauft, um den HVV-Fahrplan zu Hause
zu haben. All das mache ich heute mehrfach tag-
lich auf meinem Smartphone.

(André Trepoll CDU: Und wie sind Sie dann
zu den GRUNEN gekommen?)

Ich erzahle das nicht, um Uber alte Zeiten zu plau-
dern; die letzten Jahre zeigen, wie enorm sich die
Digitalisierung in unserem Alltag auswirkt, wie sie
unseren Alltag verandert und wie wichtig es ist,
dass wir uns schon heute damit befassen, wie wir
den Alltag von morgen I6sen wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Daher ist es genau richtig, dass dieser Senat den
ITS-Weltkongress 2021 nach Hamburg geholt hat.
2021 werden in dem neu umgebauten CCH uber
10 000 Experten aus der ganzen Welt dartber be-
raten, wie die Zukunft der Mobilitat, wie die Zukunft
des offentlichen Lebens in Hamburg und in den
groBen Stadten aussehen wird. Zu diesem Erfolg
der Verantwortlichen im Senat kann ich nur gratu-
lieren. Ich danke fiir die fundierte Vorbereitung der
verschiedenen Modellprojekte, die international auf
Anerkennung und Zustimmung gestoRen sind.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Hamburg wird mit dem ITS-Weltkongress fiir die
Weltéffentlichkeit zum Schaufenster nachhaltiger
Mobilitat. Hier wird die Zukunft der Mobilitdt mo-
dellhaft erlebbar. Diese Mobilitat wird vernetzt sein,
sie wird automatisiert sein, und sie wird weitge-
hend emissionsfrei sein.

All diejenigen, die heute sagen, so ein Kongress
sei im Grunde nur die Digitalisierung des Staus in
Hamburg, haben nicht verstanden, was die Digitali-
sierung fur das offentliche Leben und fir uns alle
bedeuten wird. Die Digitalisierung wird das Leben
enorm verandern. Die Art der Mobilitat, wie wir uns
fortbewegen, wird sich verandern. Viele denken bei
der Digitalisierung primar an selbstfahrende Autos.
Das wird naturlich ein Part sein, aber das ist doch
lange nicht alles. Auch der 6ffentliche Nahverkehr
beispielsweise wird sich enorm verandern. Wir
werden irgendwann unseren Kindern oder Enkeln
erklaren mussen, was das eigentlich war damals
mit dem Fahrplan. Warum habt ihr Busse leer hei-

Be Luft durch die Gegend fahren lassen, wo gar
keiner fahren wollte? Warum fuhr kein Bus, wenn
jemand fahren wollte?

(Zuruf von André Trepoll CDU)

All das wird sich in Zukunft enorm verandern. Man
wird on Demand sagen kdénnen: Jetzt brauche ich
eine Transportmdglichkeit zur nachsten U-Bahn-
Haltestelle. Dann wird jemand vorbeikommen und
einen mitnehmen und vielleicht auch noch andere
Leute, die auf dem Weg zur U-Bahn sind. Die Sys-
teme werden intelligent lernen, wo die Mobilitats-
bedirfnisse sind. Auch auf dem Land wird man
sich wesentlich besser 6ffentlich fortbewegen kon-
nen. Das eigene Auto wird immer mehr hintenan-
stehen und gar nicht mehr notwendig sein, ohne ir-
gendwelche Vernunftgedanken an Umwelt; es wird
einfach nicht mehr notwendig sein, ein eigenes Au-
to zu haben.

Die Frage ist doch heute nicht, ob das geschehen
wird, die Frage ist heute, wer diese Entwicklung
vorantreiben wird. Werden es die Grof3en sein wie
Facebook, Google oder Microsoft, die primar daran
denken, Geld zu verdienen und Daten zu sam-
meln? Oder begreifen wir auch dann immer noch
den offentlichen Nahverkehr als Daseinsvorsorge,
die primar staatliche Aufgabe ist, wo wir uns darum
kiimmern, naturlich einerseits Stau zu bekampfen,
aber eben auch die Larmprobleme und die Luftver-
schmutzung zu beheben und das &ffentliche Leben
in der Stadt lebenswert zu halten und weiter le-
benswerter zu machen?

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen ist es genau richtig, dass sich heute
schon die Hochbahn beispielsweise mit MOA oder
die Deutsche Bahn um diese Lésungen kimmern
und in Zukunft in Hamburg Versuche und L&ésun-
gen anbieten werden.

Insgesamt bietet so der ITS-Weltkongress eine
groRe Chance fur Hamburg. Hamburg kann mit
dem Kongress zum Schaufenster innovativer und
insbesondere nachhaltiger Mobilitdt werden, und
diese Mobilitat ist vernetzt, sie ist autonom und sie
ist umweltfreundlich. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Sudmann hat das
Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es gibt einen Grund, weshalb wir
uns wirklich sehr freuen daruber, dass der ITS-
Weltkongress nach Hamburg kommen wird, und
wir hoffen, dass er in Hamburg einen ahnlichen Ef-
fekt erzielen wird wie in Montreal: Zwei Tage,
nachdem der Kongress in Montreal beendet war,
wurde eine Burgermeisterin gewahlt — das erste
Mal eine Frau als Burgermeisterin, und dazu noch
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(Heike Sudmann)

eine Linke. Insofern hoffen wir, dass wir den glei-
chen Effekt auch hier in Hamburg erhalten werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn ich mir aber anschaue, was Sie als Rot-
Grin mit diesem Kongress verbinden, muss ich sa-
gen, dass Sie die Chancen, die so ein Kongress
beinhaltet, gar nicht erkennen und dass Sie nicht
Uber die Probleme sprechen, die wir heute haben
und fir deren Bekampfung der Kongress vielleicht
wirkungsvolle Ansatze bieten kénnte. Wir haben
heute ein heftiges CO,-Problem. Sie haben ja das
Problem, dass Sie keine Straflen sperren wollen;
Sie wissen nicht, wie Sie den CO,-Ausstol jetzt re-
lativ schnell begrenzen kdénnen.

(Farid Miiller GRUNE: Und Sie wissen das
genau?)

Dazu findet sich aber relativ wenig. Sie reden nicht
daruber, was eigentlich mit dem Flachenproblem
ist. Wir haben ein Flachenproblem nicht nur in
Hamburg, wir haben einen Flachenverbrauch
durch die einzelnen privaten Pkw. Auch das gehen
Sie nicht an.

Nichtsdestotrotz sagt der Erste Blrgermeister,
Hamburg werde in den nachsten Jahren Deutsch-
lands Modellstadt fiir urbane Mobilitatslésungen.
Eine urbane Mobilitdt muss doch véllig anders aus-
sehen als das, was wir bisher hatten. Eine urbane
Mobilitdt misste auch, zur Freude von Herrn Bill,
etwas zum Radverkehr sagen. Herr Bill sagt zwar
in seinen Pressemitteilungen, Radverkehr sei ein
Bestandteil, aber wenn wir uns durchlesen, was wir
alles zu ITS auf den Hamburger Homepages und
in den Veroffentlichungen finden, spielt Rad gar
keine Rolle. Wir brauchen eine ganz andere Mobili-
tat, und das findet bei Ihnen zurzeit weder im Kopf
noch auf Papier noch in der Realitat statt.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Ganze nennt sich intelligent. Aber das intelli-
genteste Transportsystem nitzt nichts, wenn es
keine Intelligenz beim Senat gibt, keine Intelligenz,
die sagt: Ja, es ist eine andere Zukunft mdglich.
Ja, wir koénnen einen anderen Verkehr planen.
Aber dass Sie das gar nicht vorhaben, macht sich
schon daran bemerkbar, dass Sie die ganze Pla-
nung in einer strategischen Partnerschaft mit VW
und anderen Automobilunternehmen machen. Sie
glauben doch nicht allen Ernstes, dass diese Auto-
mobilunternehmen ein Interesse daran haben,
dass es weniger Autoverkehr gibt? Wenn Sie dar-
an glauben, dann glauben Sie auch, dass die Zitro-
nenfalter Zitronen falten.

(Dirk Kienscherf SPD: Unterhalten Sie sich
doch mal mit denen! Das ist doch Blédsinn!)

Sie sind doch véllig naiv, wenn Sie das nicht bes-
ser machen wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wenn Sie beim Stichwort OPNV vor allen Din-
gen uber Digitalisierung sprechen: Ich glaube, es
wird die Menschen in Steilshoop oder am Osdorfer
Born nicht interessieren, dass sie eine App bekom-
men, die ihnen sagt: Wenn du den Bus in zwei
Stunden nimmst, hast du garantiert einen Sitzplatz.
Die Menschen wird interessieren, wann sie endlich
eine Schienenanbindung bekommen, und das ist
ein Problem, mit dem Sie sich viel starker ausein-
andersetzen mussen.

(Beifall bei der LINKEN)

Weil Sie immer glauben, alles werde gut, wenn
man "intelligent" davorschreibt oder man schéne
Kongresse macht, schauen wir doch einmal nach
Niedersachsen.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

Waéren die Versprechungen wahr geworden, die in
Niedersachsen von einem gewissen Gerhard
Schréder — Sie kennen ihn, glaube ich — im Zu-
sammenhang mit der Expo 2000 gemacht wurden,

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

dann wurden die Niedersachsinnen und Nieder-
sachsen mittlerweile im 22. Jahrhundert leben, Ar-
no Minster. Aber wir wissen alle, sie tun es nicht.
Die meisten Vorzeigeprojekte dort wurden einge-
stampft, und ich bin gespannt, ob Ihre Vorzeige-
projekte eine lange Lebensdauer haben werden.

Ich kann Ihnen sagen, was Hamburg nicht braucht:
Hamburg braucht keinen Kongress mit einer ange-
schlossenen Verkaufsshow fir diese ganzen
Hightechunternehmen. Wir brauchen Mut fur eine
andere Verkehrspolitik.

(Beifall bei der LINKEN — Zurufe von Dirk
Kienscherf und Arno Miinster, beide SPD)

Dass wir diesen Mut brauchen, sehen Sie an je-
dem Beitrag von Herr Thering. Sie héren Herrn
Thering hier jedes Mal von der Staustadt sprechen

(Dennis Thering CDU: Wo leben Sie denn?)

oder davon, dass irgendetwas gegen die Autos
passiere. Sie missen den Mut haben zu sagen:
Wir werden den Individualstraltenverkehr auch ein-
schranken.

Wenn Sie diesen Mut nutzen fiir den ITS-Verkehrs-
kongress, dann kann daraus etwas Gescheites
werden und er kann eine Zukunft aufzeigen, aber
sonst passiert da gar nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Fiir die FDP-Fraktion be-
kommt Herr Kruse das Wort.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Herr
Bill, Sie haben gesagt, dass Sie die Probleme des
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Verkehrs von morgen I6sen wollen mit diesem
Kongress. Wir schlagen Ihnen vor: Lésen Sie doch
erst einmal die Probleme von heute.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wir hatten in der letzten Woche unseren grof3en
Herbstempfang, 700 Gaste im groRen Festsaal.
Wir mussten spater starten. Der Tag héatte nicht
besser ablaufen kdonnen, um all die Probleme in
dieser Stadt zu verdeutlichen. Vormittags grof3fla-
chiger Ampelausfall in Teilen der Stadt, mittags
wird der ITS-Weltkongress an Hamburg vergeben,
abends stehen die Hamburger eineinhalb Stunden
im Stau, um sich 3 bis 4 Kilometer fortzubewe-
gen — nichts beschreibt die Problemlage in dieser
Stadt besser als der letzte Mittwoch.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wir haben uns Ihre Bewerbung sehr genau ange-
schaut. Ich wirde gern aus Ihrer Bewerbung zitie-
ren, denn sie beschreibt einen Teil der Probleme
sehr adaquat. Ich zitiere:

"Won den circa 1 700 Lichtsignalanlagen
werden circa 90 Prozent von einem Ver-
kehrsrechner automatisch gesteuert. Aller-
dings beruht diese Steuerung im Uberwie-
genden Teil auf Erkenntnissen aus den Ver-
kehrszahlungen und nicht auf Echtzeitinfor-
mationen."

— Zitatende.
(Dennis Thering CDU: Wertlos!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren von Rot-
Grin, l6sen Sie die Verkehrsprobleme der Gegen-
wart, denn die Bewerbung und der Popanz, den
Sie um diese Bewerbung gemacht haben, haben
nichts zu tun mit der gefiuhlten Realitat der Ham-
burgerinnen und Hamburger.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Was wollen Sie denn eigentlich noch machen?
Schauen wir in lhren Koalitionsvertrag, der gibt
einen guten Hinweis. Im Koalitionsvertrag schrei-
ben Sie, dass Sie Verkehre aufs Wasser verlagern
mochten. Anjes Tjarks als Griinem kaufe ich sogar
ab, dass er das wirklich mochte. Haben Sie mittler-
weile Verkehre aufs Wasser verlagert? Nein. Ha-
ben Sie den Barges, die das mdglich machen
kdnnten, mittlerweile eine Genehmigung erteilt?
Nein. Was machen Sie in diesem Bereich?

(Arno Miinster SPD: Das ist doch Lobbypoli-
tik, die Sie hier machen, nichts anderes!)

Sie erhdhen die Gebuhren fur Binnenschiffer und
sorgen damit dafir, dass diese 6kologisch und
O0konomisch sinnvollen MalRnahmen nicht ausge-
weitet werden. Das ist rot-griine Politik in Hamburg
at its best.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Und womit haben Sie sich noch beworben? Mit
smartPORT. smartPORT, das kennen Sie, das
sind all die Wackelpudding-Phrasen, die Sie tag-
taglich an die Wand zu nageln versuchen. Wenn
man sich also die Bewerbung zum ITS-Weltkon-
gress anschaut, dann stellt man fest: smartPORT —
Moment einmal, davon sind doch gerade Teile ein-
gestellt worden? Ich frage mich, ob Sie eigentlich
selbst, als Sie diese Bewerbung verschickt haben,
noch einmal geguckt haben, ob das wirklich die
Projekte sind, mit denen man sich bewerben soll-
ten. smartPORT logistics — Herr Horch, Sie wissen
es sicherlich — wird zum Sommer nachsten Jahres
eingestellt. Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, die Projekte, mit denen Sie sich fir diesen
Kongress beworben haben, werden schon gar
nicht mehr existieren, wenn der Kongress in dieser
Stadt stattfinden wird. Das ist genau das Problem
rot-griiner Verkehrspolitik: Sie machen Schaufens-
terprojekte und Sie liefern keine Substanz. Sie
wollen den Verkehr der Zukunft steuern, aber Sie
haben noch nicht einmal die Probleme der Gegen-
wart im Griff.

(Beifall bei der FDP)

Schauen wir uns an, was denn eigentlich die Lehre
aus den letzten Monaten und Jahren gewesen ist,
und ich freue mich, dass der Blrgermeister jetzt
noch zu uns gekommen ist; das ist ein wichtiges
Thema. Die Lehre der letzten Monate und Jahre ist
gewesen: Olaf Scholz kann keine grofen Projekte.

G20 — das werden wir morgen noch im Ausschuss
weiter diskutieren, ich freue mich schon darauf —:
versagt, nicht nur bei den vielfachen Sicherheits-
versprechen, sondern eben auch bei den Kosten-
zusagen.

Olympia: Da wollten die Hamburger schon gar
nicht mehr, dass es in Hamburg stattfindet, weil es
nicht solide durchgeplant war.

HSH Nordbank: Keine einzige Bank hat sich darum
beworben, diese Bank zu kaufen. Erfolg sieht an-
ders aus.

Elbvertiefung: Sechseinhalb Jahre regiert dieser
Bilrgermeister in der Stadt nun, und was ist das
Ergebnis? Handwerkliche Mangel werden uns
attestiert und im Ergebnis wissen wir noch nicht
einmal, wann die Elbvertiefung zur Planungsreife
fertig sein wird.

Meine Damen und Herren, sagen Sie mir einen gu-
ten Grund, warum dieser Senat den ITS-Weltkon-
gress zu einem Erfolg machen sollte. Wir bleiben
dabei, dieser Biurgermeister ist der Letzte, nach
dem die Menschen in diesem Land rufen, wenn es
darum geht, grolse Projekte umzusetzen — und das
ist auch der Grund, weshalb aul3er ihm selbst nie-
mand mehr danach ruft, dass er die SPD-Bundes-
spitze fuhren soll. — Vielen Dank.
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(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Ehlebracht be-
kommt das Wort flir die AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Vorweg
die Anmerkung, dass ich nach wie vor der Meinung
bin, dass in der Aktuellen Stunde Themen ange-
sprochen werden sollten, die Brisanz und Proble-
matik aufzeigen, die mit der Hamburger Hanse-
stadt zu tun haben, nicht solche Friede-Freude-Ei-
erkuchen-Themen, wie es aktuell der Fall ist.

(Beifall bei Dr. Alexander Wolf AfD)

Aber sei es drum, ITS steht auf dem Programm,
ITS machen wir.

Seit rund einer Woche wissen wir, dass wir in
Hamburg 2021 den ITS-Weltkongress durchfiihren
werden. Dazu unser Dank an den Senat und herz-
liche Gluckwinsche fir die erfolgreiche Bewer-
bung. Sie haben starke Konkurrenz aus dem Feld
geschlagen und wir sollten uns auf die Veranstal-
tung freuen.

(André Trepoll CDU: Das stand doch vorher
schon fest!)

Das sollte aber nicht nur Hoteliers und Gastrono-
men freuen, das sollte auch uns freuen, denn sol-
che Veranstaltungen werfen ihre Schatten voraus,
und zwar in Form von Investitionen, in diesem Fall
fur den Bereich Verkehr, von denen wir hoffentlich
alle etwas haben werden. Dies kdnnte sich in intel-
ligenten Ampelschaltungen auswirken, die durch
aktiven Datenaustausch mit Verkehrsteilnehmern
fur eine sinnvolle Schaltung sorgen — und wenn ich
mich so umschaue in Hamburg, ist das etwas, wo
wir einen enormen Bedarf haben —, aber auch in
Systemen, die dafiir sorgen, dass im OPNV die
Anschlussverbindungen kiinftig besser eingehalten
werden oder Verkehrsstdrungen kinftig noch mehr
als bisher proaktiv angezeigt werden und gleichzei-
tig besser als bisher alternative freie Routen aufge-
zeigt werden kdénnen — alles Dinge, auf die wir hof-
fen kénnen und die unser Leben und vor allen Din-
gen den Verkehr deutlich verbessern werden.

Den technischen Fortschritt halt niemand auf; das
sollte man auch gar nicht erst versuchen. Die
Kunst im Umgang besteht darin, dass man die gu-
ten Seiten dieser Entwicklung unter Vermeidung
der Schattenseiten versucht zu nutzen. Dazu ge-
hort, dass der Senat hoffentlich nicht alles, was
technisch maéglich ist, auch tatsachlich versucht
umzusetzen. Bevor man sich auf eine Entwicklung
oder Anderung einlasst, muss klar sein, welchen
effektiven Nutzen sie der Allgemeinheit bringen
wird. Da habe ich so meine Zweifel; in der Vergan-
genheit wurde das nicht immer beherzigt.

So eine Neuerung muss dariber hinaus stabil und
sicher funktionieren, bei gleichzeitig einfacher An-
wendbarkeit fir den Nutzer. Dies muss gewabhrleis-
tet sein, wenn die notwendige Akzeptanz und die
damit verbundene Nutzung erreicht werden soll,
denn das entscheidet letztendlich Uber Erfolg oder
Nichterfolg eines Projektes. Nicht jede Spielerei
bringt einen wirklichen Gewinn fiir die Gesellschaft,
das moge sich der Senat bitte ins Stammbuch
schreiben.

So eine Entwicklung hat aber auch immer nicht nur
eine technische Seite, sondern auch eine gesell-
schaftliche. Der technische Fortschritt hat in Teilen
Geschwindigkeiten erreicht, dass ein Grofiteil der
Menschen nicht mehr folgen kann oder nicht mehr
folgen will. Wahrend der eine morgens noch vor
dem ersten Kaffee zum Handy greift und es das
Letzte ist, was er abends aus der Hand legt, hat
der andere noch nicht einmal ein Smartphone, und
dies nicht nur aus einer Antihaltung heraus, son-
dern vielleicht aus Gewohnheit oder einfach mit
dem Willen und aus der Uberzeugung heraus, das
eigene Leben in der realen Welt gestalten zu wol-
len und nicht per elektronische Helferchen in einer
virtuellen Welt.

Der Senat ist gefordert, permanent ernsthafte Be-
mihungen zu unternehmen, dass niemand bei die-
ser Entwicklung abgehangt werden darf. Gesell-
schaftliche Teilhabe muss uneingeschrankt auch
fir den nicht technisch affinen Blrger problemlos
moglich sein. Der Mensch bendtigt Zeit, um sich an
Veranderungen gewodhnen zu kbénnen. Daher die
Mahnung an den Senat, technische Neuerungen,
deren Nutzen und sichere Funktion belegt wurden,
mit gentigend Zeit und Fingerspitzengefiihl einzu-
fihren. Geschieht dies nicht, kann dies zur Ableh-
nung von ...

(Michael Kruse FDP: Haben Sie den Ein-
druck, dass der Senat zu viele Innovationen
tatigt?)

— Na, lassen Sie ihn doch einmal machen. Die An-
séatze sind doch gut.

Das kann sonst zur Ablehnung bei den eigentlich
gedachten Nutzern filhren. Und vergessen Sie bit-
te nicht, bei all den Traffic Light Forecasts, den
Smart Roads, den C-ITS und C2C, zwischen Digi-
tal Hub Logistics und Urban Simulator, bei all dem
Shareconomy, Shared Service, Bikeshare und
Carsharing, Ihre Hausaufgaben zu machen, um es
einmal in Deutsch zu sagen. Erstellen Sie endlich
einen ganzheitlichen Verkehrsentwicklungsplan fir
Hamburg, im Idealfall mit Zustimmung der angren-
zenden benachbarten Kreise, und planen Sie da-
bei die Verlangerung aller sich anbietenden U- und
S-Bahn-Linien ins Umland. Das macht eine City
auch smart, und U- und S-Bahnen sind ohne viel
Schnickschnack auch ein Shared Space. — Danke.

(Beifall bei der AfD)
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Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Se-
nator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich darf
sagen: Hamburg hat die Ehre, flir Deutschland
Gastgeber des Weltkongresses fir Intelligente Ver-
kehrssysteme — im Fachenglisch, wir haben es
schon einige Male gehort, kurz zusammengefasst
ITS — zu sein und ihn im Jahr 2021 hier in Ham-
burg zu veranstalten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Den Zuschlag haben wir in der vergangenen Wo-
che in Montreal gegen massive Konkurrenz erhal-
ten, und ich mochte den vielen Akteuren danken,
die in unserer Stadt daran uber die letzten Monate
aktiv mitgearbeitet haben.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Thilo Kleibauer, Karl-Heinz Warnholz, beide
CDU, und Michael Kruse FDP)

Verkehr in Hamburg, und ich meine: Verkehr in der
Metropolregion Hamburg, kann Uber alle Verkehrs-
trager, die wir hier vereinigen — den Individualver-
kehr, sprich Auto, den o&ffentlichen Nahverkehr,
schienengebunden oder Busse, Fahrradverkehre
und den ruhenden Nahverkehr — nur in einer Ge-
samtbetrachtung gesehen werden. Diese Gesamt-
betrachtung heif3t: Mobilitat in Ballungszentren und
Mobilitat fir die Zukunft von Hamburg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Den Zuschlag fir den ITS-Weltkongress bekom-
men zu haben, ist eine grolte Chance fiir uns, die-
sen gesamten Zielen — das ist ein Riesenkatalog —
entsprechend naherzukommen. Ich werde es mor-
gen oder heute Abend schon auch meinen Kolle-
ginnen und Kollegen bei der Verkehrsministerkon-
ferenz ndherbringen, um was es hier geht, weil das
nicht nur eine Veranstaltung fir Hamburg ist, son-
dern fir Deutschland — das betone ich — insge-
samt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Erfolg ist ein Ergebnis unserer 2016 begonne-
nen ITS-Strategie; das ist nicht nur eine Bewer-
bung fir einen Kongress, sondern musste unter-
legt werden mit vielen Vorhaben, die dann von der
deutschen ITS-Organisation, von der europaischen
und von der Weltorganisation anerkannt werden
mussten. Nachdem unsere Stadt im Mai dieses
Jahres in einer Studie der Unternehmensberatung
PricewaterhouseCoopers und des DLR Hamburg
als beste aller GroRstadte in Deutschland beim
Thema Digitalisierung der Mobilitat aktuell — nicht
in die Zukunft schauend, sondern aktuell — abge-
schnitten hat, ist der Zuschlag eine weitere Bestati-
gung, dass wir uns insgesamt bei diesem umfas-
senden Thema auf dem richtigen Weg befinden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Ausrichtung des ITS-Weltkongresses gibt uns
die Mdglichkeit, als bedeutender nordeuropaischer
Verkehrs- und Logistikschwerpunkt Impulsgeber
und gleichzeitig Plattform fir viele kinftige Ent-
wicklungen in diesem wichtigen Zukunftsfeld zu
sein.

Wir werden mit diesem Hintergrund zu einem La-
boratorium fiir Mobilitdt der Zukunft. Davon werden
vor allem — und ich will es deutlich betonen, dass
wir hierbei nicht nur an Hafen und Logistik den-
ken — die Buirgerinnen und Blirger unserer Stadt
profitieren.

Alle Prognosen zeigen, dass wir in Zukunft mit stei-
genden Verkehren rechnen missen. Die Mobilitat,
besonders in Ballungsraumen und Stadten, veran-
dert sich dauerhaft. Von daher ist es ein sehr wich-
tiges Anliegen, digitale Verkehrsthemen in Ham-
burg selbst zu realisieren und nicht nur zu beglei-
ten oder zu beobachten. Nur so kdnnen wir die
Entwicklung mitgestalten. Das ist gut flr die Wis-
senschaft in Hamburg, fir die Forschung, die sehr
eng miteinbezogen ist, fir die Wirtschaft und — ich
betone es noch einmal — fiir alle Hamburgerinnen
und Hamburger, die sich einen guten Verkehr, egal
mit welchem Verkehrsmittel, in unserer Stadt win-
schen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Intelligente Verkehrssysteme sind ein wesentlicher
Faktor, um Innovationen anzustof3en. Das ist ein
fortgesetzter Prozess; er endet nicht im Novem-
ber 2021, sondern es ist der Impuls, der davon
ausgeht. Es sind neue Technologien zu ent-
wickeln, und es sollen vor allen Dingen in Hamburg
neue Mobilitatsserviceangebote entwickelt werden.
Diese helfen heute schon, dass die Birgerinnen
und Birger besser informiert sind tber die aktuel-
len Dinge, vielféltige Angebote in unserer Stadt
nutzen und sich letztendlich sicherer bewegen kén-
nen. Denken Sie nur an — ich will einige Beispiele
nennen — WLAN in Bussen und U-Bahn-Stationen,
das Buchen von Carsharing-Fahrzeugen, unsere
erfolgreiche Mobilitatsplattform switchh und natiir-
lich den Leihvorgang bei unserem StadtRAD, der
sich als deutschlandweit einer der besten erwiesen
hat und heute schon mit dem Smartphone abge-
wickelt werden kann.

Ich will noch eingehen auf die aktuelle Situation.
Die Koordination von Baustellen ist ja etwas, das
nie ganz zu Ende ist, aber sie ist in den Schritten,
die wir eingeleitet haben, heute ein Erfolg, und un-
sere Softwarebasis ROADS ein Erfolgsfaktor fur
die Koordination von Verkehr in unserer Stadt.

Ein weiteres Projekt des Landesbetriebs Verkehr
mit dem eingebundenen Unternehmen T-Systems
sieht vor, dass Autofahrerinnen und Autofahrer
heute bereits bei der Abfahrt per App Uber Stell-
platze informiert werden kénnen. Auf diese Weise
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wird der sogenannte Parksuchverkehr verringert
und damit verbunden — der Blick auf die Umwelt —
werden die Emissionen reduziert.

Zudem schaffen wir Voraussetzungen fir automati-
siertes und vernetztes Fahren, ein Zukunftsprojekt
im Zuge der Digitalisierung. Hamburg ist immerhin
eine der Stadte in Deutschland, die vom Bundes-
ministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur
als Testfeld fur automatisiertes und vernetztes
Fahren ausgewahlt wurden.

Auch Radfahrer, das will ich deutlich betonen, und
FuRganger werden in unsere Strategie eingebun-
den und profitieren. So bewerben wir uns bei-
spielsweise um Foérdermittel des Bundes gezielt
dafir, um Sensoren auf die Strale zu bringen, die
den Fahrzeugen Signale geben, damit gefahrliche
Situationen an Kreuzungen verhindert und die
Schwachsten im Verkehr — was Fahrradfahrer und
FuRganger sind — besser geschitzt werden kon-
nen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Michael Kruse FDP)

Gerade weil Mobilitat in unserer Gesellschaft eine
der bedeutendsten Voraussetzungen fir die Zufrie-
denheit der Birgerinnen und Burger ist, mdchte
Hamburg diese Modellstadt fur intelligente, organi-
sierte Mobilitdt und Logistik werden. Die Burgerin-
nen und Birger sollen eine Stadt haben, in der ih-
nen Angebote zur Verfliigung stehen, mit denen sie
ihre eigene individuelle Mobilitat entsprechend ge-
stalten kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Fir die SPD-Fraktion be-
kommt das Wort Frau Martin.

Dorothee Martin SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Thering,
das waren wieder ziemlich viele Worte, ziemlich
viel heilde Luft.

(Dennis Thering CDU: Haben Sie Frau
Koeppen gehort?)

— Ich habe Frau Koeppen sehr gut gehdrt, Sie al-
lerdings auch.

Ich wirde lhnen vorschlagen, dass wir einmal
einen kurzen Faktencheck machen.

(Zuruf: Nur zu! — André Trepoll CDU: Erzah-
len Sie mal von Ihrem Wahlkampf, was ha-
ben die Leute denn da gesagt?)

Was haben wir denn vorgefunden? Die CDU-Re-
gierung hat jahrelang unsere Straflen verkommen
lassen.

(Zuruf: Oh, die alte Leier! Das versucht Herr
Dressel uns auch immer zu erzahlen!)

Wir investieren in die StraReninfrastruktur, allein
diese Legislaturperiode 500 Kilometer. Sie
meckern nur. Aufer Spesen nichts gewesen; von
Ihnen kommt nichts.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Radverkehr ist und bleibt

(Dennis Thering CDU: Bestes Wahlkampf-
thema flr uns! Machen Sie mal so weiter!)

gerade fir Sie ein absolutes Fremdwort, fir die
FDP auch noch ein bisschen. Wir kimmern uns
um Radverkehr. Wir bauen Bike-and-ride-Statio-
nen aus, wir kimmern uns um Velo-Routen, um
das StadtRAD. Sie meckern nur.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nachdem Sie jahrelang — und wahrscheinlich im-
mer noch — irgendwelchen Stadtbahnideen hinter-
hergerannt sind, bauen wir eine neue U-Bahn, Ub-
rigens ein grofRes Projekt, Herr Kruse.

(Zuruf: 2035!)

Wir erweitern unsere Schnellbahnlinien. Sie
meckern nur. Von lhnen kommt nichts, und ich
wlrde noch einmal gut Uberlegen, wer sich hier
blamiert in diesem Hause.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich glaube, ziemlich viele haben noch nicht begrif-
fen, was ITS eigentlich sein soll. Wir reden hier
— Herr Horch hat es gesagt, Frau Koeppen hat es
ausgeflihrt — Gber die Zukunft von Mobilitat. Wir re-
den Uber einen internationalen Kongress.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Martin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Thering?

Dorothee Martin SPD (fortfahrend): Nein, ich
mdchte gern weiterreden.

(Dennis Thering CDU: Sehr souveran!)

Wir reden Uber einen internationalen Kongress.
Wir reden Uber globale Lésungen und wir reden
Uber nachhaltige Lésungen. Ich glaube, das haben
Sie immer noch nicht verstanden. Da kann man in
Ihre Richtung wirklich nur sagen: Wer in der Ver-
gangenheit lebt, der verpasst die wichtigen Zu-
kunftsdebatten. Ich finde es schon sehr erstaun-
lich, wie Sie sich dieser Zukunftsdebatte in Ham-
burg schlicht und einfach verweigern.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Motto der Bewerbung Hamburgs war "Ham-
burg — City of Solutions". Und genau darum geht
es. Es geht um konkrete Lésungen im Mobilitats-
bereich, im OPNV-Bereich, im Carsharing-Bereich,
fir Logistik, also nachhaltige Lésungen, die auch
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den Stadtnutzen fir Hamburg deutlich erhéhen
werden. Herr Senator Horch hat eben viele konkre-
te Projekte ausgefiihrt. Es geht um weiteren Aus-
bau von intelligenten Ampelschaltungen, um Ver-
netzungen von Verkehrssystemen und Vernetzun-
gen von Carsharing, um automatisiertes Fahren,
also all das, was es bereits gibt. Man muss da kei-
ne Angstdebatten fliihren, wie die AfD es tut, son-
dern wir missen uns jetzt mit den Zukunftslosun-
gen, mit den Herausforderungen und auch mit Pro-
blemen auseinandersetzen.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)

Das machen wir gemeinsam mit vielen Experten in
Hamburg. Wir freuen uns darauf. Es werden gute
Lésungen auch fir Hamburg dabei herauskom-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Wird seitens der CDU-
Fraktion das Wort gewiinscht? — Das ist nicht der
Fall. Herr Dr. Tjarks, dann bekommen Sie das
Wort fiir die GRUNE Fraktion.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Dann bleibt das
mal so stehen! — Zurufe)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich glaube, es ist bezeich-
nend: Eigentlich haben wir das Thema angemeldet
"Was ist die Mobilitdt von morgen?", und grol3e
Teile der Opposition beschaftigen sich mit dem
Thema "Jetzt", einige mit dem Thema "Burger-
meisterwahl von Montreal".

Wir mussen uns einmal ein wenig damit beschafti-
gen, was in diesem Bereich eigentlich passiert. Die
Freie und Hansestadt Hamburg hat tUber die Hoch-
bahn switchh gestartet. switchh ist nicht nur eine
App, switchh erlaubt in naher Zukunft das erste
Mal eine Tiefenintegration von allen wichtigen Ver-
kehrstragern einer Stadt in einer App, von car2go
und DriveNow, von der Hochbahn, dem HVV und
StadtRAD. Wir werden, und wir kdnnen es schaf-
fen, damit — und das wird die Mobilitdt von morgen
sein — den Birgerinnen und Birgern dieser Stadt
ermdglichen, mit einer App alle relevanten Ver-
kehrstrager zu buchen. Wenn man in die Hoch-
bahn geht, muss man keine Fahrkarte mehr kau-
fen, sondern kann Uber das System Check-in/Be-
out automatisch und tagesaktuell den besten Preis
abgerechnet bekommen. Das ist eine Mdglichkeit,
die sich konkret auftut in der Mobilitdt von morgen,
und genau das ist etwas, wo man konkret an der
Verbesserung der Verkehrssysteme in Hamburg
arbeitet. Ich glaube, wir sollten uns bewusst ma-
chen, dass wir in der Studie von Pricewaterhouse-
Coopers ganz vorn dabei sind. Wir haben den
Weltkongress bekommen, weil wir hier ein Schau-
fenster sind und wir ganz vorn an diesen Fragen
arbeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es geht dabei um sehr zentrale Fragen, die weit
Uber Hamburg hinausgehen. Die Frage ist doch:
Was ist Uber eigentlich? Ist es ein Verkehrsunter-
nehmen oder ein Taxiunternehmen? Nein. Uber ist
ein digitales Unternehmen, das sich anschickt, das
Airbnb fir Verkehr zu werden, eine weltweite Platt-
form, Uber die 7 Milliarden Menschen ihre Mobili-
tatsdienstleistungen buchen kénnen. Dann ist es
schon fast egal, was Sie darunter schieben, eine
Flotte von BMW oder Mercedes oder ein Stadt-
RAD. Die Frage ist: Wollen wir das eigentlich? Ich
muss |hnen ehrlich sagen: Das wollen wir nicht.
Wir wollen, dass die Mobilitat in einer Stadt vor Ort
von der Stadt gesteuert und gestaltet werden
kann. Das erlaubt uns Uberhaupt die Handlungs-
freiheit.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Steuern Sie
doch mal!)

Das ist das, worum es bei diesen Fragen geht,
Frau Sudmann. Dariber missen wir reden, und
nicht Uber Burgermeisterwahlen von Montreal.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Michael Kruse FDP)

Herr Kruse, Sie sind im Bundestagswahlkampf ein
bisschen als die Mochtegern-Digitalisierungspartei
angetreten. Aber ich muss sagen ...

(Michael Kruse FDP: Nur kein Neid, nur kein
Neid!)

— Da ist Uberhaupt kein Neid; wo nichts ist, kann
auch kein Neid sein.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich wirde mir sehr wiinschen, dass wir uns einmal
ernsthaft mit den Fragen auseinandersetzen, um
die es geht. Wenn wir das Thema Mobilitdt von
morgen anmelden, dann sollten wir auch Uber das
Thema Mobilitat von morgen reden. Aber daflr
muss man es Uberhaupt erst einmal erfassen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Sudmann hat er-
neut das Wort fir die LINKE Fraktion.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Das Beispiel der
Blrgermeisterwahl, Herr Tjarks, hat Sie getroffen.
Ich kann verstehen, dass Sie bei Ihrem Burger-
meister mittlerweile ein bisschen unsicher werden;
ihrem Burgermeister, der neuerdings glaubt, mit
linken Konzepten kdnne er punkten. Ich glaube, er
hat recht: 12 Euro Mindestlohn ist der richtige
Weg. Und wenn dieser Blrgermeister es auch
noch schafft, sich fur umweltfreundliche alternative
Verkehrspolitik auszusprechen und auch dort den
LINKEN folgt, dann waren Sie auf dem richtigen
Weg.
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(Beifall bei der LINKEN — Michael Kruse
FDP: Ihr kdnnt ja mit der SPD wieder fusio-
nieren!)

Aber, Herr Horch, Sie haben unbewusst — oder
vielleicht kam es einfach so undeutlich riber, als
Sie von dem Laboratorium gesprochen haben —
deutlich gemacht, was es wirklich ist. Das, was uns
hier prasentiert wird, ist ein Laberatorium. Sie ver-
suchen, dber Technik, allein Uber Technik, die Ver-
kehrsprobleme zu |I6sen. Das beste Beispiel dafiir
haben Sie geboten, als Sie Uber den Radverkehr
gesprochen haben. Zum Radverkehr haben Sie
gesagt, Sie taten doch etwas flir die Radfahrerin-
nen und Radfahrer, Sie sorgten dafiir, dass es si-
cherer werde, Uber Sensorik, damit die Unfalle
nicht so schwer wiirden.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir bauen Velo-Rou-
ten!)

Der Radverkehr in Hamburg und der Verkehr ins-
gesamt wirde sicherer werden — das wissen Sie
genau, Herr Kienscherf —, wenn Sie sich endlich zu
Tempo 30 durchringen kdnnten. Das ist eine For-
derung, die bei Ihnen komplett gestrichen ist.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf: Von vorges-
tern!)

— Dass Herr Thering das nicht macht, ist klar. Da
muss ich Frau Martin recht geben; die Beschrei-
bung von Herrn Thering war einfach traumhaft. Da
ist alles verloren: Da ist Hopfen und Malz verloren,
da ist die Luft im Reifen verloren, da bekommt man
gar nichts mehr hin.

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN)

Aber Sie sind weiter. Ich gebe Ihnen noch einmal
ein Beispiel, warum ich Sie so kritisiere und warum
ich sage, dass Sie sich so sehr am Auto orientie-
ren. Sie haben dieses Modellprojekt zum intelligen-
ten Parken. Schaue ich mir die Autofahrerinnen
und Autofahrer an, die ich kenne, weif3 ich doch ei-
nes sehr genau: Die fahren am liebsten bis genau
vor die Haustr.

(Dirk Kienscherf SPD: Was kennen Sie denn
fur Leute?)

Ich verstehe lhr Modellprojekt so, dass Sie mor-
gens gucken, hey, super, ich kann bis vor die
Haustir fahren, also fahre ich Auto. Das kann
doch nicht |hr Ernst sein.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist vielleicht in
Flottbek so, aber nicht in Hamm, meine Lie-
be!)

— Da wohne ich gar nicht, mein SuRer, aber das
macht nichts.

(Zurufe)
— Er kriegt wenigstens Farbe.
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Kienscherf, wiinschen Sie, dass ich Frau Sudmann
einen Ordnungsruf erteile?

(Dirk Kienscherf SPD: Nein. — Heiterkeit)
Dann fahren sie bitte fort, Frau Sudmann.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Aber
die Zeit lief jetzt weiter, Frau Prasidentin, bekom-
me ich die 10 Sekunden noch dazu?

Mobilitat von morgen, dazu fallt Ihnen als Erstes
switchh ein. Mit diesem switchh-Modell, ich sage
es noch einmal, sorgen Sie dafur, dass die Leute
an innerstadtischen OPNV-Haltestellen ins Auto
umsteigen. Wenn das |hr Modell von morgen ist,
kann ich nur sagen: Leute, das wird nie was.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Fiir die FDP-Fraktion be-
kommt Herr Aukes das Wort.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Als neuer verkehrspolitischer
Sprecher der FDP-Fraktion freue ich mich hier im
Hause auf intensive Diskussionen und darf auch
gleich, nachdem ich 47 Jahre den Ooffentlichen
Nahverkehr in Hamburg in all seinen Abwandlun-
gen durchlaufen habe und miterlebe,

(Dirk Kienscherf SPD: Schon als Baby?)

einen kleinen Beitrag zur Aktuellen Stunde der bei-
den Regierungsfraktionen leisten. Der Senat und
die ihn tragenden Fraktionen haben in ihren Rede-
beitrdgen versucht, den ITS-Weltkongress als
groBe Chance fir unsere Stadt darzustellen. Es
wurde versucht, die Probleme der Hunderttausen-
den von Hamburgern, die taglich im Verkehrscha-
os stecken, kleinzureden. Aber die Bilanz nach
zweieinhalb Jahren rot-griner Verkehrspolitik ist
meiner Meinung nach desastros.

(Beifall bei der FDP)

Mein Kollege Kruse hat die Versaumnisse des Se-
nats schon sehr anschaulich dargestellt. Ich flige
aber noch einige hinzu, damit gesehen wird, dass
es hier nicht nur um Zukunftsperspektiven geht,
um etwas, das irgendwann in finf, sechs, sieben,
acht Jahren lauft, sondern Sie miussen den Biir-
gern dieser Stadt auch nahebringen, dass heute
etwas gemacht und heute etwas in Sachen ITS-
Ideen unternommen wird.

Was passiert in Hamburg? Erstens: Baustellen im
Stadtgebiet werden noch immer so schlecht auf-
einander abgestimmt, dass wichtige Einfahrtsstra-
Ren parallel gesperrt sind. Ein Echtzeitverkehrsmo-
dell, das der Senat seit Jahren immer wieder ver-
spricht, wirde Abhilfe schaffen, aber es lasst im-
mer noch auf sich warten. Anstatt — wie in der ITS-
Strategie des Senats geplant — die Verkehrssicher-
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heit durch neue Technologien zu erhéhen, verlegt
der Senat Fahrradstreifen munter auf viel befahre-
ne Strafen und erhdht damit das Unfallrisiko. Das
ist natrlich genau das Gegenteil von intelligenter
Verkehrspolitik.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Thering
CDU)

Es ist noch immer zu viel Verkehr auf den Stral3en.
Die kostenpflichtigen P+R-Anlagen machen das
Umsteigen uninteressant. Zudem steigt und steigt
der HVV-Tarif, ohne eine deutliche Verbesserung
der Situation, etwa im Taktbereich.

(Zuruf: So ein Quatsch!)

Ich weil3 nicht, ob Sie zwischen 4 und 6 und 8 und
10 Uhr morgens einmal mit der S- oder der U-Bahn
fahren;

(Zurufe von der SPD)

ich komme mir da vor, als wenn ich in Viehtrans-
porten unterwegs bin. Da hilft auch kein WLAN.

(Beifall bei der FDP)

Selbst bei der Einfihrung des E-Ticketings kommt
es zu Verzdgerungen. So bewegen Sie keinen
Hamburger, auf den OPNV umzusteigen, das kann
ich lhnen versichern.

(Beifall bei der FDP)
Wir kdnnen weiter ...
(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Au-
kes, lhre Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen
Sie zu einem Schlusssatz.

Ewald Aukes FDP (fortfahrend): Die Abstim-
mungsprobleme bei landeribergreifenden Projek-
ten erschweren Kooperationen und sind damit auf
die lange Bank geschoben. Der Senat setzt sich
lieber an den bunten Spieltisch namens ROADS.

(Glocke)
Ich mochte die Liste nicht fortsetzen,
(Heiterkeit)

sondern bin der Meinung, dass der Kongress in
Hamburg kein grof3er Erfolg wird, wenn Sie nicht
grundsatzlich an lhrer Strategie etwas andern. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Tjarks bekommt
das Wort fiir die GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich hatte noch einmal das
Bediirfnis, mich an Frau Sudmann zu wenden, weil

Sie ja so viele Freunde haben, die gern mit ihrem
Auto bis vor die Haustlr fahren. Wenn die mit ih-
rem Auto bis vor die Haustlir fahren, muss man
erst einmal feststellen: Die haben ein Auto.

(Michael Kruse FDP: Aber keinen Park-
platz!)

Herr Aukes hat es eben gesagt, es ist viel Verkehr
auf den Strallen. Deswegen wollen wir alle ein
bisschen umsteigen; sogar die FDP modchte um-
steigen.

(Dirk Kienscherf SPD: Nur DIE LINKE, die
hat so viele Freunde mit Autos!)

Nun ist die Frage: Wie bekommen wir das hin? Na-
tirlich kann man jetzt zwangsverordnen, dass alle
Fahrrad fahren und den OPNV nutzen. Man kann
sich aber auch uUberlegen, was denn eigentlich
passiert, wenn man ein Mobilitdtsangebot schafft,
das im Prinzip genau dasselbe ist, aber ohne eige-
nes Auto funktioniert. Genau da sind wir bei dem
Thema ITS und Digitalisierung des Verkehrs. Fri-
her hat man das Anruf-Sammeltaxi genannt. Aber
mit on demand mobility, also der Tatsache, dass
man das Auto bestellt und es irgendwann auch au-
tonom fahren wird, wird eine vollig neue Mobilitat in
der Stadt entstehen, namlich die Mobilitdt eines
Dienstleisters, der sagt: Ich komme mit einem au-
tonom fahrenden Auto vorbei und bringe dich von
A nach B, und zwar bis vor die Haustur, wo lhre
Freunde so unbedingt gern hinfahren wollen.

(André Trepoll CDU: Wann wird das denn so
weit sein, Herr Tjarks? — Gegenruf von Dirk
Kienscherf SPD: Du wirst es noch erleben!)

— Nun warten Sie mal ab.
(Zuruf: Wir warten alle ab!)

Ich glaube, innerhalb der nachsten zehn Jahre ha-
ben Sie da sehr realistische Ansatze.

Die Frage ist doch: Gestalten wir diese Entwick-
lung selbst oder lassen wir sie von Uber, Google,
Apple, Facebook gestalten? Ich bin sehr dafir,
dass wir diese Entwicklung selbst gestalten und es
so machen, dass das teilintegriert im OPNV ist. Sie
kénnen das als privatwirtschaftliches Angebot ma-
chen oder Sie kdnnen es als Angebot des o6ffentli-
chen Nahverkehrs machen, das ist die grofl3e glo-
bale Weichenstellung, die sich jetzt stellt. Ich wur-
de mich sehr freuen, wenn wir diese Problematik
als Stadt Hamburg begreifen, erfassen, und in dem
Rahmen, in dem wir sie steuern kdnnen, sie auch
selbst in die Hand nehmen, um zu steuern. Denn
dann haben wir die reale Chance, mit derselben
Servicequalitat, mit derselben Komfortqualitat die
Anzahl der Autos in unserer Stadt wirklich deutlich
zu reduzieren. Daflir braucht man dann kein eige-
nes Auto mehr, um sich etwa beim Automechani-
ker herumzuargern, weil alles teurer wird, sondern
da hat man dieselbe Qualitat und es ist Teil des 6f-
fentlichen Nahverkehrs. Das ware das Beste. Dann
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kommt man wirklich in eine Situation, wo man die
Autos in der Stadt deutlich reduzieren kann. Uber
diese Chance muissen wir reden. Wir sollten sie er-
greifen und wir sollten sie proaktiv ergreifen, aber
vorher missen wir sie verstehen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Schmidt fiur die
SPD-Fraktion bitte.

Hansjoérg Schmidt SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man die
Thesen der Opposition hort und das einmal in den
Kontext setzt zu dem, was in der letzten Woche
passiert ist — der US-amerikanische Prasident Do-
nald Trump hat einen Erlass verkindet, dass die
Car-to-Car Communication nun doch nicht kom-
men soll —, dann hat man das Geflihl, dass man es
hier mit ahnlich rickwartsgewandter Politik in un-
serem Hause zu tun hat, und das ist bei diesem
Thema wirklich schade.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Chance ist zum Greifen nahe, und deswegen
ist es so gut, dass dieser Kongress hier in unserer
Stadt stattfinden wird. Drei Thesen dazu.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Die Mobilitatswende, Uber die wir reden, hat in den
Stadten bereits begonnen. Wenn Sie einmal mit of-
fenen Augen durch die Stadt gehen und den Kopf
von lhrem Display heben wirden, Herr Thering,
dann wirden Sie sehen, was in dieser Stadt mitt-
lerweile an Mobilitdtsmix vorhanden ist. Das igno-
rieren Sie dauerhaft mit dem, was Sie hier von sich
geben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein weiteres groRes Thema, das noch nicht ange-
sprochen worden ist, ist die Elektromobilitat. Die
Elektromobilitat ist der Schllissel der Energiewen-
de im Verkehr. Dazu werden wir nachher noch lan-
ger diskutieren, deswegen reile ich das hier gar
nicht weiter an.

Der dritte groRe Punkt ist die wirtschaftliche Di-
mension. Die Verkehrswende wird auch dem Indus-
triestandort Deutschland helfen, und zwar wenn
man es so macht, wie wir es in unserer Stadt ma-
chen. Wir gehen Kooperationen mit den Automobil-
herstellern in unserem Lande ein. Wer das kriti-
siert, Frau Sudmann, der riskiert die Arbeitsplatze
in unserer Stadt und in unserem Land. Denn die
Automobilindustrie ist das Ruckgrat unserer Indus-
trie in Deutschland und sie sollte man nicht ohne
Grund einfach so aufs Spiel setzen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn man sich dann anschaut, wie momentan die
Koalitionsverhandlungen in Berlin ablaufen, sieht

man auch dort, dass Union und FDP diesen wichti-
gen Umbau einer Schlisselindustrie dauerhaft
blockieren, mit Argumenten, die aus der Vergan-
genheit kommen.

(Michael Kruse FDP: Koalitionsverhandlun-
gen haben noch gar nicht angefangen!)

Und das ist der Punkt, wo man nur sagen kann:
Das Festhalten am Status quo — und das ist das,
was hier die ganze Zeit von dieser Seite und auch
von der ganz linken Seite kommt —

(André Trepoll CDU: Sie meinen den Braun-
kohleausstieg, oder?)

ist das grofte Risiko fiir die Arbeitsplatze in unse-
rem Land. Das ist das, was Sie mit Ihrer Politik ver-
breiten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann se-
he ich keine weiteren Wortmeldungen zu dem ers-
ten Thema und rufe das zweite Thema auf, ange-
meldet von der CDU-Fraktion

Strafvollzug und Polizei am Limit — Ge-
werkschaften schlagen Alarm

Wer begehrt das Wort? — Herr Gladiator von der
CDU-Fraktion.

Dennis Gladiator CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Hamburgs Polizei ist am Limit.
Das ist kein Befund der Opposition allein. Das ha-
ben wir uns nicht ausgedacht, nein, das ist der Hil-
feruf einer Hamburger Polizeigewerkschaft. Wir
wissen, dass Sie als Regierungsfraktionen die Op-
position schon aus Prinzip nicht ernst nehmen.
Das haben Sie gezeigt, als Sie alle unsere War-
nungen und Verbesserungsvorschlage in den letz-
ten Monaten und Jahren einfach in den Wind ge-
schlagen haben.

(Arno Miinster SPD: Stimmt doch nicht!)

Aber auf den Bund Deutscher Kriminalbeamter
sollten Sie horen. Und, Herr Grote, Sie sollten vor
allem lhre Mitarbeiter ernst nehmen. Das kann und
das muss man von einem Hamburger Innensena-
tor erwarten.

(Beifall bei der CDU)

Der Hilferuf des BDK ist mehr als deutlich. Ich darf
zitieren:

"Wir sind am Ende, kdnnen viele Falle nicht
mehr ermitteln!"

Eine solche Warnung, ein solcher Hilferuf ist nun
wirklich alarmierend und macht deutlich, wie ernst
die Lage bei der Polizei ist. Das spurt offensichtlich
auch der Innensenator. Wie sonst kann man es
sich erklaren, dass ihm die Nerven durchgegangen
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sind und er den Vorsitzenden des BDK im Rahmen
der Vereidigung hier im Rathaus wirklich wist be-
schimpft hat? Das war unanstandig. Da fehlen mir
die Worte, Herr Grote. Sie sollten sich beim BDK
entschuldigen.

(Beifall bei der CDU und bei Christiane
Schneider DIE LINKE — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Abgeordneter, entschuldigen Sie die
Stoérung. — Die Senatsbank ist kein Infotresen.

(Heiterkeit)

Ich wirde bitten, das zu berucksichtigen.
(Zurufe)

Herr Gladiator, fahren Sie bitte fort.

Dennis Gladiator CDU (fortfahrend): Mit lhrem
Verhalten, Herr Senator Grote, haben Sie gezeigt,
dass Sie nicht verstanden haben, worum es geht.
Ich will es Ihnen deshalb gern noch einmal kurz er-
klaren. Das Problem sind nicht die Gewerkschaf-
ten, Herr Grote, die auf die Missstande hinweisen,
das Problem ist dieser Senat, der die Probleme
und den Personalmangel verursacht und zu ver-
antworten hat. Das miussen Sie vielleicht einfach
einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der CDU)

Sie sollten also, statt gestandene Polizisten zu be-
schimpfen, endlich anfangen, Ihre Verantwortung
wahrzunehmen, denn die Notlage bei der Polizei
ist das Ergebnis |hrer Politik, und daflir miissen Sie
geradestehen.

(Beifall bei der CDU)

Sie und |hr Vorganger im Amt haben jahrelang bei
der Polizei gespart,

(Zurufe von der SPD: Oh!)

indem Sie unzahlige Stellen nicht besetzt haben,
auch wenn Sie immer wieder anderes behauptet
haben, und zwar wahrheitswidrig. Sie haben uns
immer wieder erzahlt, bei der Polizei werde nicht
gespart. Aber die Stellen, die Sie jetzt besetzen
wollen, sind die Stellen, die Sie bisher freigehalten
haben, um einen Einsparungsbeitrag abzuliefern.
Sie haben also nicht nur bei der Polizei gespart,
Sie haben die Offentlichkeit dariiber auch grob ge-
tauscht.

(Beifall bei der CDU und bei Dirk Nocke-
mann AfD)

Das kann man nachweisen. Allein im Bereich der
Schutzpolizei sind Uber 200 Stellen nicht besetzt.
Die Polizeiprasenz in den Stadtteilen nimmt immer
mehr ab. Dass die Polizei am Limit ist, zeigt sich
auch an einer anderen Zahl, namlich an der Zahl
der Uberstunden. Die hat einen negativen Rekord-

wert erreicht von mittlerweile 1,4 Millionen Uber-
stunden.

Nun ruft auch das LKA um Hilfe, denn mittlerweile
kénnen rund 8 000 Anzeigen nicht mehr bearbeitet
werden, weil schlichtweg das Personal dafir fehlt —
und das liegt nicht nur an G20, das ist ein struktu-
relles Problem, das Sie zu verantworten haben.
Und was machen Sie? Sie machen das, was Sie
am besten koénnen: Sie reden die Lage schén und
versuchen, sich so aus der Affare zu ziehen. Das
werden Sie heute wahrscheinlich wieder versu-
chen. Sie werden sich hinstellen und sagen, die
Probleme seien gar nicht so gravierend, Sie hatten
alles im Griff. Aber, Herr Grote, das glaubt lhnen
niemand mehr. Es ist erkennbar, dass Sie die Lage
nicht im Griff haben, und deswegen ist diese
Selbstzufriedenheit, die Sie taglich zu Markte tra-
gen, vollig unangebracht.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Und selbst dort, wo einzelne Sonderkommissionen
erfolgreich arbeiten — was wir gar nicht bestreiten,
denn dort, wo man Schwerpunkte setzt, kann man
erfolgreich sein —, gelingt das nur, weil andere Be-
reiche straflich vernachlassigt werden. Das viel zu
wenige Personal wird immer hin- und hergescho-
ben, Sie reilen immer neue Licken an anderen
Stellen, und das macht deutlich: Es fehlt an Perso-
nal. Sie verwalten den Mangel, statt die Polizei ver-
niinftig auszustatten.

Diese brandgefahrliche Entwicklung mdisste ei-
gentlich schnellstmdglich beendet werden. Wir ha-
ben mehrfach Antrdge in diesem Haus einge-
bracht, die lhnen dabei helfen sollten. Aber die
Realitat zeigt: Es ist kein Ende in Sicht. Denn ob-
wohl Sie immer wieder den Eindruck erwecken,
wollen Sie in den nachsten Jahren keine einzige
neue Stelle schaffen; das sagt Ihr Personalbericht.
Sie wollen keine einzige neue Stelle schaffen, Sie
wollen nur damit anfangen, die unbesetzten Stel-
len wieder zu besetzen. Sie wollen also Ihre Fehler
langsam korrigieren. Das reicht aber bei Weitem
nicht aus — und das wissen Sie auch —, weil allein
die Pensionierungswelle Sie Uberfordern wird.
Wenn 30 Prozent der jetzigen Polizisten in den
nachsten Jahren in den Ruhestand gehen, dann
werden Sie das vielleicht gerade einmal auffangen
kénnen, von einer wachsenden Polizei sind wir
aber weit entfernt. Darum muss ich deutlich sagen:
Wir brauchen einen deutlichen Kurswechsel in der
Innenpolitik. Wir miissen weg von der Schoénrede-
rei, wir missen hin zum Handeln, zu einer echten
Verstarkung der Polizei. Das ist Ihr Auftrag. Das
sollten Sie annehmen und sich nicht Gber andere
hermachen und Polizisten beschimpfen. Machen
Sie |lhre Hausaufgaben, verstarken Sie die Polizei
und sorgen Sie fir mehr Sicherheit.
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(Beifall bei der CDU und bei Peter Lorkowski
AfD und Anna-Elisabeth von Treuenfels-Fro-
wein FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Néachstes erhalt das Wort Herr Schumacher von
der SPD-Fraktion.

Soren Schumacher SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Rund 150 000 Falle sind durch
das Landeskriminalamt in den ersten drei Quarta-
len dieses Jahres abschlieRend bearbeitet worden.
Dies ist eine beeindruckende und zugleich erfolg-
reiche Zahl.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Hamburger Polizei leistet eine hervorragende
Arbeit,

(Zuruf: Das bestreitet niemand!)

und das trotz der gewachsenen Herausforderun-
gen,

(Zuruf: Trotz des rot-griinen Senats!)

die eine GroRstadt wie Hamburg mit sich bringt.
Deshalb ist Hamburg sicherer geworden. Es gibt
weniger Straftaten trotz gestiegener Bevolkerungs-
zahlen, und die Aufklarungsquote ist gestiegen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir verkennen dabei nicht, dass die Polizeiarbeit in
Hamburg sich derzeit harter gestaltet, als sie ohne-
hin schon immer war. Zu dieser besonderen Situa-
tion haben verschiedene Ereignisse beigetragen,

(Zuruf: Die SPD!)

sodass es derzeit verschiedene Sonderkommissio-
nen gibt. Besonders zu nennen ist die Soko
"Schwarzer Block", die sich mit der Aufarbeitung
des G20-Gipfels beschaftigt. Allein hier sind tber
100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Einsatz. Es
gibt aber keinen Grund, die Menschen in der Stadt
SO zu verunsichern, dass sie kein Vertrauen mehr
in unsere Polizei haben. Dies dient der Inneren Si-
cherheit nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Derartige Kritik tut all den Polizistinnen und Poli-
zisten unrecht, die tagtaglich fur uns alle ihren
schweren Dienst tun.

(Dennis Gladiator CDU: Das ist Kritik am Se-
nat, nicht an der Polizei!)

Zudem arbeitet die Soko auch nur fir einen be-
grenzten Zeitraum.

Die Polizei ist sehr erfolgreich und die Einsetzung
von besonderen Aufbauorganisationen bezie-
hungsweise Sokos hat sich in der temporaren Be-
kampfung aktueller Kriminalitdtsphanomene sehr
bewahrt. Das zeigen die Erfolge der Einheiten

"Castle", "Rocker", "BtM" — Betaubungsmittel — und
aktuell "Autoposer" sehr deutlich.

Die Kriminalitat ist in den ersten drei Quartalen
2017 im Vergleich zu den ersten drei Quartalen
2016 zurickgegangen. Die Gesamtkriminalitat in
Hamburg ist von ber 182 000 Delikten im Vorjahr
auf 167 000 Delikte zuriickgegangen. Das sind fast
8 Prozent weniger.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Einbruchszahlen sind um 27 Prozent gesun-
ken. Gewaltdelikte sind um 700 auf 5 700 gesun-
ken und damit auf einem Zehnjahrestief. Bei der
Jugendkriminalitat ist im Zehnjahresvergleich so-
gar ein Ruckgang von uber 12 Prozent zu ver-
zeichnen.

(Joachim Lenders CDU: Lauft ja wie ge-
schmiert!)

Wegen der zugleich gewachsenen Bevolkerung ist
das Risiko, Opfer einer Straftat zu werden, in Ham-
burg heute so niedrig wie seit 15 Jahren nicht
mehr.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Aufklarungsquote stieg im Jahr 2016 um einen
Prozentpunkt von 43,8 auf 44,8 Prozent.

(Joachim Lenders CDU: Wow! — Dennis Gla-
diator CDU: Die zweitschlechteste bundes-
weit!)

Das heil’t nicht, dass es nichts zu verbessern gibt.
Wichtig ist es, ins Gedachtnis zu rufen: Seit 2011,
also seitdem die SPD wieder in Hamburg verant-
wortlich ist, wird bei der Polizei nicht gespart.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dennis Gladiator CDU: Das stimmt einfach
nicht!)

Konkret betreibt die Polizei eine Einstellungs- und
Ausbildungsoffensive. 2017 sind es 506 Neuein-
stellungen, 2018 werden es Uber 600 Nachwuchs-
krafte bei der Polizei sein.

(Joachim Lenders CDU: Aber wie viele Pen-
sionierungen haben wir denn, werter Kolle-

ge?)
Und so wird es auch in den kommenden Jahren

sein. Das Ziel ist klar definiert: Wir wollen
8 000 Vollzeitstellen im Polizeidienst.

(Beifall bei der SPD — Zuruf: Wann?)

Das heildt, es werden nicht nur durch die Pensio-
nierungen frei werdende Stellen neu besetzt, son-
dern die Gesamtzahl erhoht.

(Zuruf: Wann denn? — Joachim Lenders
CDU: Die werden doch nicht neu besetzt,
die werden nachbesetzt!)

Um der aktuellen Belastung des LKA zu begeg-
nen, werden jetzt schon 50 Mitarbeiterinnen und
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Mitarbeiter eingestellt. Polizeivollzugsdienst: von
7 700 bis 2021 auf 8 000.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Die Zahlen stim-
men nicht!)

Zusatzlich sollen durch Umsteuerung weitere
200 Krafte kommen.

(Zuruf: Wer hat Ihnen das aufgeschrieben?)

Im Ergebnis werden so innerhalb der nachsten funf
Jahre 500 Polizistinnen und Polizisten mehr als
bisher Polizeiarbeit machen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und seien Sie gewiss, wir Sozialdemokraten kiim-
mern uns um die Innere Sicherheit.

(Glocke — Dennis Gladiator CDU: Sie ver-
sprechen viel als Sozialdemokratie, Sie hal-
ten nur wenig!)

Wir organisieren eine zukunftsfahige und sichere
Polizei. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt Frau Abgeordnete Antje Moller von der
GRUNEN Fraktion.

Antje Moller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Kollege Gladiator, Sie sind in die-
sen Debatten immer gern sehr alarmierend

(Dennis Gladiator CDU: Offen und ehrlich!)

— alarmierend, ich wiederhole es noch einmal; of-
fen und ehrlich mag lhre Formulierung sein, meine
ist alarmierend — und damit auf eine Art beliebig in
lhrer Kritik; das muss man einmal sehr deutlich sa-
gen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Denn naturlich ist die immer wiederkehrende For-
derung, mit mehr Polizei ware alles anders, mit
mehr Stellen hier und mehr Stellen da ware sofort
alles anders, als Forderung immer wieder richtig,
aber als Ldsung fir die aktuellen Probleme schlicht
und einfach falsch, weil der Aufbau von mehr Poli-
zistinnen und Polizisten, egal in welcher Grélen-
ordnung, seine Zeit braucht und im Gang ist,

(Dennis Gladiator CDU: Dann hatten Sie fru-
her anfangen sollen! — André Trepoll CDU:
Das ist wie bei der Kita!)

und diese Details sind Ihnen auch bekannt.

Ich finde viel interessanter, wie die Polizei mit der
aktuellen Situation umgeht. Sie haben eine sehr
schone Schriftliche Kleine Anfrage gestellt und Sie
haben auch eine sehr schone Antwort darauf be-
kommen. Sie kénnen daran gut ablesen, dass die
Polizei in dieser Stadt eigentlich genau das macht,
was wir alle von ihr erwarten kénnen, namlich effi-

zient und professionell mit den Problemen umzu-
gehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
Sie setzt gut begriindet Prioritaten.

(Dennis Gladiator CDU: Sie hat keine ande-
re Wahl!)

Sie bewertet das, was es an noch zu bearbeiten-
den Vorgangen gibt, nach der Notwendigkeit,
schnell, zlgig und klar in der Aufklarung zu sein,
oder ftrifft die Entscheidung: Hier kann man die
Prioritaten verandern

(Dennis Gladiator CDU: Ist ja gerade dieser
Tage wieder passiert!)

und auf die sofortige Ermittlung verzichten. Das ist
doch das Einzige, was aus einer akuten Situation
eine Lésung hervorbringt. Das brauchen wir und
das passiert hier auch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Klare Prioritatensetzung und unmittelbare Entlas-
tungen, im Ubrigen auch durch zuséatzliche Ver-
waltungskrafte im LKA — auch das konnten Sie le-
sen in der Antwort auf Ihre Schriftliche Kleine An-
frage.

Die Gewerkschaften, das muss ich einmal sehr
deutlich sagen, machen genau das, was wir von ih-
nen erwarten und was wichtig ist, sie gehen nadm-
lich ihrer Aufgabe nach. Sie sind duRerst kritisch.
Sie sind dullerst kritisch immer wieder gern mit der
Politik,

(Dennis Gladiator CDU: Und werden dann
vom Innensenator beschimpft!)

sie sind auBerst kritisch mit der Arbeitsbelastung
der Polizistinnen und Polizisten, egal ob LKA oder
alle anderen. Sie sind aulerst kritisch in Bezug auf
Uberstundenabbau, Uberstundenaufbau.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Das ist doch der
Firsorgegedanke!)

All das brauchen wir in der Politik, um Uber das,
was aktuell notwendig ist, hinaus weiterdenken zu
kénnen und um uns auch immer wieder auf den
Kern des Problems zu beziehen, namlich: Was ist
eigentlich an Veranderungen, an strukturellen Ver-
anderungen zum Beispiel, notwendig? Die Krimi-
nalitdtsphanomene verandern sich. Muss man
Uber Bagatelldelikte neu nachdenken? Zum The-
ma Fahren ohne Fahrschein hat der Polizeiprasi-
dent etwas gesagt; es gibt andere Themenfelder.
Das ware die spannende Diskussion: Wie reagiert
man strukturell auf Fahren ohne Fahrschein?

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Also friher habe
ich Sie anders kennengelernt, Frau Mdller!)

Wie reagieren wir auf strukturelle Veranderungen,
wie reagieren wir auf veranderte Kriminalitatspha-
nomene? Das ist die spannende Diskussion bei
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der Polizei, denn "Wir brauchen mehr Personal"
als einzige Forderung hilft uns nicht heraus aus
den aktuellen Problemen und der aktuellen Situati-
on.

Dass wir, und ich komme noch einmal darauf zu-
rick, es hier mit einer sehr sorgfaltigen Abwagung
der Zurlckstellung von Ermittlungsvorgangen zu
tun haben, ist, glaube ich, das wichtigste Signal,
das wir aus dieser Debatte geben kénnen. Denn
alles andere ist ...

(Michael Kruse FDP: Das ist aber doch nicht
die Lésung!)

— Natdrlich ist das die Lésung flur eine aktuelle Si-
tuation.

(Zuruf von Michael Kruse FDP)
Ihre Lésungen sind Aktionismus und nichts weiter.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Frau Schneider von der
Fraktion DIE LINKE.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Prasident! Wir haben eine typi-
sche Diskussion, die dadurch gepragt ist, dass die
beiden grofdten Parteien, also die grolte Regie-
rungspartei und die grofite Oppositionspartei, dar-
um konkurrieren, wer auf dem Feld der Inneren Si-
cherheit die Fihrung innehat und sozusagen am
meisten zu bieten hat.

(Dennis Gladiator CDU: Das steht fest, das
sind wirl)

Und was erleben wir? Wir erleben eine billige Pole-
mik auf der einen Seite und eine Lobhudelei der
Senatsarbeit auf der anderen Seite.

(Dennis Gladiator CDU: Jetzt sind wir alle
auf Sie gespannt!)

Differenziert argumentiert hat Frau Moller — herzli-
chen Dank —, aber ansonsten hat das nicht viel
weitergebracht.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich gebe lhnen in einem Punkt recht, Herr Gladia-
tor: Der Hamburger Vorsitzende des Bundes Deut-
scher Kriminalbeamter hat argumentativ kritisiert,
er hat den Finger in Wunden gelegt. Man mag die
Einschatzung nicht immer teilen oder nicht in allen
Punkten teilen, aber er hat aus der Sicht eines
Funktionars einer Gewerkschaft, der die Interessen
der Beschaftigten vertritt, eine Kritik gedufRert, und
Senator Grote hat wieder einmal unter Beweis ge-
stellt, dass er absolut unfahig ist, mit Kritik umzu-
gehen. Diese Art und Weise, keine Kritik ertragen
zu kénnen und hart zuriickzuschlagen in der Of-
fentlichkeit, finde ich personlich unertraglich. Ich
finde das sehr bedenklich. Das ist ein autoritarer

Fihrungsstil, den man sich gegeniiber niemand er-
lauben darf, den man sich auch gegeniber der Po-
lizei nicht erlauben darf.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Kritikkultur in der Polizei ist sowieso nicht be-
sonders weit entwickelt. Deswegen muss man Kiri-
tik fordern und darf sie nicht auf diese Weise unter-
driicken. So ein hartes Zuriickschlagen auf Kritik
ist kontraproduktiv.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie produzieren auf diese Weise Duckmauser und
nicht selbstbewusste Polizistinnen und Polizisten,
mit denen man argumentieren, mit denen man sich
streiten kann. Von dem Leitbild, das wir, wie ich
finde, brauchen, namlich dem einer modernen,
birgernahen, transparenten Grolistadtpolizei, ist
das, was der Senator sich geleistet hat, weit ent-
fernt. Das ist der erste Punkt.

Zu meinem zweiten Punkt. Ich will jetzt keinen
Rundumschlag machen, ich will mich auch nicht
auf dem Feld der Inneren Sicherheit als harte Ver-
treterin profilieren.

(Zuruf: Das ware ein weiter Weg!)

— Ja, das ware ein weiter Weg, das gebe ich gern
zu.

Ein Punkt ist doch sehr wichtig, und der Vorsitzen-
de des BDK hat nicht nur mit dieser, sondern auch
schon mit friiheren AuRerungen einen Weg dorthin
beschritten: Wir brauchen eine Aufgabenkritik. Das
ist unverzichtbar. Herr Gladiator, Sie nicken, aber
das, was Sie gesagt haben, fiihrt nicht weit. Sie
haben in diese Richtung nichts geleistet — in lhrer
Rede eben, sonst kann ich es nicht so beurteilen.

Ich will das an einem Punkt festmachen, namlich
an der Taskforce Drogen. Auch hier hat der Vorsit-
zende des BDK vor geraumer Zeit in einem Inter-
view mit der "Hamburger Morgenpost" Aufgaben-
kritik geleistet. Da werden sehr viele Krafte einge-
setzt. Es waren im ersten Quartal — lassen Sie
mich schauen — durchschnittich 45 Beamte, im
zweiten Quartal 36 Beamte, die tagtaglich einge-
setzt wurden, und die Auswirkungen sind null. Bes-
tenfalls wird das Problem verdrangt, bestenfalls
werden die StralBendealer verdrangt. Das ist aber
wirklich das Beste, was man sagen kann. Es ist ein
groRer Personalaufwand ohne Ergebnis. Sie kom-
men auf diese Weise Uberhaupt nicht an die Hin-
termanner heran. Sie stellen sich die Frage der
Nachfrage Uberhaupt nicht. Ich sehe einmal ab von
den Methoden; es hat ja gerade ein Urteil zu der
Rechtswidrigkeit einer verdachtsunabhangigen
Kontrolle gegeben, wo ein Mensch mit schwarzer
Hautfarbe, der dort wohnt, kontrolliert worden ist.
Davon will ich jetzt gar nicht reden, sondern ich will
davon reden, dass man das Problem nicht I6st.
Man kommt an die Hintermanner nicht heran und
man kommt nicht an die Frage heran, dass es ein
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Angebot gibt, wo eine Nachfrage besteht. Deswe-
gen meine ich: Eine Entlastung der Polizei kdnnte
da stattfinden, wenn man das Problem der groRen
und teilweise wachsenden Nachfrage nach Drogen
anpackt und eine andere Drogenpolitik betreibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Es hat Uberhaupt keinen Sinn, das Problem, das
wir heute aufgeworfen haben, so eng zu diskutie-
ren, sondern wir als Parlament missen die Aufga-
benkritik der Polizei fordern. Dabei muss man auch
auf die Polizei selbst horen, auf die Krafte in der
Polizei und darauf, was von dort als Kritik kommt.
Wir missen einen Beitrag leisten zur Aufgabenpo-
litik, wie die Kréafte, die da sind und die man viel-
leicht auch aufstocken muss, sinnvoll zur Lésung
von Problemen eingesetzt werden. Und das ist ein
Problem, das nicht allein in der Polizei gel6st wer-
den kann, sondern das muss in Zusammenarbeit
mit anderen Behdrden,

(Glocke)

zum Beispiel mit der Gesundheitsbehdrde, ange-
gangen und geldést werden. — Schénen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Frau von Treuenfels-Frowein von der
FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Helmut Schmidt, ein von uns sehr ge-
schatzter Sozialdemokrat, hat einmal gesagt:

"Der Rechtsstaat hat nicht zu siegen, er hat
auch nicht zu verlieren, sondern er hat zu
existieren!"

Existenz heilRt hier Handlungsfahigkeit. Das be-
deutet, Polizei und Justizvollzug so auszustatten,
dass sie funktionsfahig sind.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Polizei und Justizvollzug arbeiten am Limit; das will
hier, glaube ich, auch keiner schénreden: hundert-
tausende Uberstunden in beiden Bereichen, Per-
sonalmangel in drei- beziehungsweise vierstelliger
Hoéhe, Frustration und hohe Krankenstdnde. An
dieser Stelle mochte ich einmal, was ich selten tue,
einen wirklichen Dank aussprechen, und zwar an
alle Beamte, an alle Justizvollzugsbeamte und alle
Polizisten, die trotz dieser Uberlastung einen wun-
derbaren Dienst leisten und nicht schon ganz und
gar aufgegeben haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber deswegen, gerade weil es so ist und nicht so
weitergehen kann, appellieren wir an Sie, Herr Se-
nator Grote, an Senator Steffen und auch an Sie,

Herr Birgermeister: Schaffen Sie bitte endlich bes-
sere Rahmenbedingungen flir die Arbeit von Poli-
zei und Vollzugskraften und sorgen Sie endlich fur
eine angemessene Personalausstattung. Denn die
Realitédt in Hamburg stellt sich ungefahr so dar:
Wahrend der Blrger wegen jeder Minute, die er ir-
gendwo falsch parkt, im Handumdrehen einen
Strafzettel kassiert — das klappt hier irgendwie
ziemlich gut —, muss er gleichzeitig erleben, dass
solche Delikte wie Betrug und Diebstahl einfach
nicht mehr verfolgt werden. Das wird dann zumin-
dest auch damit begrindet, dass Polizisten die
G20-Akten erst schwarzen und dann wieder ent-
schwéarzen mussen. Das kann doch kein Mensch
mehr verstehen; das ist doch véllig absurd.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
und Karl-Heinz Warnholz, beide CDU)

Ahnliches gilt fir den Justizvollzug, Herr Steffen.
Die Fehlentscheidung aus lhrer ersten Amtszeit,
die Ausbildung des Vollzugsnachwuchses stark zu
reduzieren, wirkt bis heute nach. Und auch jetzt
gibt es in der Ausbildung leider viel zu viele Abbre-
cher, wie wir feststellen missen. Diese Unteraus-
stattung im Justizvollzug hat Folgen: Wer nicht ge-
nug Vollzugsbeamte vorhalt, kann keine gelingen-
de Resozialisierung umsetzen, und wer deshalb
immer mehr riickfallgefahrdete Straftater in die Ge-
sellschaft entlasst, gefahrdet die Innere Sicherheit
und setzt damit einen gefahrlichen Kreislauf in
Gang.

(Beifall bei der FDP)

Deutlich wird immer mehr: Dieser Senat setzt die
vollig falschen Prioritdten in der Sicherheitspolitik.
Das gefahrdet immer mehr das Vertrauen in den
Rechtsstaat und am Ende spielt es den Populisten
von links und rechts in die Hande, und das diirfen
wir alle nicht zulassen.

(Beifall bei der FDP)

Ich hoffe, das gilt auch fiir Sie; ich wundere mich,
dass Sie da nicht mitklatschen, das ist namlich
auch in lhrem Interesse.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP)

Wir missen den Rechtsstaat existenzfahig halten,
er muss handlungsfahig sein und die Blrger be-
schitzen.

Vertrauen in den Rechtsstaat, das gilt vor allem
auch fur den Senat. Der Herr Blirgermeister hat es
sich nicht nehmen lassen, den Gerichten hineinzu-
funken, wie sie die G20-Tater zu bestrafen hat-
ten — allein das geht Gberhaupt nicht.

(Beifall bei der FDP)

Jungstes Beispiel: Die Sozialsenatorin betreibt 6f-
fentlich Richterschelte. Die Unabhangigkeit der
Gerichte als ein Kernelement des Rechtsstaats
wird damit infrage gestellt, und das sogar vom Se-
nat. Das ist vollig indiskutabel.
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(Beifall bei der FDP)

Wir Freien Demokraten — und das sollte auch im
Interesse aller hier im Hause sein — wollen das
Vertrauen der Burger in den Rechtsstaat wiederge-
winnen, und wir werden nicht zulassen, dass Rot-
Grin dieses immer weiter erschittert. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP — Séren Schumacher
SPD: Viel Spalt bei Jamaika!)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Es hat
sich jetzt Senator Andy Grote gemeldet. Die Zeit
der Aktuellen Stunden ware sonst abgelaufen ge-
wesen. Danach haben dann alle Fraktionen die
Méglichkeit, jeweils fur drei Minuten zu reagie-
ren. — Das Wort erhalt Herr Senator Grote.

Senator Andy Grote:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren Abgeordnete! Die Polizei Ham-
burg ist aktuell in besonderer Weise gefordert, man
kann auch sagen, belastet. Wir gehen durch eine
harte Zeit, das muss jedem klar sein und das kann
auch niemanden verwundern. Das hat begonnen
mit der Vorbereitung und Durchfiihrung des Einsat-
zes OSZE, es ging weiter mit dem Schutz der
Weihnachtsméarkte und dem Silvestereinsatz, den
G20-Vorbereitungen, Objektschutzmaflnahmen
schon ab April und im Juli dann die Durchfiihrung.
Und dann, als alle gedacht haben, jetzt konnten
wir ein bisschen durchatmen, kam Barmbek, kam
die Soko "Schwarzer Block" und, das muss man
auch sagen, der Sonderausschuss G20 — alles ei-
ne erhebliche zusatzliche Belastung, und da haben
wir noch nicht Uber den Alltag gesprochen und
nicht Uber weitere Sonderaufgaben wie Soko "Cas-
tle", BtM-Taskforce, Soko "Autoposer" und so wei-
ter. Deswegen will ich eingangs ausdricklich sa-
gen: Ich habe den allergroBten Respekt davor
— und ich denke, wir alle sind zu Dank verpflich-
tet —, was unsere Polizei jeden Tag fur unsere
Stadt leistet.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der FDP und der AfD)

Ganz klar, die aktuellen Sonderaufgaben binden
erhebliche Personalressourcen; das geht gar nicht
anders. Und selbstverstandlich fihrt das dazu,
dass wir in anderen Bereichen dann auch einmal
zu Engpassen kommen, dass wir eine angespann-
te Personallage haben und wir beim LKA manche
neu eingehenden Vorgange erst mit Verzdégerung
bearbeiten kénnen. Solche Zurlckstellungen sind
nicht neu, das haben wir auch friher schon ge-
habt, weil natlrlich das Arbeitsaufkommen nie vol-
lig gleichmafig einlauft, sondern immer auch be-
stimmte Spitzen hat, auf die man reagieren muss.
Naturlich ist es trotzdem argerlich und es ist richtig,
das zu thematisieren und zu fragen, wie man damit
umgeht. Aber selbstverstandlich gefahrdet es nicht

eine wirksame Kriminalitatsbekampfung in unserer
Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
ruf: Das sehen die Mitarbeiter aber anders!)

Die Hamburgerinnen und Hamburger kénnen sich
selbstverstandlich darauf verlassen, dass die Poli-
zei verantwortlich mit der Lage umgeht und verant-
wortlich auch mit jeder einzelnen Anzeige umgeht.

(Dennis Gladiator CDU: Aber der Senat
nicht!)

Selbstverstandlich wird in jedem einzelnen Fall ge-
prift, ob eine Zurilickstellung vertretbar ist, ob das
geht. Im Grundsatz werden keine Verbrechenstat-
bestdnde zurickgestellt, sondern geringflgigere
Vergehen und vor allem nur solche Falle

(Dennis Gladiator CDU: Das widerspricht
aber der Praxis!)

— ich erzahle Ihnen hier die Praxis, héren Sie doch
einmal zu —, in denen der Erfolg ...

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dennis Gladiator CDU: Nee! Erzahlen Sie
mal die Wahrheit!)

— Zur Wabhrheit wirde mir jetzt auch viel einfallen,
Herr Gladiator.

(Zuruf: Ware ganz schén!)

Es geht vor allem um solche Falle, in denen der
Ermittlungserfolg durch die Zurtickstellungen nicht
gefahrdet ist. Die Kripo wirde wahrscheinlich sa-
gen: Wir achten darauf, dass uns nichts anbrennt.

Und wenn aktuell thematisiert wird, dass wir
8 000 dieser Zurickstellungen haben, dann ist das
natdrlich ein Umstand, wo man erst einmal sagen
kann, oh Mann, das ist eine hohe Zahl. Wer das al-
lerdings einen Skandal findet, weil} nicht, welches
Arbeitspensum unsere Kripo eigentlich leistet. Herr
Schumacher hat es gesagt, allein in den ersten
drei Quartalen hatten wir 150 000 abgeschlossene
Verfahren. Nehmen wir also nur einmal an, dass
unter den 8 000 Vorgangen, Uber die wir im Mo-
ment sprechen, vielleicht 4 000 sind, bei denen es
sich tatsachlich um Straftaten handelt, aus denen
dann auch Ermittlungsverfahren entstehen,

(André Trepoll CDU: Ist das denn so?)

und sie schon abschlielend bearbeitet worden wa-
ren. Wenn es nur 4 000 waren — und das ist, glau-
be ich, keine ganz unzutreffende Schatzung —,
dann ware das die Arbeitsrate von einer Woche.
Das ist das, worlber wir sprechen: den Rickstand
von einer Woche.

(Dennis Gladiator CDU: Erklaren Sie das
mal den Birgern! — Zurufe)

Wenn wir uns dann ansehen — und ich will nicht
sagen, dass wir hier nicht auch ein Problem haben,
mit dem wir umgehen mussen, aber wir missen
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ein realistisches Bild der Situation zeichnen -,
dass allein ungefahr 50 Prozent dieser Falle in die
Bereiche Warenkreditbetrug/Internetbetrug fallen,
haufig zum Nachteil von Versandunternehmen ...

(Dirk Nockemann AfD: Ist doch alles nicht so
schlimm! Alles nicht so schlimm!)

Ich will nicht sagen, dass das keine Straftaten sind,
aber es ist etwas anderes als die Falle, unter de-
nen der Hamburger, die Hamburgerin jeden Tag
dann im Zweifel auch leidet oder davon betroffen
ist, wenn er oder sie auf die StralRe geht.

(Zuruf: Straftat ist Straftat!)

Es sind zudem in erheblichem Umfang Aufent-
haltsverstoRe, die auch verspatet abgearbeitet
werden kdnnen und die nicht dazu fihren, dass die
Sicherheitslage in der Stadt gefahrdet ist. Wenn
man sich das anschaut, gewinnt man, glaube ich,
ein etwas realistischeres Bild der Gesamtsituation.
Daraus erkennt man dann auch, dass gerade in
den Bereichen der Alltagskriminalitat, Gber die wir
sehr haufig sprechen, jeden Tag hoch engagiert
ermittelt wird und wir dadurch trotz der aktuell ho-
hen Belastungszahl bei den Wohnungseinbriichen,
bei den Fahrraddiebstahlen, bei Taschendiebstah-
len, bei Raub und bei Kérperverletzung Rickgan-
ge der Straftaten haben und auch einen Rickgang
der Gesamtkriminalitédt, und zwar schon seit zwei
Jahren in Folge. Wer da noch behauptet, die Stadt
werde nicht sicherer, sondern unsicherer, der weil}
nicht, wovon er spricht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Bei aller Kritik und bei allem, was man ansprechen
kann und ansprechen sollte, sowohl als Gewerk-
schaft als auch als Opposition, will ich dann doch
sehr deutlich sagen: Wer diese aktuelle besondere
Belastungssituation versucht auszunutzen, um dar-
aus politisches Kapital oder welchen Profit auch
immer zu schlagen,

(Dennis Gladiator CDU: Nein, wir wollen sie
besser machen!)

indem er den nahenden Zusammenbruch der Kripo
herbeiredet oder sogar offentlich infrage stellt, ob
es sich Uberhaupt noch lohnt, eine Anzeige zu er-
statten, der untergrébt in unverantwortlicher Weise
das Vertrauen der Birgerinnen und Blrger in un-
sere Polizei, und das ist unanstandig.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giglii fraktionslos)

Gleichzeitig gilt, die Riickstande missen abgear-
beitet werden. Das passiert auch. Wir werden dazu
die entsprechenden Personalverstarkungen im
LKA vornehmen, sie sind zum Teil bekannt;
50 Stellen. Die Ausschreibungen laufen. Im ersten
Quartal 2018 wird das ankommen, und davor wird
es noch kurzfristig zwischenzeitlich Personalver-

starkungen geben, sodass wir aus dieser tempora-
ren Ausnahmesituation schnell herauskommen.

Interessanter wird es nattrlich, und auch das ha-
ben Sie dankenswerterweise angesprochen, Herr
Gladiator, wenn wir einmal einen Blick auf die
strukturelle Personalentwicklung der Polizei wer-
fen. Da ist das Bild sehr klar. Wir sind mitten in
dem groften, nachhaltigsten und umfangreichsten
Personalaufbauprogramm, das die Hamburger
Polizei seit Jahrzehnten gesehen hat: 300 zusatzli-
che Kopfe im Polizeivollzug und eine insgesamt er-
hoéhte Personalverfligbarkeit um 500 bis 2021. Wir
haben aktuell allein aus dem Bereich Dienstzeit-
verlangerer, verringerte Krankenquote und Um-
wandlungen von Verwaltung in Vollzug 150 Képfe
jeden Tag zusatzlich verfiigbar im Einsatz. Wir ha-
ben die Ausbildung binnen drei Jahren verdreifacht
— nein, wir haben sie verdoppelt; verdreifacht ha-
ben wir sie gegenuber lhren Zahlen — und kommen
im nachsten Jahr auf eine Ausbildung von 600.

(Zuruf)

Insofern, wenn Sie dann, Herr Gladiator, von Ver-
saumnissen sprechen, will ich Thnen einmal sagen:
Schon im ersten Jahr der Regierungsiibernahme,
schon 2011, hatten wir eine héhere Zahl in der Po-
lizeiausbildung,

(Dennis Gladiator CDU: Das waren doch un-
sere Einstellungen! Die haben Sie doch gar
nicht eingestellt 2011!)

eine hohere Zahl an Nachwuchskraften,
(Dennis Thering CDU: Lacherlich!)

als Sie in jedem einzelnen Jahr in zehn Jahren ein-
gestellt haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
ruf)

— Doch.

Sie haben einmal in einem Jahr ein paar Berliner
schanghait, das war das Einzige, und den Effekt
haben Sie dann radikal wieder runtergefuhrt.

Wir haben seit 2011 Jahr flr Jahr die Ausbildungs-
zahlen erhéht. Wir liegen jetzt bei 500, im nachsten
Jahr liegen wir bei tber 600.

(Dennis Gladiator CDU: Wie sehen die Al-
tersabgange aus? Erzahlen Sie mal!)

Das ist der héchste Stand, den wir, ich will nicht
sagen jemals, aber jedenfalls seit Jahrzehnen hat-
ten. Wir gehen weit Uber die Altersabgange hin-
aus. Das ist die dreifache Zahl gegenuber lhrer
besten Zahl

(Joachim Lenders CDU: Das stimmt doch
nicht! — Dennis Thering CDU: Das ist doch
gelogen!)
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und gegenliber dem, was Sie im Jahr 2005 einge-
stellt haben — 28 Nachwuchskrafte, das war die
CDU-Politik —,

(Dennis Thering CDU: Eines Senators nicht
wirdig!)

haben wir das Zwanzigfache an Ausbildung im
nachsten Jahr.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
rufe)

Insofern, wenn Sie hier immer besondere Kompe-
tenz fur sich in Anspruch nehmen

(Zuruf von Dennis Gladiator CDU)

und davon sprechen, was Sie an sinnvoller Politik
gern machen wirden, dann kann ich sagen, dass
die letzte Phase der gelebten Kompetenz der CDU
der Polizei heute noch in den Knochen steckt. Das
war eine Zeit, die sich bis heute verbindet mit der
Schliefung von Kommissariaten, mit einem radika-
len Personalabbau, mit dem Plan, das Weih-
nachtsgeld zu streichen, und mit dem vdlligen An-
die-Wand-Fahren der Ausbildung. Das war die Po-
litik der Inneren Sicherheit bei lhnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Dr.
Andreas Dressel SPD: Herr Lenders kann
das noch bestatigen! — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Senator, entschuldigen Sie die Unter-
brechung. Eigentlich wollte ich das zum Schluss
sagen. Da die Rede aber nicht zum Schluss
kommt, sind wir mittlerweile bei der doppelten Re-
dezeit, die einem Abgeordneten in der Aktuellen
Stunde zur Verfugung steht.

Senator Andy Grote (fortfahrend):* Ich bitte, mein
Engagement an dieser Stelle zu entschuldigen,
und schlieBe mit der Bemerkung: Es ware gut,
wenn Sie anerkennen wirden, was im Bereich der
Ausbildung und der Personalverstarkung geleistet
wird. Das ist eine enorme Kraftanstrengung. Es ist
eine Rieseninvestition in die Sicherheit unserer
Stadt, und wir tun das aus der Uberzeugung her-
aus, dass es erforderlich ist und dass nur so solide
Innenpolitik geht und nicht, wie wir sie einige Jahre
zuvor erlebt haben. — Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das war
der Dank fur Ihr Engagement in der Rede. Ich will
aber noch einmal sagen, dass Abgeordnete, die
sich an die Redezeit halten, nicht umgekehrt als
minder engagiert gelten diirfen;

(Beifall bei der CDU, der LINKEN, der FDP
und der AfD)

das will ich im Namen des Parlaments hier dann
doch einmal festhalten. — Als nachster Redner er-
halt das Wort Herr Richard Seelmaecker von der
CDU-Fraktion fir maximal drei Minuten.

Richard Seelmaecker CDU:* Vielen Dank; leider
ist die Zeit in der Tat viel zu kurz.

Meine Damen und Herren! Das missen Sie sich
unbedingt noch einmal in der Videoanalyse an-
schauen. Das ist das klassische Beispiel des An-
fangs vom Untergang. Dass Sie das glauben, was
Sie hier gesagt haben ... Sie machen dasselbe wie
der Senator fir Justiz vor einem Jahr, als wir zum
Thema Justizvollzug debattierten. Ich hatte eigent-
lich meine Rede von vor einem Jahr aufwarmen
kénnen — das mache ich heute nicht —, es sind die-
selben Probleme. Er stand da und sprach: Lachle
und sei froh, es kdnnte schlimmer kommen.

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP)

Und die Polizisten lachelten und sie waren froh,
und es kam schlimmer.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Im Justizvollzug ist es genau dasselbe, und des-
wegen sind wir heute hier und missen das schon
wieder debattieren. Die Zahlen und Fakten spre-
chen eine eindeutige Sprache.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Genau!)

Haufig haben wir heute — die wesentlichen Fak-
ten — nur noch die Halfte der Dienstposten in den
JVAs besetzt. Ende Juni 2015 gab es noch
894 Beamte in den Anstalten, Ende August 2017
sind es 867 — und das bei einem Aufwachsen der
Gefangenenzahlen um 400 auf 1 957. Was glau-
ben Sie eigentlich, wie es bei uns in den Justizvoll-
zugsanstalten aussieht? Da ist es inzwischen so,
dass eine ganze Abteilung nur noch von Auszubil-
denden — die heilRen dort Anwarter — betreut wird.
Das ist gefahrlich. Es bedeutet namlich drei Dinge.
Erstens: Die Sicherheit ist in einigen Abteilungen
nicht mehr gewahrleistet. Zweitens: Die Fehlzeiten
steigen weiter an, weil die Belastung so hoch ist.
Und drittens fiihrt das zu mehr Uberstunden. Auf
gut Deutsch: 13,6 Prozent durchschnittliche Fehl-
zeit derzeit und 60 000 Mehrarbeitsstunden am
30. September dieses Jahres.

Was das weiter bedeutet, im Klartext: Die Gefan-
genen kdnnen keiner Arbeit nachgehen, sie kon-
nen keinen Sport machen und sie bekommen we-
niger Besuch. Dass das zu weiterem Druck fihrt,
kénnen Sie sich vorstellen, und dass da die Reso-
zialisierung leidet und wir mit so einer Ausstattung
Uber ein Resozialisierungsgesetz zum derzeitigen
Zeitpunkt Uberhaupt nicht sprechen brauchen,
durfte auch klar sein.

Ich muss mich kurz fassen. Wir miissen neben der
Ausbildung die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter
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verbessern. Es kann nicht so sein wie im letzten
Jahr, als es hie3: Na gut, wir missen wohl mehr
ausbilden, das machen wir dann jetzt auch. Und
dabei bleibt es dann. Es wird nicht weitergedacht,
es werden keine Entwicklungsmdglichkeiten gebo-
ten und keine Befdérderungsoptionen.

Was macht der Kapitan? Der sagt, es sei kein Geld
da. Ich sage, die Mittel sind da, wir missen sie nur
richtig einsetzen und die richtigen Prioritaten set-
zen.

(Beifall bei Martin Dolzer DIE LINKE)

Ein klassisches Beispiel: Fir 19 Verwaltungsbeam-
te sind die Stellenhebungen schon beschlossen
gewesen. Der Kapitan sagt, es sei kein Geld da.
Stattdessen gonnt er sich anderes. Was glauben
Sie, wie viele Pressesprecher es gibt bei der klei-
nen Justizbehdrde? Da gab es einmal einen. Jetzt
sind es drei plus Gericht plus Staatsanwalt. Kleine
Behodrde, fiunf Pressesprecher, zwei E13-Stellen
plus eine Hebung der Pressesprecherin, die vorher
schon da war. Das kostet 135 000 Euro. Die Ver-
waltungsmitarbeiter hatten 85 000 Euro gekostet,
und die warten immer noch darauf.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Glocke)

Ich komme zum Schluss. Dieser Regierungskahn
hat Schlagseite. Er lauft voll. Sie merken es nur
noch nicht. Sie werden krachend abgewahlt wer-
den in zweieinhalb Jahren. Héren Sie auf meine
Worte.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Urs Tabbert von der SPD-Fraktion,
ebenfalls fir maximal drei Minuten.

Urs Tabbert SPD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Lieber Richard Seelmaecker,
ich habe groRes Verstandnis dafir, wenn die Op-
position Kritik dort anbringt, wo sie vielleicht einmal
angezeigt ist, weil Dinge nicht optimal laufen — und
das tun sie im Strafvollzug nicht, das muss man
nicht beschonigen. Woflr ich aber kein Verstand-
nis habe, ist der Furor und die Intensitat, mit der
Sie quasi ein Zerrbild der Wirklichkeit zeichnen.
Dadurch machen Sie sich auch nicht viel glaubwr-
diger.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vor allem erstaunt es mich, weil im Strafvollzug
dasselbe der Fall ist wie — das haben wir gerade
noch einmal gehdrt — bei der Polizei: was ausge-
rechnet diejenigen, die in ihrer Regierungszeit ein
Minimum an Ausbildung betrieben haben, jetzt kri-
tisieren. Im letzten Senat, von Beust und Ahlhaus,
und das wissen Sie genau, gab es null Ausbil-
dungslehrgange im Strafvollzug — mittlerweile ha-
ben wir finf —, und das sind nattrlich auch Folge-
probleme, die jetzt weiterhin durchschlagen.

(André Trepoll CDU: Haben Sie letztes Jahr
die Regierung tibernommen? — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Seelmaecker?

Urs Tabbert SPD: Ja.

Zwischenfrage von Richard Seelmaecker CDU:*
Ich wollte mich nur danach erkundigen, wie viele
Ausbildungsgange es denn zur Alleinherrschaft der
SPD gegeben hat.

Urs Tabbert SPD (fortfahrend): Wir haben die
Ausbildungslehrgéange wieder aufgenommen unter
der Justizsenatorin Schiedek, als sie ins Amt kam.
Wir haben bei null angefangen und sind, wie ge-
sagt, mittlerweile bei funf. Nattrlich haben wir mit
einem angefangen, das stimmt. Das lieR} sich auch
damals dadurch rechtfertigen, dass wir vor Uber
zehn Jahren um die 3 000 Gefangene hatten und
dann zeitweise bei ungefahr 1 500 waren.

(André Trepoll CDU: Also war das richtig,
nicht so viel auszubilden? Sie haben uns
doch dafir kritisiert!)

Jetzt geht es wieder auf 2 000 zu. Insofern haben
wir damals immerhin gesehen, dass man etwas
tun muss. Man darf es nie so weit kommen lassen,
dass man das auf null herunterfahrt. Damit haben
wir heute noch zu tun.

Die anderen Probleme sind vorhin schon benannt
worden. Das sind im Prinzip politisch konsensuale
Sondereffekte. Die erfolgreiche Ermittlungsarbeit
der Sokos, die erfolgreiche Ermittlungsarbeit der
Staatsanwaltschaften fihrt zu mehr Gefangenen.
Die Sanierung des B-Fligels der Untersuchungs-
haftanstalt — ich habe mich lange dafir eingesetzt,
mittlerweile ist sie da, im Marz 2018, mit einer
leichten Verzdgerung, aber ich glaube, wir freuen
uns alle, dass er dann saniert ist — fihrt eben auch
dazu, dass viele Untersuchungsgefangene im Mo-
ment in der JVA Billwerder untergebracht werden
mussen. Das fiihrt zu einem erhéhten Personalbe-
darf, weil dort ein neues Haus, Haus 7, besetzt
werden musste. Absehbar — im Marz — wird dieses
Haus geschlossen werden kénnen, und das wird
einen personellen Entlastungseffekt von ungefahr
10,5 Vollzeitaquivalenten haben.

Daruber hinaus: Was missen wir tun? Missen wir
die Ausbildungsbemiihungen auf hohem Niveau
halten? Funf Lehrgange pro Jahr sind auch weiter-
hin angestrebt. Dann kénnen wir es schaffen, dass
wir im Jahr 2018 den Trend umgekehrt haben. Das
geht leider nicht schneller.

Im Ubrigen bin ich — genauso wie Sie, Herr Kollege
Seelmaecker, sicher auch — im Gesprach mit dem
LVHS, mit dem Landesverband der Strafvollzugs-
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bediensteten. Ich war erst letzten Freitag dort, ha-
be mich mit denen den gesamten Vormittag Gber
unterhalten, und natrlich werden wir deren Vor-
schldage auswerten. Dass das nicht immer so ein-
fach ist, alles 1:1 umzusetzen — ich nenne als Bei-
spiel nur, die Vorfihrabteilung durch die Polizei zu
ersetzen, da bekommen wir wahrscheinlich alle
Probleme mit unseren Innenpolitikern —, das wis-
sen auch Sie. Aber wir sollten bereit sein,

(Glocke)

konstruktiv zusammen an einer weiteren Verbes-
serung zu arbeiten. Dazu lade ich die Opposition
ein, auch im Zusammenhang mit unserem geplan-
ten Justizvollzugsfrieden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Frau Dr. Timm von der GRUNEN Frakti-
on, ebenfalls fiir maximal drei Minuten.

Dr. Carola Timm GRUNE:* Herr Préasident, meine
Damen und Herren! Ich muss sagen, Herr Seel-
maecker, Frau von Treuenfels, Sie zeichnen hier
ein Bild von einer Gefdhrdung, von einem Unter-
gang, von einem Rechtsstaat, der zusammen-
bricht,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das habe ich Uberhaupt nicht gesagt!
Ich vertraue dem Rechtsstaat! Hoéren Sie
doch mal zu!)

und das finde ich ein vdllig falsches Bild und eine
Unverschamtheit vor dem Hintergrund, dass wir
123 Stellen innerhalb von zwei Jahren geschaffen
haben im Justizbereich. Ich wiederhole die Zahl
noch einmal: 123. Das sind so viele Stellen, das ist
ein so gewaltiger Stellenaufwuchs, und dann
zeichnen Sie so ein Bild — das ist wirklich véllig ne-
ben der Realitat.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Zum Strafvollzug. Es wissen alle, dass die Situati-
on im Strafvollzug schwierig ist. Das ist seit Jahren
so, das ist nichts Neues,

(Dennis Thering CDU: Dann lassen wir das
so!)
und gerade weil das so ist, werden wir das jetzt an-
dern. Uns interessiert nicht nur, was seit zwei Jah-
ren ist, uns interessiert, was in zwei Jahren ist. Wir
tun namlich konkret etwas, anstatt immer nur zu
dramatisieren, und das ohne Losungsvorschlage.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Was fiir ein Quatsch!)

Denn Sie haben ja selbst keine eigenen Vorschla-
ge.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir handeln. Wir investieren nicht nur, wie schon
gesagt, in Stellen im Gesamtjustizbereich, wir in-
vestieren in Ausbildung.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Da brechen ganz schon viele ab,
oder?)

Es ist klar, dass es dauert, bis sich das auszahlt,
denn die Auszubildenden mussen erst einmal fertig
werden. Aktuell haben wir 155 Auszubildende, ver-
teilt auf acht Lehrgange. Im nachsten Jahr, 2018,
sind drei Lehrgdnge mit insgesamt 62 Auszubil-
denden beendet. Das wird sich dann schon deut-
lich auswirken. Vor allem sichern wir den Nach-
wuchs dauerhaft, denn wir wollen regelmaflig pro
Jahr bis zu 100 Nachwuchskrafte ausbilden; auch
das eine hohe Zahl: 100 Nachwuchskrafte in funf
Lehrgédngen. Das ist eine dauerhaft wirksame
MaRnahme.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Um genug geeignete Bewerberinnen und Bewer-
ber zu finden, werden die Einstellungskriterien wei-
terentwickelt. Darlber hinaus — und das ist etwas,
das bei Ihnen Uberhaupt nicht vorkommt — gibt es
strukturelle Uberlegungen. Wir sind da im Dialog.
Wir planen auch Strafvollzugsreformen, um die Ar-
beitsbedingungen im Vollzug dauerhaft zu verbes-
sern. Wir haben das Problem, dass es viele kleine
Anstalten gibt, die mit dem vorhandenen Personal
schwer zu bedienen sind; da hilft eine Konzentrati-
on auf einen Standort. Dazu sind wir im Gesprach.

Vollig falsch 1auft in der Mediendebatte der Punkt,
die Resozialisierung auf Eis zu legen, denn ein
moderner Strafvollzug zielt auf die erfolgreiche Ein-
gliederung in die Gesellschaft. Nur so lassen sich
Straftaten verhindern. Das dient dem Opferschutz,
und dann sinken auch die Gefangenenzahlen,
wenn die Tater und Taterinnen nicht wieder riick-
fallig werden. Das kommt dann auch der Personal-
situation zugute. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt Herr Dolzer von der Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Herr Prasident, liebe
Hamburgerinnen, liebe Hamburger! Herr Seel-
maecker hat in weiten Teilen recht. Er benennt
Probleme, die da sind. Die sollten wir auch nicht
wegleugnen, und deshalb ist es ist gut, sie zu be-
nennen, um Losungen zu finden.

(Farid Miiller GRUNE: Wir sind ja schon da-
bei!)

Es gibt einfach weiterhin eine gravierende Unter-
besetzung in den Justizvollzugsanstalten mit Jus-
tizvollzugsbeamtinnen und -beamten, und das ist
ein Problem. Es flhrt zudem zu einem permanent
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hohen Krankenstand und weiteren Folgeproble-
men. Genau dort missen wir ansetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie machen zwar eine Ausbildungsoffensive, und
das ist richtig und gut so, aber es ist weiterhin wirk-
lich mehr als fraglich, ob diese Ausbildungsoffensi-
ve helfen wird — eigentlich ist es sicher, dass sie
nicht helfen wird. Bei den altersbedingten Pensio-
nierungen wird sie das kaum ausgleichen, selbst
wenn alle neu Ausgebildeten in Hamburg bleiben.
Das missen wir einfach so sehen, und dann mus-
sen eben weitere Schritte gegangen werden.

Die permanente Uberlastung und der hohe Kran-
kenstand fiihren einmal zu fast unertraglichen Ar-
beitsbedingungen der Justizbeamtinnen und -be-
amten und des Weiteren fiir die Inhaftierten zum
Ausfall von Umschluss, zum Ausfall von Sport, zu
Verzdgerungen bei der Zustellung von Post, bei
der Zustellung von Kleidung, bei der Zustellung
von Buchern oder der Wasche der Gefangenen.
Das ist unertraglich und da muss man ansetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Strafvollzug ist wirklich am Limit. Man sieht
das in Billwerder. Das war eine Anstalt, die — zu
Recht — fiir den offenen Vollzug ausgelegt worden
ist. Dann kam ein Senator Kusch, der sie in den
normalen Strafvollzug Uberflihrt hat. Viele der Be-
amtinnen und Beamten dort sagen bis heute: Die-
se Anstalt ist daflr nicht ausgelegt. Wir haben
nicht genug Raumlichkeiten, wir haben nicht genug
Besuchsrdume, und das fuhrt einfach zu gravieren-
den Einschrankungen des Justizalltags, genauso
wie es zu wenig Freizeit- und Sportmdglichkeiten
und Bedienstete dafiir gibt. Das muss endlich
Uberwunden werden. Das muss angegangen wer-
den, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Eigentlich kénnen wir davon sprechen, dass auf
Grundlage dessen, was ich jetzt nur in Nuancen
geschildert habe, in Hamburg einmal die U-Haft
zum Teil zu einer Strafe wird, was gesetzlich nicht
so vorgesehen ist, auf keinen Fall, und dass des
Weiteren in viel zu grofiem Ausmal} ein Verwahr-
vollzug stattfindet. Bewahrungshelferinnen und
-helfer, Abteilungsleitungen, Ubergangsmanagerin-
nen und -manager, Sozialpadagoginnen und -pada-
gogen und deren Vertretungen kritisieren das alle
gleichermalen. Das muissen wir annehmen, und
dann mussen MalRnahmen ergriffen werden. Die
kénnen wir gern ergreifen, und ich freue mich, Herr
Senator Steffen, wenn wir dann endlich dazu kom-
men, das Resozialisierungsgesetz zu diskutieren.
Genau dazu haben wir konkrete Vorschlage ge-
macht.

Es ist grundsatzlich ein Problem — das hat man
auch an der Debatte hier gemerkt, zuerst wurde et-
was anderes debattiert und dann das Limit im

Strafvollzug —, es gibt eine zu kleine Lobby der
dort Tatigen und der dort Inhaftierten. Das miissen
wir Uberwinden. Ich hoffe, dass wir das diesmal tun
und endlich die Ressourcen dafir zur Verfligung
stellen und verninftige Lésungen finden. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt als nachster Redner das Wort Carl-Edgar Jar-
chow von der FDP-Fraktion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich wirde gern noch einmal
daran erinnern, wortber wir hier eigentlich reden.
Das Thema ist die Kritik der Gewerkschaften an
der Uberlastung von Strafvollzug und Polizei. Und
ich denke, wenn man sich damit befasst, Herr Se-
nator Grote, dann tut man das auch als Opposition
nicht, um die Bevolkerung zu verunsichern oder sie
dazu aufzufordern, nicht mehr irgendwelche Straf-
antrage zu stellen, sondern im Gegenteil, man tut
es deswegen ...

(Wolfgang Rose SPD: Das missen Sie
Herrn Gladiator sagen!)

— Ich habe mir aber das Recht herausgenommen,
mir selbst auszusuchen, lieber Wolfgang Rose,
wem ich das sage; herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Insofern befremdet es mich immer ein bisschen,
wenn ich mir hier wieder eine Stunde anhoéren
muss, was denn nun welcher Senat vor wie viel
Jahrzehnten falsch oder richtig gemacht hat oder
wer denn nun schuld an was ist. Ich glaube, dass
das uns, den Birgern und auch den Polizisten und
den Beamten im Strafvollzug nicht hilft in diesem
Moment, sondern es hilft etwas, was eigentlich gar
nicht so schwierig ist, namlich eine ehrliche Be-
trachtungsweise dieser Situation. Ich muss sagen,
da finde ich, dass das, was der Senator Grote heu-
te gemacht hat, in die richtige Richtung ging. Er
hat nadmlich gesagt: Ja, naturlich gibt es aufgrund
der Situation, wie sie sich darstellt, aufgrund der
Sokos, aufgrund der G20-Situation und aufgrund
vieler anderer Belastungen der Polizei die Situati-
on, dass gewisse Dinge nicht bearbeitet werden in
der Geschwindigkeit, wie man das normalerweise
gewohnt ist. Und ich finde, es ist auch nur recht
und billig, das zu sagen. Das hat zum einen die
Bevdlkerung verdient, die es dann verstehen wird
— wenn man ihr ndmlich erzahlt, es laufe alles wie
immer, und sie am eigenen Leibe merkt, dass das
nicht so ist, ist das sehr viel schlechter und verun-
sichert sehr viel mehr —, und es hilft sicherlich auch
den Beamten und Beamtinnen, dass man ihnen
zugesteht, dass sie einen erhdhten Arbeitsauf-
wand haben und mehr Zeit brauchen. Allerdings
sollte man die Priorisierung, welche Sachen bear-
beitet werden und welche nicht bearbeitet werden,
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nicht den Polizisten vor Ort oder den Beamten im
LKA Uberlassen, sondern das ist in der Tat eine
politische Aufgabe, das entsprechend vorzugeben.
Wenn man das tut, dann, glaube ich, schafft man
keine Verunsicherung, sondern dann ist man ehr-
lich und beschreibt die Situation so, wie sie ist.
Darum sollte es uns doch allen gehen.

Und, Herr Senator Grote, darum geht es auch uns
als Opposition. Hier geht es gar nicht darum, die
Polizei oder den Strafvollzug in ein schlechtes
Licht zu setzen; das ist bei Weitem nicht unsere In-
tention. Es geht wirklich darum, eine Verunsiche-
rung — das ist ja das, was durch die Gewerkschaf-
ten, was durch den BDK sehr deutlich gesagt
wird —, die dort herrscht, anzuerkennen und nicht
wegzudiskutieren. Ich glaube, das gehért auch da-
zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion,
ebenfalls fur drei Minuten.

Dirk Nockemann AfD:* Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die heutige
Debatte ist schon reichlich skurril. Da weist der
Hamburger Landesvorsitzende des Bundes Deut-
scher Kriminalbeamter darauf hin, dass es uber
8 000 unerledigte Kriminalfalle gibt, sogenannte
Fensterbankfalle, und die SPD-Fraktion versucht,
diese Zahlen wegzurelativieren, indem sie sagt:
Die Sicherheitslage in Hamburg war noch nie so
gut, wie sie heute ist.

239 000 Delikte im vergangenen Jahr 2016.
239 000 Opfer im Jahre 2016. Und diese Opfer
gruselt es. Es gruselt sie nicht nur, weil sie Angst
haben, wieder Opfer von Verbrechen zu werden,
sondern es gruselt sie angesichts dieser Relativie-
rungen. Die Antworten, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der SPD, die Sie heute gegeben haben,
zeigen doch, dass Sie nach wie vor nichts verstan-
den haben und dass Sie nach wie vor die Sorgen
der Birger nicht ernst nehmen.

(Beifall bei der AfD)

Sie erzahlen uns etwas von Polizeilichen Kriminal-
statistiken, von den schénen Zahlen darin, Sie ver-
schweigen aber gleichzeitig, dass diese 8 000 Fal-
le, die geschoben werden, natlrlich zunachst ein-
mal Uberhaupt nicht in diesen Statistiken auftau-
chen. So frisieren Sie lhre eigenen Statistiken.

Jetzt, da Sie am Ende sind, wollen Sie eine Sicher-
heit nach Kassenlage. Sie wollen Strafrecht nach
Kassenlage durchsetzen. Das bedeutet, Sie wollen
wahrscheinlich Delikte wie Schwarzfahren nicht
mehr verfolgen. Irgendwann wird es auch den ein-
fachen Ladendiebstahl treffen. Herr Grote hat be-
reits gesagt, so ein Betrugsverfahren gegen einen

Grol3konzern ... ist alles nicht so wichtig, trifft ja
keinen Burger. Das ist eine ganz gefahrliche Hal-
tung.

Es ist ein einmaliger Vorgang, dass der Landesvor-
sitzende einer Gewerkschaft zu so drastischen
Formulierungen greift, dass er sagt:

"Wir sind am Ende."

Herr Senator Grote, das sollte lhnen wirklich zu
denken geben.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Sie stattdessen den BDK-Vorsitzenden o6f-
fentlich so maliregeln, wie Sie das getan haben,
dann haben Sie wirklich jedes vernlnftige, akzep-
table und vertretbare Mal} Gberschritten.

MaRvolle Arbeitsriickstande gibt es in jedem Unter-
nehmen. Diese Arbeitsriickstande dirfen aber
nicht strukturell werden, und angesichts der Perso-
nalsituation in Hamburg sind sie strukturell. Die Ur-
sache der Misere liegt natirlich ebenso bei der
CDU, die, wie schon gesagt, 2005 150 Stellen ab-
gebaut hat, 2010 hat sie noch einmal 169 Stellen
abgebaut. Und die SPD hat — sie ist immerhin seit
2011 an der Regierung — nicht rechtzeitig gegen-
gewirkt. Das sind Versaumnisse, die fuhren zum
Vertrauensverlust der Wahler, die fihren zur Erosi-
on des Rechtsstaates.

(Glocke)
Mit uns wird es das nicht geben. — Danke.
(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt hat
sich zu Wort gemeldet Justizsenator Dr. Till Stef-
fen.

Senator Dr. Till Steffen:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Seelmaecker, Sie haben es gesagt: Ihnen fallt
nichts Neues mehr ein. Und in der Tat, das Stiick,
das wir hier erleben, ist die ldeenlosigkeit des Ri-
chard Seelmaecker, prominente Nebenrolle: Anna-
Elisabeth von Treuenfels-Frowein — Sie rufen im-
merhin noch ab und zu ein paar interessante Stich-
worte hinein. Die einzige |dee, die prasentiert wur-
de von Herrn Seelmaecker, ist: Wir sollen das mal
mit der Resozialisierung lassen.

(Dennis Thering CDU: Kénnen Sie bitte zum
Thema reden!)

Das fande ich eigentlich ziemlich fatal, ehrlich ge-
sagt, wenn wir das machen wirden. Was wir vor-
haben — und das wissen Sie —, ist, dass wir im
Rahmen des Resozialisierungsgesetzes den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern im Strafvollzug weite-
res Personal an die Seite stellen, das sie bei dieser
wichtigen Aufgabe der Resozialisierung unter-
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(Senator Dr. Till Steffen)

stitzt. Diesem Vorschlag von lhnen werden wir
ganz bestimmt nicht folgen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich werde in ein paar Stichworten sagen, was wir
tun. Wir machen modernen Strafvollzug. Davon
profitiert das Personal in den Anstalten, davon pro-
fitieren die Inhaftierten, und davon profitieren dieje-
nigen, die in Zukunft nicht Opfer neuer Straftaten
werden; das ist sehr wichtig. Wir arbeiten aktiv dar-
an, neue Straftaten zu verhindern. Moderner Straf-
vollzug, das kann funktionieren, und dafiir brau-
chen wir Personal, das fur die Gefangenen an-
sprechbar ist, damit vertrauensvolle Beziehungen
zwischen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
und den Gefangenen entstehen koénnen. Dafir
brauchen wir mehr Personal.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen bilden wir auch sehr viel aus, und zwar
so viel, wie seit 20 Jahren nicht. Einen solchen
Umfang der Ausbildung hat es (iber einen so lan-
gen Zeitraum Uberhaupt noch nicht gegeben. Wir
haben jetzt schon mehr Einstellungen als Abgéange
im Jahr, und so wird es auch weitergehen. Wir sind
da auf einem sehr guten Weg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir werben sehr intensiv um zusatzliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, um neue Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Dazu konnen auch Sie einen Bei-
trag leisten. Aber wir sind auch erfolgreich mit un-
seren Bemihungen, das zeigt die grofte Zahl an
Auszubildenden, an Anwarterinnen und Anwartern,
die das, was in den letzten Jahrzehnten jeweils
ausgebildet wurde, weit Ubersteigt.

Thema Haftplatze. Ja, mit den Haftplatzen ist es
knapp. Wir haben konjunkturelle Schwankungen.
Es geht manchmal steil nach unten, dann geht es
wieder nach oben. Wir missen strukturelle Bege-
benheiten angehen. Das ist nicht einfach, dafir
braucht man einen langen Atem, da sind wir dran.
Aber unsere Leute in den Haftanstalten kénnen
sich auf uns verlassen, dass wir an dieser Aufgabe
dranbleiben und uns nicht standig irritieren lassen.

(Vizeprasidentin Barbara Duden ubernimmt
den Vorsitz.)

Wer lhnen zuhort, bekommt den Eindruck, Sie wol-
len die Arbeit im Vollzug schlechtreden.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: So ein Quatsch!)

Etwas anderes fallt Innen nicht ein. Alles schlimm,
alles schrecklich; eigene Vorstellungen fir moder-
nen Strafvollzug: Fehlanzeige. Ob Sonne, ob Re-
gen, die CDU ist schon mal dagegen. Aber das
muss einen nicht so stark argern als Regierungs-
mehrheit, denn es macht deutlich: Es gibt kaum
Vorschlage, was man strukturell besser machen

kann. Insoweit bestatigt uns dieser Kurs von |Ihnen
in unserer Arbeit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ja, wir missen heran an die baulichen Strukturen
unserer Haftanstalten. Wir haben zum Teil Haftan-
stalten, die noch aus wilhelminischer Zeit stam-
men, die wir nach und nach umbauen. Dass wir
momentan einen Engpass haben, liegt an dem Er-
folg, den der Senat in der letzten Wahlperiode hat
erreichen koénnen, namlich Sanierungsmittel fir
den Umbau der Untersuchungshaftanstalt zu mobi-
lisieren. Das haben damals alle bejubelt, und jetzt
sagen die gleichen, die damals gesagt haben, "Na
endlich wird das mal umgebaut", sie fanden es
aber schlimm, dass Haftplatze momentan nicht zur
Verfigung stehen.

(Zurufe)

Das ist wirklich wie beim Stral’enbau, wo Sie die
Baustellen beklagen, wenn endlich die Stralen sa-
niert werden. Der Senat geht an die Probleme her-
an, und durch diese Phasen kommen wir auch hin-
durch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ahnliches gilt natlrlich fir die Frage, wie wir ei-
gentlich weiter machen mit dem Jugendvollzug. Da
gab es einmal eine konzeptionelle |dee vor Uber
hundert Jahren, die besagt hat: Raus aus den
Quartieren, wo die Leute herkommen, wo sie krimi-
nell geworden sind, und aufs Land. Die sollen fri-
sche Luft schnuppern, weg von ihren kriminellen
Familien.

(Michael Kruse FDP: Sie sollten auch mal
frische Luft schnappen! — Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP: Gehort das
noch zum Thema? )

Und dann hat man damals Hahndfersand errichtet.
An diese strukturelle Frage gehen wir heran, und
deswegen finde ich es gut ...

(Zurufe)
— Ja, das mache ich die ganze Zeit.

Weil wir naturlich an die Strukturen heranmussen.
Wir missen an die Strukturen heran, wenn wir effi-
ziente Strukturen haben wollen, um mit unserem
Personal sinnvoll umzugehen, um das Personal
dort einzusetzen, wo es gebraucht wird, namlich
bei den Gefangenen. Deswegen finde ich es gut,
dass wir in dieser Frage, wo wir uns dem Ende der
Bestandsaufnahme nahern bei der Frage des Ju-
gendvollzugs, in Gesprache eintreten und schau-
en: Kann es einen weiteren Konsens geben Uber
die Frage, wie die Zukunft des Strafvollzugs ausse-
hen soll? Die Bediensteten in den Haftanstalten
wirden sich dartber sehr freuen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Vizeprasidentin Barbara Duden:* Sie kennen das
Verfahren, nun haben natirlich die Fraktionen
noch einmal die Moéglichkeit, auf den Senator ein-
zugehen. Im Ubrigen verweise ich noch einmal,
was die Redezeit betrifft, auf das, was der Kollege
Wersich eben Senator Grote mit auf den Weg ge-
geben hat. Das gilt auch fir Senator Dr. Till Stef-
fen. — Herr Gladiator von der CDU-Fraktion hat das
Wort.

Dennis Gladiator CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich mdéchte auf den Innense-
nator eingehen. Das war eine richtige Bewer-
bungsrede, die Sie hier gehalten haben, eine Be-
werbungsrede als Geschichtenerzahler.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Fangen wir damit an: Sie haben sich hier tatsach-
lich hingestellt, sich fiir die Einstellungszahlen aus
dem Jahr 2011 gelobt und damit gesagt, mit Ihrem
Regierungswechsel sei alles besser geworden. Fur
wie doof halten Sie uns und die Offentlichkeit? Die-
jenigen, die 2011 in den Polizeivollzug Gbernom-
men worden sind, wurden 2009 eingestellt, Herr In-
nensenator.

(Joachim Lenders CDU: So ist es!)

Das sind die Zahlen, die wir zu verantworten ha-
ben, und da hatten Sie tatsachlich ein kraftiges
Plus.

(Beifall bei der CDU)

Ich kann aber verstehen, dass Sie das Jahr 2011
genommen haben als Beleg, denn mit den Jahr-
gangen, die Sie dann eingestellt haben, gingen die
Zahlen immer weiter zurick. Es wurden immer we-
niger, die Sie in den Vollzug Gibernommen haben.
Sie hatten sogar ein negatives Ergebnis, dass Sie
also mehr Abgange als Einstellungen hatten. Das
ist das, was Sie in den ersten Jahren und lhr Vor-
ganger zu verantworten haben. Also bleiben Sie
bitte bei der Wahrheit und taduschen Sie nicht fort-
wahrend die Offentlichkeit. Das steht lhnen nicht
gut.

(Beifall bei der CDU)

Dann reden Sie von einer Einstellungsoffensive.
Das wirde voraussetzen, dass Sie tatsachlich
mehr einstellen, als Sie durch Altersabgange ver-
lieren. Keiner lhrer Redner ist auf die Zahl der al-
tersbedingten Abgange eingegangen. Das kann
ich verstehen, weil Sie zugeben missten: Das sind
in den nachsten Jahren 30 Prozent des Personal-
korpers, rund 2 600 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die in den Ruhestand gehen; die stellen Sie
gar nicht ein. Sie schaffen es also nicht einmal, die
Altersabgéange auszugleichen. Und dann schwa-
dronieren Sie von einer wachsenden Polizei? Das
ist wirklich unverantwortlich. Das sollte sich ein In-
nensenator nicht leisten.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Wenn Sie mir das nicht glauben, Herr Senator,
schauen Sie in Ihren Personalbericht, dort ist wun-
derbar aufgelistet, was Sie in den nachsten Jahren
tatsachlich tun. Das weicht weit ab von dem, was
Sie uns erzahlen. Da sollten Sie vielleicht noch ein-
mal hineinschauen; Sie haben ja noch die Chance,
Ihr Verhalten anzupassen. Unsere Antrdge aus
den letzten Jahren liegen auf dem Tisch, und das
nicht erst seit diesem Jahr. Wir haben mehrfach
Antrage eingebracht, haben mehrfach den Schul-
terschluss angeboten, gemeinsam etwas fir die
Verstarkung der Polizei zu tun. Sie haben es nicht
angenommen.

Und dann kommen Sie wieder in diese Schoénred-
nerei und sagen, wie toll doch alles sei und man
mdge Ihnen vertrauen, es laufe alles gut.

(Dennis Thering CDU: Ja, das haben wir bei
G20 gesehen!)

Erstens haben wir gerade nachgewiesen, dass es
dazu schon wichtig ware, dass Sie die Wahrheit er-
zahlen. Ganz ehrlich, gerade im Bereich der Inne-
ren Sicherheit haben Sie und Ihr Erster Birger-
meister in den letzten Wochen so oft Versprechun-
gen abgegeben und jedes, aber auch jedes gebro-
chen. Das Vertrauen konnen Sie fir sich wirklich
nicht mehr einfordern. Ihre Glaubwiirdigkeit ist
weg.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Und als Letztes zu lhnen: Ich fand eines wirklich
erschreckend. Da haben Sie die Chance, zu sa-
gen, ja, ich bin mit dem BDK zu hart umgegangen,
ich war emotional angefasst, und dann haben Sie
die Dreistigkeit, lhre Beschimpfung der Hamburger
Polizisten hier noch einmal zu wiederholen. Wer
den Senat fir seine Politik kritisiert,

(Glocke)

der kritisiert nicht die Polizei und der untergrabt
kein Vertrauen. Das war wirklich schabig, Herr Se-
nator.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich glaube, alle von der Re-
gierungsfraktionsseite, auch beide Senatoren, ha-
ben die besondere Belastungssituation, die wir im
Bereich Polizei und Justiz haben, ausgefuhrt.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Herr Steffen nicht!)
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(Dr. Andreas Dressel)

— Doch. Dann haben Sie nicht zugehort. Nattrlich
hat er gesagt, dass das eine Belastungssituation
ist im Bereich Strafvollzug.

Das Interessante ist ja, dass gerade in bestimmten
Bereichen des Vollzugs die Belastungssituation so
ist, weil wir zum Beispiel durch die Erfolge der So-
ko "Castle" — und das unterstreicht, wie gut es zwi-
schen Polizei und Justiz zusammengeht — mehr
Haftbefehle haben und mehr Einbrecher, auch
schwere Einbrecher, verurteilen und in Haft neh-
men kdnnen. Das zeigt, dass diese Zusammenar-
beit zwischen Polizei und Justiz, zwischen Innen-
behorde und Justizbehorde funktioniert fiir die Si-
cherheit dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Wo es natirlich immer ...
(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Dr. Dressel ...

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend):* Keine
Zwischenfragen, vielen Dank; ich will das einmal
kurz ausfihren.

Wo man bei lhren Ausfihrungen immer sehen
kann, dass es sehr knapp wird, ist die Frage lhrer
Hinterlassenschaft aus lhren zehn Jahren Regie-
rungszeit.

(Dennis Gladiator CDU: Das habe ich doch
gerade erzahlt!)

Herr Gladiator, drehen Sie sich doch einmal um.
Hinter lhnen sitzt Herr Lenders. Der wird sich an
die Sachen, die in den Zweitausenderjahren gewe-
sen sind, noch sehr gut erinnern. Herr Lenders, ich
erinnere mich gern daran, dass ich mit Ihnen zu-
sammen in der Spitalerstral’e Unterschriften gegen
den CDU-geflihrten Senat gesammelt habe,

(Zuruf)

gegen die Abschaffung der freien Heilfirsorge, ge-
gen die Polizeikommissariats-Schliefungen und,
und, und. Das haben Sie jetzt vergessen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Glocke)

Jetzt keine Zwischenfragen. Wir kénnen das nach-
her gern noch drauf3en ...

(Zurufe von der CDU)

— Sie wollen doch nicht widersprechen, dass wir da
zusammen Unterschriften gesammelt haben?

(Zurufe von der CDU)

Und noch einmal: Wenn man einfach zusammen
guckt ... Regen Sie sich doch nicht so auf.

(Glocke)

Regen Sie sich doch nicht so auf, wenn man Sie
dabei ertappt, dass Sie da Wahrheit und Vergan-
genheitsbewaltigung ein bisschen durcheinander
bekommen haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Zahlen sind doch eindeutig, die die beiden Se-
natoren ausgefihrt haben. Wir haben eine Ausbil-
dungsoffensive im Bereich Polizei und Justiz, die
ihresgleichen sucht. Darauf kdnnen wir stolz sein,
darauf kénnen beide Senatoren stolz sein, dass
wir das erreichen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Allein wenn wir sagen, wir wollen 8 000 im Polizei-
vollzug haben,

(Dennis Gladiator CDU: Ja, wann denn?)

das sind Zahlen, von denen haben Sie getraumt in
Ihrer Regierungszeit. Deshalb sollten Sie ein
bisschen den Mal3stab wahren bei den Vorwiirfen,
die Sie unterbreiten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir gehen durch eine Belastungssituation hin-
durch,

(Dennis Gladiator CDU: Sie haben sie verur-
sacht!)

aber in beiden Bereichen sind wir in der Lage, hier
auch zu Konsequenzen zu kommen und Verbes-
serungen zu bekommen. Die Maflinahmen sind
eingeleitet,

(Glocke)

deswegen sind wir da in beiden Bereichen auf dem
richtigen Weg. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau von Treuenfels-Frowein von der FDP-
Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Herr Steffen, eigentlich hatte ich heute vor,
mich mit Ihnen einmal nicht anzulegen. Das hat
natirlich wieder nicht geklappt, denn was Sie heu-
te gebracht haben, war wirklich schon fast unter |h-
rem eigenen Niveau.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Dr.
Joachim Kérner AfD)

Das muss man erst einmal hinbekommen, meine
Damen und Herren. Das muss man erst einmal
schaffen.

Ich meine, wenn es Sie anpikst, dass wir bessere
Ideen als Sie in der Resozialisierung oder Uber-
haupt im Vollzug haben, verstehe ich das; das wiir-
de ich auch nicht so toll finden. Aber was Sie nicht
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(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein)

machen kénnen: sich hier hinzustellen und zu sa-
gen — das glaubt lhnen doch kein Mensch mehr;
niemand wird lhnen das glauben —, dass wir im
Moment einen modernen Strafvollzug praktizieren.
Wir wirden das ja gern tun. Wir machen standig
Vorschlage.

(Christiane Blémeke GRUNE: Wo denn?)

Wir sind nicht ideenlos, sondern wir machen Vor-
schlage. Diese Vorschlage lesen Sie sich wahr-
scheinlich nicht einmal durch, weil Sie noch nicht
einmal die Voraussetzungen dazu schaffen, dass
diese Vorschlage Uberhaupt umsetzbar waren. Da
liegt hier das grof3e Problem in Hamburg.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Da ist sich die Opposition einig. Ich habe nur dar-
auf gewartet, Farid, dass du da jetzt reinrufst, denn
ihr wart doch ganz auf unserer Seite, als wir das
gefordert haben, und dann dreht ihr es einfach um
und sagt jetzt, wir, die Opposition, waren ideenlos.
Das finde ich wirklich traurig. Sie fiihren noch nicht
einmal — was andere Bundeslander kénnen — eine
Ruckfallstatistik. Toll, richtig moderner Ansatz; wir
sind begeistert. Sie kdnnen sich Uberhaupt nicht
herausnehmen, uns zu sagen — keinem von uns,
nicht den LINKEN, nicht der CDU, nicht uns —, wir
hatten keine Antrage gestellt. Im Gegenteil, Sie tun
einfach gar nichts und stellen sich hier a la Steffen
hin, mit einiger Redegewandtheit, das muss man
Ihnen schon lassen, mit Ihren groften blauen Au-
gen, und sagen: Wir machen einen modernen
Strafvollzug. Ha, ha, ha, sage ich dazu nur.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

(Urs Tabbert SPD: Mal sehen, wohin das Ni-
veau jetzt geht!)

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich vernehme
mit einigen lIrritationen, dass versucht wird, diese
Uble Situation, die wir haben, einfach mit ein paar
Begriffen wie temporare Zusatzbelastung oder
temporare Uberbelastung wegzudiskutieren. Diese
Uberbelastung, die wir haben, die war Uber Jahre,
Uber Jahrzehnte vorhersehbar. In jeder Behdrde
gibt es sogenannte Pensionierungstabellen, da
kénnen Sie genau absehen, wie viele Leute in finf
Jahren oder in zehn Jahren pensioniert werden.
Und wann reagiert der Senat? Irgendwann im Jah-
re 2016 sagt er, wir missen neue Stellen schaf-
fen — spat, viel zu spat. Damit haben Sie jedes
Vertrauen verloren.

Und der Bereich der Terrorbekampfung, der an-
geblich zu einer temporaren Mehrbelastung flhrt,
war fir Sie auch nicht vorhersehbar? Seit 2001,

seit den Vorfallen in New York, wussten wir, dass
die westlichen Lander einer zusatzlichen und er-
héhten Terrorgefahr ausgesetzt sind. Wer heute
sagt, das sei temporar oder das sei unvorherseh-
bar gewesen, der versteht nichts von Innerer Si-
cherheit.

(Beifall bei der AfD)

In der Vergangenheit war die Alltagskriminalitat mit
dem Personalbestand, den man bei der Polizei
hatte, gerade eben noch zu bewaltigen. Jede wei-
tere Sonderbelastung hat die Polizei Uberfordert.
Und in einer solchen Situation personeller Uberfor-
derung fallt der Hamburger SPD nichts anderes
ein, als zu sagen, sie wolle jetzt noch den OSZE-
Gipfel nach Hamburg holen und auch noch den
G20-Gipfel. Ist das wirklich verantwortungsvolle
Politik? Ich meine, nein.

Zu lhren sogenannten Ausbildungsoffensiven kom-
men Sie immer erst dann, wenn Ihnen das Wasser
Unterkante Oberlippe steht, aber nicht dann schon,
wenn es sachlich gerechtfertigt ware.

Wir haben in diesem Haus haufig das Wort Pro-
testwahler gehort. Protestwahler seien nicht immer
so ernst zu nehmen.

(Dennis Thering CDU: Das sagen auch nur
Sie!)

Wissen Sie, woher die Vielzahl der Protestwahler
kommt? Auch daher, dass beispielsweise Krimina-
litat nicht konsequent bearbeitet wird, dass Falle
auf die Fensterbank geschoben werden oder unter
den Schreibtisch, dass versucht wird, Kriminalitat
mit administrativen MaRnahmen zu deckeln. Men-
schen, die so etwas sehen und beobachten, verlie-
ren ihren Glauben in diesen Rechtsstaat, sie verlie-
ren ihren Glauben in die 6ffentliche Sicherheit und
sie wahlen Protest. Aus diesem Grund haben wir
von der Hamburger AfD immer schon gesagt: Wir
wollen den Rechtsstaat durchsetzen. Mehr Rechts-
staat statt Rechtsruck, das ist unsere Politik der
Hamburger AfD. Wenn Sie das auch machen wir-
den,

(Glocke)
dann hatten Sie keine Probleme.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, sodass wir liberra-
schenderweise zum Ende der Aktuellen Stunde
gekommen sind.

Wir fahren fort mit dem Punkt 3 unserer Tagesord-
nung, der Wahl einer Vizeprasidentin oder eines
Vizeprasidenten.
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[Wahl einer Vizeprasidentin oder eines Vizepra-
sidenten der Biirgerschaft]

Von der FDP-Fraktion ist Herr Dr. Kurt Duwe vor-
geschlagen worden.

Die Wahl findet in Wahlkabinen statt. Wir verfahren
so, dass Frau Yilmaz und Herr Kreuzmann ab-
wechselnd die Mitglieder der Burgerschaft in al-
phabetischer Reihenfolge aufrufen werden. Ich bit-
te Sie, dann zur Kanzleibank zu gehen und dort Ih-
ren Stimmzettel entgegenzunehmen. Der Stimm-
zettel enthalt Felder fir Zustimmung, Ablehnung
oder Enthaltung. Mit dem Stimmzettel gehen Sie
bitte in eine der Wahlkabinen und nehmen lhre
Wahlentscheidung vor. Ich bitte, den Stimmzettel
nur mit einem Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die
den Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erken-
nen lassen oder Zusatze enthalten, sind ungiltig.
Auch unausgefiilite Stimmzettel gelten als ungliltig.
Nach der Wahlhandlung begeben Sie sich bitte zur
Prasidiumsbank, an der die Wahlurne steht.
Stecken Sie dann bitte lhren Stimmzettel in die
Wahlurne.

Ich sage noch einmal aus aktuellem Anlass: Es
ware nett, wenn das Haus so ruhig ware, dass die
Aufgerufenen ihren Namen verstehen konnen. Ich
bitte jetzt, mit der Wahlhandlung zu beginnen.

(Der Namensaufruf und die Wahlhandlungen
werden vorgenommen.)

Sind alle Mitglieder dieses Hauses aufgerufen wor-
den? — Dann stelle ich fest, dass alle Abgeordne-
ten aufgerufen worden sind und die Stimmenabga-
be abgeschlossen worden ist. Damit erklare ich die
Wahlhandlung fiir geschlossen.

Ich bitte nun, die Stimmenauszahlung vorzuneh-
men. Fir die Dauer der Stimmenauszahlung ist die
Sitzung unterbrochen. Danke.

Unterbrechung: 16.02 Uhr
Wiederbeginn: 16.07 Uhr

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich wiirde dann
gern, wenn sich die Mehrheit der Mitglieder wieder
in diesem Raum einfindet, das Ergebnis verkin-
den.

Bei der Wahl eines Vizeprasidenten der Hamburgi-
schen Birgerschaft sind 112 Stimmzettel abgege-
ben worden, davon waren alle Stimmzettel giiltig.
Es gab 100 Ja-Stimmen, vier Nein-Stimmen und
acht Stimmenthaltungen. Damit ist Herr Dr. Duwe
zum Vizeprasidenten gewahlt worden.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Herr Dr. Duwe, ich weil} nicht, ob Sie so multitas-
kingfahig sind, aber ich méchte Sie jetzt fragen, ob
Sie die Wahl annehmen.

Dr. Kurt Duwe FDP: Ich nehme die Wahl an.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das ist gut.
Dann gratuliere ich Ihnen im Namen aller sehr
herzlich und darf Sie bitten, dass Sie Ihren Platz
hier oben auf der Prasidiumsbank einnehmen.

Wir kommen zu den Punkten 5 bis 7 unserer Ta-
gesordnung, den Drucksachen 21/9459, 21/10498
und 21/10591: Wahlen zu verschiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation

— Drs 21/9459 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds fiir die
Hartefallkommission

— Drs 21/10498 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds der Kommission fiir Stadt-
entwicklung

— Drs 21/10591 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass die drei
Wahlen in einem Wahlgang durchgefihrt werden.
Die drei Stimmzettel liegen Ihnen vor. Sie enthal-
ten bei den Namen jeweils Felder flr Zustimmung,
Ablehnung und Enthaltung. Sie dirfen auf jedem
Stimmzettel bei jedem der Namen ein Kreuz ma-
chen, aber bitte nur eines. Stimmzettel, die den
Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen
lassen oder Zusatze enthalten, sind unglltig. Auch
unausgefillte Stimmzettel gelten als ungiiltig. Ich
bitte Sie nun, Ihre Wahlentscheidung vorzuneh-
men, und die Schriftfiihrer, mit dem Einsammeln
etwas zu warten, denn es sind erkennbar nur weni-
ge Mitglieder im Raum. — Gut, dann ist mein Ap-
pell, die Wahlentscheidungen vorzunehmen, zu-
mindest bei den Interessierten hier im Raum auf
offene Ohren gestoflen.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftfihrer nun bitten, mit dem Ein-
sammeln der Stimmzettel zu beginnen.

Dann frage ich noch einmal: Sind alle Stimmzettel
abgegeben worden? Wenn das nicht der Fall ist,
dann bitte ich, die verbliebenen Stimmzettel zumin-
dest so hochzuhalten, dass die Schriftfiihrer sie er-
kennen kénnen. — Das ist nicht der Fall. Dann
schlielRe ich die Wahlhandlung. Die Wahlergebnis-
se werden gleich ermittelt und ich werde Sie lhnen
im Laufe der Sitzung bekanntgeben.**

** Das Wabhlergebnis ist auf Seite 4885 zu finden.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9459
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10498
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10591
HembacRu
Schreibmaschinentext

HembacRu
Schreibmaschinentext
** Das Wahlergebnis ist auf Seite 4885 zu finden.
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Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 28, Druck-
sache 21/10530, Bericht des Haushaltsausschus-
ses: Haushaltsplan 2017/2018: Haushaltsjahre
2017 und 2018, Ansiedlung des Deutschen Zen-
trums fir Luft- und Raumfahrt am Standort Ham-
burg, Jahrlicher DLR-Sitzlandbeitrag Hamburgs
und einmalige Anschubfinanzierung der Freien und
Hansestadt Hamburg.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/9509:

Haushaltsplan 2017/2018: Haushaltsjahre 2017
und 2018, Ansiedlung des Deutschen Zentrums
fur Luft- und Raumfahrt (DLR) am Standort
Hamburg, Jahrlicher DLR-Sitzlandbeitrag Ham-
burgs und einmalige Anschubfinanzierung der
Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) (Senats-
antrag)

— Drs 21/10530 -]

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Herr Schmidt
von der SPD-Fraktion bekommt es.

Hansjoérg Schmidt SPD: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die Zahlen
sprechen fur sich: 40 000 Fachkrafte, 300 Zuliefer-
betriebe, zwei Global Player und ein Flughafen mit
Uber 14 Millionen Passagieren pro Jahr. Hamburg
ist einer der bedeutendsten Standorte der zivilen
Luftfahrtindustrie. Egal, wo Sie auf der Welt in ein
Flugzeug steigen, die Chance ist gro3, dass Sie
dort auf Know-how und Technik aus Hamburg tref-
fen. Auf diese Leistung durfen wir zu Recht stolz
sein.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Diese Erfolgsgeschichte ist gegriindet auf eine lan-
ge Tradition. Der bereits 1912 als Luftschiffhafen
eroffnete Flughafen Hamburg gilt als einer der
dienstaltesten Flughafen der Welt, der noch an sei-
nem urspruinglichen Standort betrieben wird. Doch
von Tradition kann man sich auf einem so wettbe-
werbsintensiven Feld wie der Luftfahrtindustrie
nichts kaufen. Deshalb arbeitet dieser Senat seit
2011 intensiv an der Zukunft dieses fur unsere
Hansestadt so wichtigen Industriezweiges.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mit dem neuen ZAL TechCenter in Finkenwerder
haben wir eines der weltweit modernsten For-
schungszentren fir die zivile Luftfahrt. Mit dem neu
gegrundeten Hamburg Centre of Aviation Training
kénnen wir die bedarfsgerechte Fachkraftequalifi-
zierung entlang der Wertschdpfungskette vernet-
zen. Und nun wird Hamburg auch endlich Sitzland
des Deutschen Zentrums fir Luft- und Raumfahrt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Damit schlie3en wir eine Licke und unterstreichen
unseren Anspruch, auch weiterhin Flhrungsposi-
tionen auszubauen. Damit werden wir auch in Zu-
kunft mit unserem Standort sehr weit vorn sein.
Der Bundestag hat auf Initiative Hamburgs die
Grundfinanzierung des DLR auf 42 Millionen Euro
aufgestockt. Daraus erhalt Hamburg dann in Zu-
kunft 9 Millionen Euro. Das ist eine groRartige Ent-
scheidung und deshalb richten wir von dieser Stel-
le auch unseren Dank an die fleiRigen Hamburger
Bundestagsabgeordneten, die sich dafiir starkge-
macht haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Hamburg unterstiitzt den Aufbau mit 2 Millionen
Euro und finanziert die laufenden Kosten jahrlich
mit 1,6 Millionen Euro. Wenn die beiden Institute
des DLR in Hamburg in naher Zukunft voll ausge-
baut sind, werden dort insgesamt 120 Forscherin-
nen und Forscher ihre Tatigkeit aufnehmen. Diese
werden dann unter anderem Forschungs- und Ent-
wicklungsbereiche abdecken, die in dieser Form
bisher in Deutschland nicht abgebildet werden,
und zwar neue Systemarchitekturen in der Luftfahrt
und Wartungs- und Reparaturkonzepte. Bereichs-
Ubergreifend werden dann auch die Themen In-
dustrie 4.0 und 3-D-Druck bearbeitet.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Beschluss, den wir hier fassen, bauen wir
den Standort in Hamburg weiterhin aus, machen
ihn zukunftsfahig und deswegen ist der heutige
Tag fur die Luftfahrtindustrie in Hamburg ein sehr
guter Tag. Die Ansiedlung des DLR fir das Zu-
kunftsprodukt Flugzeug ist genau der richtige Weg.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Ovens von der CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Hansjorg Schmidt,
ich muss Ihnen einmal mehr Respekt zollen. Keine
Fraktion in diesem Hause beklatscht es mit einer
solchen Inbrunst, wenn ihre Abgeordneten Selbst-
verstandlichkeiten von sich geben. Das finde ich
grofRartig. Nattrlich sind wir stolz auf den Luftfahrt-
standort Hamburg, meine Damen und Herren, lie-
ber Hansjérg Schmidt; da sind wir vollig beieinan-
der.

(Dorothee Martin SPD: Bei lhnen klatscht
keiner!)

— Nein, weil man fiir Selbstverstandlichkeiten auch
nicht klatschen muss. Aber es ist ja schon, wenn
Sie das immer wieder tun, wunderbar.

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundes-
tages hat im November 2016 den Weg freige-
macht; das ist korrekt. Die Grundfinanzierung des
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DLR wird auf 42 Millionen Euro erhéht und davon
bekommt Hamburg 9 Millionen Euro. Wie Sie zu
Recht gesagt haben, missen wir dafiir vor allem
unseren Hamburger Abgeordneten dankbar sein.
Ich finde aber, dass man das Kind dann auch ruhig
beim Namen nennen kann, denn wenn ein ehema-
liges Mitglied dieses Hauses, wie Rldiger Kruse,
nach wie vor mit solchem Engagement fir Ham-
burger Interessen in Berlin kampft und diese Fi-
nanzierung Uberhaupt erst méglich gemacht hat,
dann kdnnen wir in Hamburg sehr stolz auf einen
ehemaligen Kollegen sein.

(Beifall bei der CDU)

Der Bund macht also den Weg frei, Hamburg be-
kommt das Deutsche Luft- und Raumfahrtzentrum,
Hamburg wird Sitzland und so hat es ja auch das
DLR im Juni 2017 beschlossen, dass zwei Institute
hier angesiedelt werden. Lieber Hansjorg Schmidt,
nattrlich ist es auch gut so, wenn wir uns zwei Fa-
cetten anschauen, wo Hamburg bereits steht. Ich
will das gar nicht alles wiederholen, was an
schicker Prosa im Antrag steht:

(Hansjérg Schmidt SPD: Die Grofie hast du
nicht!)

Airbus, Lufthansa Technik und viele andere mittel-
standische Unternehmen, die den Standort von der
wirtschaftlichen Seite her auch in der Forschung
und in Innovationen selbst beackern, aber eben
auch unsere Hochschulen, die teilweise durchaus
exzellente Leistungen in der Wissenschaft und in
der Lehre, in der Forschung erbringen, und auch
viele kleinteilige Institute, die selbst dem Senat
haufig gar nicht auffallen, wenn wir uns innovative
Themen anschauen, wie beispielsweise die Droh-
nentechnologie, das Institut fir unbemannte Sys-
teme, das dem Senat auf Nachfrage gar nicht erst
von der Feder rutscht. Es ist schon und gut, dass
wir jetzt die Forschung komplettieren und das
Deutsche Luft- und Raumfahrtzentrum bekommen.
Aber es ist doch wieder einmal mehr als bezeich-
nend, dass sich dessen Finanzierung einer Initiati-
ve aus dem Deutschen Bundestag verdankt. Ich
wulrde mir winschen, dass wir versuchen, uns
nicht immer nur dadurch zu profilieren, dass wir
Bundesgelder fir Bundeseinrichtungen nach Ham-
burg lotsen, sondern dass wir tatsachlich selbst
nicht nur kleckern wie hier an dieser Stelle, son-
dern unsere Hochschulen, unsere Universitaten
insgesamt einmal auf solide Beine stellen, dass wir
insgesamt das Thema Grundlagenfinanzierung an-
gehen, dass wir insgesamt das Thema Infrastruk-
tur einmal auf einer verniinftigen Basis angehen.
Denn, liebe Frau Senatorin Fegebank, wer auf
dem Bundesparkett glanzen will, der sollte die rich-
tige Reihenfolge der Tanzschritte auch zu Hause
eingeubt haben, sonst klappt das nicht.

(Beifall bei der CDU)

An dieser Stelle kénnen wir wieder einmal mehr
sagen: ohne den Bund lauft in Hamburg nichts. Wir
sind an dieser Stelle als CDU Hamburg genauso
kooperativ wie unsere Kollegen in Berlin. Natirlich
stimmen wir dem Ganzen heute zu und freuen uns
darauf, dass Hamburg eine weitere wissenschaftli-
che Bereicherung dank der unionsgefiihrten Bun-
desregierung bekommt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! In Hamburg war das Deut-
sche Zentrum fir Luft- und Raumfahrt — das muss
man an dieser Stelle einmal so sagen —, verglichen
mit der Bedeutung von Hamburg fir die Luftfahrtin-
dustrie weltweit, aber auch insgesamt, bisher deut-
lich unterreprasentiert. Dieses Defizit wird mit den
Neuansiedlungen von zwei der sieben Institute, die
das DLR neu schaffen wird, endlich ausgeglichen.
Daflr kdnnen wir uns alle ein bisschen loben. Ich
glaube, das ist flir einen Industriezweig, der in die-
ser Stadt wahrscheinlich einer der wichtigsten ist,
eine gute Nachricht.

(Dennis Thering CDU: Das sieht die eigene
Fraktion wohl anders!)

Insgesamt unterstreicht das Hamburgs Bedeutung
im Bereich dieses Industriezweigs, weil wir das
Cluster Hamburg Aviation langfristig fordern. Die-
ses Luftfahrt-Cluster Metropolregion Hamburg ist
seit 2008 bundesweites Spitzencluster. Zum ande-
ren unterstreichen, wie meine Vorganger gesagt
haben, Airbus, Lufthansa Technik und viele weite-
re Zulieferfirmen mit insgesamt iber 40 000 Mitar-
beitern diese Bedeutung fir unsere Stadt. Deswe-
gen ist es wichtig, dass wir die Hamburger For-
schungslandschaft in genau diesem Punkt erwei-
tern und gleichzeitig einen Wirtschaftsfaktor Spit-
zenforschung in Hamburg neu schaffen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die Zukunftsfahigkeit des Spitzenclusters Hamburg
Aviation wird gestarkt. Wir befinden uns dort in ei-
nem starken Netzwerk. Das ist auch sehr wichtig in
Bezug auf die internationalen Wettbewerber, die
Chinesen, die sich jetzt eine eigene Luftfahrtindus-
trie aufbauen. Aber auch im Wettbewerb mit Tou-
louse ist es keine schlechte Sache, wenn man
grofRe Forschungs- und Luftfahrtexpertise auch im
Forschungsbereich in Hamburg ansiedelt, denn
auch da wird es darum gehen, wer die nachste
Flugzeuggeneration von Airbus bauen wird. Es
handelt sich bei den Forschungsschwerpunkten
um absolute Zukunftstechnologie. Es geht bei den
Instituten um die Koppelung virtueller Produktent-
wirfe mit der digitalen Produktion. Es sind die
Stichworte 3-D-Druck, Virtual Reality, auch Mental
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Reality gefallen, Uber die alle anderen immer reden
und an denen wir jetzt in Hamburg konkret for-
schen.

Unterm Strich bleibt der Aufbau von zwei neuen
DLR-Instituten und man kann sagen, dass Ham-
burg sich flr die Zukunft ristet, dass Hamburg auf
den technologischen Fortschritt innerhalb der
Branche vorbereitet ist. Wir wetzen wirklich eine
Scharte aus, indem wir strategische Forschungs-
politik fir den Standort Hamburg betreiben, indem
wir fur einen wichtigen Industriezweig endlich auch
die wichtigste deutsche Forschungsinstitution,
namlich das DLR mit Uber 8 000 Forschern, in
Hamburg ansiedeln. Es ist einfach komisch, dass
70 Jahre zuvor andere Senate nicht auf diese Ide-
en gekommen sind. Ich glaube, wir alle sollten das
hier gemeinsam im Plenum unterstitzen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich greife dem Ganzen
schon einmal vor. Natirlich ist es gut, dass wir die-
sen Sitzort des DLR in Hamburg bekommen und
wir werden dem naturlich auch entsprechend zu-
stimmen und es registrieren. Es ist aber interes-
sant, welche Lobhudeleien hier wieder einmal ab-
gegangen sind: Worte wie Erfolgsgeschichten,
FUhrungspositionen, Stolz, dankbar und Spitzen-
cluster sind in diesem Zusammenhang gefallen. Es
ist schon ein Wunder, wie Hamburg zum drittgrof3-
ten Standort ziviler Luftfahrtindustrie werden konn-
te, ohne Sitzort des DLR zu sein. Das geht aus der
Drucksache nun wirklich nicht hervor, die von Al-
ternativiosigkeit zu diesem Schritt nur so ftrieft.
Letztendlich ist es aber so, dass dieser wichtige
Cluster, der in der Tat geférdert gehort, nattrlich
auch praxistauglich sein muss. Insofern ist es sehr
spannend, dass Sie direkt mit dem MRO-Bereich
anfangen. Lufthansa Technik mit der Abwande-
rung seiner Arbeitsplatze aus der Wartung — die
Lackiererei ist ja schon langer weg — ist natlrlich
ein schlechtes Beispiel fur die Erfolgsgeschichte
einer solchen Forschungsarbeit. Wenn wir an den
A380 denken, dann ist die Markttauglichkeit von
Forschung in Hamburg natlrlich auch nur einge-
schrankt verwertbar. Wir schauen auf das Muhlen-
berger Loch und sehen die Begrindung der
A380-Frachtversion, die letztendlich fir diesen
Umweltfrevel herhalten musste. Und wir haben das
Zitat des Airbus-Deutschland-Chefs, der das noch
fur eine geglickte Zusammenarbeit zwischen Pri-
vatwirtschaft und Staat gehalten hat.

Forschung in Hamburg muss sozial vertraglich
sein, sie muss umweltvertraglich sein und sie muss
letztendlich auch dem Fortkommen der Freien und

Hansestadt Hamburg dienen. Insofern werden wir
dies natirlich unterstiutzen und kritisch begleiten.
Denn wenn offentliche Mittel flieRen, dann muss
dem auch ein offentlicher Auftrag hinterher- oder
vorangestellt werden, dem wir dann verpflichtet
sind, flr diese Stadt und fir eine soziale Ordnung.
— Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kruse von der FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Auch
wir werden der Drucksache heute zustimmen, die
wir schon im Ausschuss beraten haben. Auch die
insbesondere von den Regierungsfraktionen vor-
getragenen Aspekte, dass man sich fragt, warum
es das eigentlich nicht schon langst in Hamburg
gebe, sind alle richtig und zutreffend gewesen. Wir
unterstitzen das Ganze selbstverstandlich, weil wir
auch sehen, dass wir neben den Branchen, die
schon immer stark waren in Hamburg, auch dafir
sorgen missen, dass es weitere gibt, die noch
starker werden. Die Luftfahrt gehort auf jeden Fall
dazu. Wer, wie wir, schon einmal das ZAL besucht
hat, der weil3 auch sehr genau, dass das Cutting
Edge ist, dass das Spitzenforschung ist und dass
das wirklich etwas ist, von dem man sagen kann,
das gebe es heute noch nicht, aber morgen und
Ubermorgen werde da etwas mdglich sein. Es ist
natdrlich sehr in unserem Interesse, dass das in
Hamburg stattfindet und wir uns auch ein Stlick
weit davon unabhangig machen kdnnen, dass jetzt
gerade diese oder jene Linie bei Airbus besonders
gut lauft, sondern etwas im Bereich angewandter
Forschung tun, wo Hamburg definitiv noch Aus-
baubedarf hat. Deswegen stimmen wir der Druck-
sache heute zu. Auch das finanzielle Investment
ist natlrlich ein gut angelegtes, wenn man sieht,
dass die hierfiir eingesetzten Hamburger Mittel in
betrachtlichem MafRe Uber die Bundesmittel gehe-
belt werden. Es ist absolut richtig, das hier heute
zu tun.

Wenn ich einen kleinen kritischen Punkt anmerken
darf: Wir wundern uns schon, dass die Fachbehor-
den nicht einmal mehr in der Lage sind, solche
Projekte selbst umzusetzen, sondern sogar bei so
relativ kleinen GréRenordnungen mittlerweile ge-
zwungen sind, auf die zentrale Reserve zuriickzu-
greifen, die der Senat gebildet hat. Wir fanden es
sehr sinnvoll — und das hat witzigerweise auch der
Senatsvertreter im Ausschuss gesagt —, dass man
den Fachbehoérden wieder ein bisschen mehr Frei-
raum daflr gibt, auch eigene Projekte umzusetzen,
mithin eigene Schwerpunkte, und die eigene Politik
in dieser Stadt souveran machen zu dirfen. Ich
glaube, das ist im Sinne aller, die da gerade oben
sitzen, die eben nicht Finanzsenator sind und dann
die anderen an der kurzen Leine herumfihren.
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Das ist etwas, zu dem uns sogar der Senat im
Ausschuss beigepflichtet hat. Wir wirden uns sehr
wiinschen, dass die Fachbehdrden durch die
nachsten Haushaltsberatungen dann auch in die
Lage versetzt werden, solche Projekte eigenstan-
dig umzusetzen. Sinnvoll sind sie, wie in diesem
Fall, allemal. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Das
Deutsche Zentrum fir Luft- und Raumfahrt ist das
Forschungszentrum der Bundesrepublik Deutsch-
land fur Luft- und Raumfahrt sowie Energietechnik,
Verkehr und Sicherheit im Bereich der angewand-
ten Grundlagenforschung.

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Grundlagenforschung als erkenntnisorientierte und
ideologiefreie Forschung ist die Basis fir jede Wis-
senschaft. Insofern passt das DLR hervorragend
nach Hamburg, ist die Freie und Hansestadt Ham-
burg doch der drittgrofdte Standort fiir die zivile
Luftfahrtindustrie weltweit. Eine noch bessere Ver-
netzung mit der Luftfahrtindustrie, insbesondere
Airbus und Lufthansa Technik, aber auch mit der
Technischen Universitdt Hamburg und deren For-
schungseinrichtungen wird die Folge sein.

Natlrlich kostet ein solches Forschungszentrum
Geld und um das DLR nach Hamburg zu bekom-
men, muss die Freie und Hansestadt Hamburg
dem GWK-Abkommen beitreten. Neben einer An-
schubfinanzierung von 2 Millionen Euro werden
10 Prozent der laufenden Ist-Kosten vom Hambur-
ger Haushalt dauerhaft bestritten werden missen.
Der Sitzlandbeitrag wird auf 1,6 Millionen Euro ge-
schatzt. Gemessen an den Kosten fur unsere Neu-
burger ist das ein kleiner Betrag. Dennoch miissen
wir immer wieder feststellen, dass die Haushalte in
guten Jahren ruiniert werden. Natirlich entstehen
Arbeitsplatze, hinzu kommen der Imagegewinn fur
die Stadt, ein mdglicher Zuzug hochqualifizierter
Wissenschaftler und die Synergieeffekte mit der
hier bereits bestehenden Industrie. All das sind gu-
te Argumente, um der finanziellen Unterstiitzung
dieses Projektes zuzustimmen. Trotzdem hatte ich
mir gewinscht, dass es einen finanziellen Deckel
nach oben gegeben hatte. Ich denke aber, dass
das Geld gut angelegt ist, und ich freue mich auf
die Ansiedlung des Deutschen Zentrums fir Luft-
und Raumfahrt in Hamburg. Der Anschubfinanzie-
rung stimmen wir selbstverstandlich zu. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Herr Senator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Es ist schon viel
Richtiges gesagt worden und wir splren ja auch
die Zustimmung zu diesem Vorhaben. Die Bedeu-
tung von Luftfahrt am Standort Hamburg mdchte
ich noch gern um einiges ergénzen. Wir sind, wie
wir bereits gehort haben, der drittigroRte Standort
der zivilen Luftfahrt. Mit allem, was wir in Hamburg,
in Finkenwerder auf den Weg gebracht haben, ist
das DLR auch die internationale Note, die wir jetzt
in Hamburg Aviation und in der Forschung, was
Flugzeugbau angeht, bekommen. Die anwen-
dungsorientierte Forschung, die wir im Wesentli-
chen in der Luftfahrtindustrie in Hamburg versu-
chen zu starken, hat hier eine besondere Bedeu-
tung. Bei der immensen Geschwindigkeit innovati-
ver Entwicklungsprozesse ist dies unverzichtbar
und wir wollen an diesen Erfolgskriterien, die in
Finkenwerder realisiert wurden, auch international
weiterhin partizipieren.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Die Erfolge unserer anwendungsorientierten For-
schung zeigen sich am Beispiel des A320, der in
Hamburg gebaut wird, und zwar so erfolgreich ge-
baut wird, dass jetzt eine komplett neue Ferti-
gungslinie auf den Weg gebracht wird. Das zeigt
dieses enge Zusammenspiel, das wir hier zwi-
schen der GroRindustrie und 300 mittelstandischen
und kleinen Unternehmen pflegen, um die Leis-
tungsfahigkeit der Flugzeugindustrie in Hamburg
auf den Weg zu bringen. Bei dem neuen DLR-Insti-
tut fur Systemarchitektur in der Luftfahrt riicken die
Wechselwirkungen zwischen Systemebenen in
den Fokus. Das gesamte System der Luftfahrt,
Schwerpunkte auch in der Forschung, gerade vom
virtuellen Produktentwurf bis zur digitalen Produkti-
on, werden hier aufeinander abgestimmt. Diese
ganze Kette wird gerade vom DLR in der anwen-
dungsorientierten Forschung auf den Weg ge-
bracht.

Ich will mich nicht zu lange dartber auslassen, es
gabe noch viel Inhaltliches dazu zu sagen. Aber
die einzigartige Zusammenarbeit von Wissenschaft
und Wirtschaft unter dem Dach des ZAL — und das
haben wir hier auch entschieden — im TechCenter
in Hamburg zu installieren, ist die Basis und die
Plattform dieser Entwicklung fir den Technologie-
transfer. Und das ist ein groRer Erfolg. Mit der An-
siedlung des DLR werden in den nachsten Jahren
100 neue hochqualifizierte Arbeitsplatze im Siden
von Hamburg geschaffen. Die Mittel, ob vom Bund
und auch von uns, sind gut angelegt, denn sie leis-
ten einen sehr entscheidenden Beitrag flr die Wis-
senschaftsmetropole und vor allen Dingen auch fir
den Luftfahrtstandort Hamburg. — Herzlichen Dank.
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(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht.***

Bevor wir zum Tagesordnungspunkt 35 kommen,
kann ich Ihnen die Ergebnisse der Wahlen vortra-
gen.

Fir die Wahl eines Mitglieds der Kommission fir
Stadtentwicklung sind insgesamt 110 Stimmen ab-
gegeben worden. Es gab keine unglltigen Stim-
men. Fir Herrn Heilner finden sich 92 Ja-Stim-
men, acht Nein-Stimmen und zehn Enthaltungen.
Damit ist Herr HeilRner gewahilt.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
horde fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation sind
insgesamt 104 Stimmen abgegeben worden. Fr
Herrn Ginther Siegert gab es 35 Ja-Stimmen,
53 Nein-Stimmen, 15 Enthaltungen, eine Stimme
war ungultig. Damit ist Herr Siegert nicht gewahit.

Wir kommen zur Wahl eines stellvertretenden Mit-
glieds fur die Hartefallkommission. Hier sind ins-
gesamt 107 Stimmen abgegeben worden. Auf
Frau Dr. Carola Ensslen entfielen 40 Ja-Stim-
men, 58 Nein-Stimmen, acht Enthaltungen und
eine Stimme war ungultig. Damit ist auch Frau
Dr. Ensslen nicht gewahlt worden.

Die Wahlen werden in der nachsten Sitzung wieder
aufgerufen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 35, Druck-
sache 21/10654, Bericht des Haushaltsausschus-
ses: Haushaltsplan 2017/2018 ...

(Glocke)
Verehrte Kollegen von der CDU, wir fahren fort.
(Glocke)

Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerk-
samkeit. Wir kommen zum Bericht des Haushalts-
ausschusses, Drucksache 21/10654: Haushalts-
plan 2017/2018, Nachbewilligung nach Para-
graf 35 Landeshaushaltsordnung, Abschluss eines
Abkommens Uber die Finanzierung des Hochleis-
tungsklimarechners bei dem Deutschen Klimare-
chenzentrum in Hamburg.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/9339:

Haushaltsplan 2017/2018, Einzelplan 3.2 Behor-
de fiir Wissenschaft, Forschung und Gleich-
stellung, Nachbewilligung nach § 35 Landes-
haushaltsordnung (LHO), Abschluss eines Ab-
kommens lber die Finanzierung des Hochleis-
tungsklimarechners bei dem Deutschen Kili-

*** Beschllsse zur Drucksache 21/10530 siehe Plenarprotokoll
der 65. Sitzung der Burgerschaft der Freien und Hansestadt
Hamburg am 11. Oktober 2017.

marechenzentrum DKRZ in Hamburg (DKRZ-
Abkommen) (Senatsantrag)
— Drs 21/10654 -]

Wer wiinscht dazu das Wort? — Herr Dr. Tode von
der SPD-Fraktion, Sie bekommen es.

Dr. Sven Tode SPD: Meine sehr geehrten Damen
und Herren, liebes Prasidium! Wir haben gerade
erfahren, welche Bedeutung der Luft- und Raum-
fahrtstandort Hamburg hat und welche Bedeutung
es hat, wenn Wissenschaft und Wirtschaft zusam-
menkommen. Genau dieses erleben wir auch bei
weiteren GroRprojekten, die wir in Hamburg in der
Wissenschaft angestoRen haben. Am Montag gibt
es das Richtfest fur das IWES. Das fuhrende Wind-
energieinstitut Deutschlands wird in Bergedorf an-
gesiedelt. Es ist diesem Senat zu danken, dass er
das in kurzfristiger Zeit, nachdem Bremen das
nicht wollte, nach Hamburg geholt hat. Das ist ein
groRer Erfolg dieses Senats und der ihn tragenden
Fraktionen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auflerdem wissen Sie, dass wir mit dem XFEL in
Bahrenfeld Uber den grofiten Rontgenlaser der
Welt verfigen und jetzt kommt auch noch der
gréfte Klimarechner Europas am Deutschen Kili-
marechenzentrum hinzu. 70 Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler werden sich mit der Klimafor-
schung beschaftigen. Auch dieses ist ein groller
Erfolg. Wissenschaft und Forschung sind ein Be-
reich, in den dieser Senat und die ihn tragenden
Fraktionen investieren. Wir sind Vorreiter nicht nur
in der Klimaforschung, sondern in weiteren Wis-
senschaftsgebieten. Die Forschungslandschaft
Hamburg wird mehr und mehr zu einer Erfolgsge-
schichte und wer sich davon Uberzeugen wollte,
konnte das bei der Nacht des Wissens mit den
meisten Besucherinnen und Besuchern, die wir je
hatten, machen. Das ist ein weiterer Erfolg, glaube
ich, fur diesen Standort der Wissenschaft und For-
schung in Hamburg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nun geht es um den modernsten Klimarechner
Europas. Die Auswahl ist so erfolgt, dass interna-
tionale Experten begutachtet haben, welcher
Rechner denn der richtige sei. Es ist also auch
kein Zufall, dass dieser Rechner ausgewahlt wur-
de, der insgesamt 45 Millionen Euro kostet. In ei-
ner Zusammenarbeit des Max-Planck-Instituts fir
Meteorologie, der Helmholtz-Gemeinschaft und der
Stadt Hamburg werden wir diese 45 Millionen Euro
stemmen. Hamburg tragt davon 15 Prozent, die
Helmholtz-Gemeinschaft 45 Prozent und die Max-
Planck-Gesellschaft 40 Prozent. Wir haben allein
im Max-Planck-Institut fur Meteorologie 270 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, wir haben am CIiSAP,
dem Klima-Exzellenz-Bereich der Universitat,
250 Wissenschaftler und Techniker, seit 2007 ein


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10654
HembacRu
Schreibmaschinentext
*** Beschlüsse zur Drucksache 21/10530 siehe Plenarprotokoll
     der 65. Sitzung der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt
     Hamburg am 11. Oktober 2017.
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Exzellenzcluster, und wir hoffen natirlich, dass
dieses bei der nachsten Exzellenzrunde auch wei-
terhin gefordert wird. Insgesamt ist es ein grofer
Verhandlungserfolg, dass wir die Kosten kinftig
anteilig festgeschrieben haben, sowohl was die
Beschaffungskosten als auch was die Kosten des
Unterhaltes angeht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Welche Bedeutung Klimaforschung hat, muss man
hier nicht extra betonen. Am Montag wurde in
Bonn die UNO-Klimakonferenz unter Vorsitz der
Fidschi-Inseln eréffnet. Wir alle wissen, dass die
COz-Emissionen massiv begrenzt werden missen,
dass die Erderwarmung deutlich reduziert werden
muss. Es ist auch kein Zufall, dass die Fidschi-In-
seln den Vorsitz haben. Es gibt immer noch Leute,
die glauben, es gabe keine Klimaerwdrmung und
es gabe diese ganzen Sachen nicht. Wir wissen,
dass die USA die Weltgemeinschaft in diesem Fall
verlassen haben, eine Botschaft, die fassungslos
macht, auch in Bezug auf die Marshallinseln, die
Teil der USA waren. Wenn also die Erwarmung
weiterhin in dieser Form fortschreitet, gibt es viele
Inseln, viele Strukturen nicht mehr. Umso wichtiger
ist es, dass wir bei Fake News und bei Leuten, die
immer noch nicht glauben, dass es hier eine Ver-
anderung gibt, gesicherte wissenschaftliche Daten
haben, dass wir uns gewisse gesicherte wissen-
schaftliche Systeme angucken kénnen, wie die
Entwicklungen in den nachsten 20, 30 Jahren er-
folgen werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Forschungslandschaft in Hamburg bietet dafir
beste Voraussetzungen. Deswegen ist es auch
kein Wunder, dass das Geld fir diesen Klimarech-
ner nach Hamburg geflossen ist. Hier haben wir
das Helmholtz-Zentrum fiir Material- und Kisten-
forschung, hier gibt es Forschung zu Tsunamis,
hier gibt es Forschung zu der Frage der Kustensi-
cherung, ein sehr zentrales, weltweites, globales
Forschungsgebiet. Ich glaube, wir haben diverse
Méglichkeiten, warum der Standort Hamburg be-
sonders gut ausgewahlt ist.

Wir haben jetzt nicht nur von der Luftfahrt gehort,
wir haben es von der Klimaforschung gehdrt, auch
die Fraunhofer-Gesellschaft, zu der wir vielleicht
nachher noch kommen, da sind wir seit 2014 Mit-
glied, und auch hier haben wir diverse neue Insti-
tutsanregungen bekommen, unter anderem im
3-D-Druck, aber auch in der Luftfahrttechnik; das
wurde alles schon gesagt. Insgesamt haben wir mit
diesem Rechner einen Fortschritt fiir Deutschland,
fur Europa, fur Hamburg und das ist gut so. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Ovens von der
CDU-Fraktion bekommt das Wort.

Carsten Ovens CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Wer Klima sagt, muss auch Wet-
ter sagen. Fur uns Hamburger spielt das Wetter
nattrlich schon immer eine grof3e Rolle, ob jetzt in
der Seefahrt oder, wie eben diskutiert, in der Luft-
fahrt oder auch in der Politik. Mit der richtigen Klei-
dung, und sei es auch ein gelber Friesennerz,
kann man sehr weit kommen. Das sieht man in
diesen Tagen ja besonders.

(Beifall bei der FDP)

Wir kdnnen uns jetzt natlrlich Gber viele Facetten
unterhalten, die zu diesem Gesamtthema Klimafor-
schung in Hamburg beitragen. Ein Stlick weit ist es
sicherlich auch alles, was mit nachhaltigen Werk-
stoffen, mit nachhaltigen Rohstoffen zu tun hat. An
dieser Stelle mdchte ich sagen, dass es mich per-
sonlich sehr freut, dass der Senat in dieser Woche
bekannt gegeben hat, liebe Frau Senatorin, dass
die Holzwirtschaft in Hamburg erhalten bleibt, dass
das Zentrum Holzwirtschaft erhalten bleibt. Es ist
nur die kleine Lésung, aber wir haben gemeinsam
dafir gekampft.

(Beifall bei Ewald Aukes FDP)

Wir haben den ersten Antrag dazu letztes Jahr
noch im Februar eingebracht, und es freut mich
sehr, dass es damit am Standort Bergedorf eine
Perspektive fir dieses wichtige akademische Zen-
trum gibt.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Kommen wir zuriick vom Wetter und nahern wir
uns dem Klima. 1875 war es die Deutsche See-
warte in Hamburg, die begonnen hat, systematisch
eben auch das Wetter zu untersuchen, und 2007
— wir erinnern uns, das war die gute Zeit, als Ham-
burg noch allein von der CDU regiert wurde — war
es das Exzellenzcluster fir Integrated Climate Sys-
tem Analysis and Prediction, kurz CIliSAP, welches
an der Universitat Hamburg zusammen mit vielen
weiteren Partnern eingerichtet wurde. Bis heute
pragt der KlimaCampus an der Universitat Ham-
burg das stadtische Bild von Zusammenarbeit in
Natur-, Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaf-
ten und ist damit ein sichtbares Zeichen guter uni-
onsgefuhrter Wissenschaftspolitik fir unsere Stadt.

(Beifall bei der CDU)

Diese erfolgreiche Arbeit wollen wir natirlich fort-
setzen. Es gilt die Grundlagen zu schaffen, dass
unsere Forscher an der Universitat Hamburg mit
allen beteiligten Partnern der Bundesinstitute, die
gerade von lhnen, Herr Dr. Tode, genannt wurden,
auch eine Zukunft haben. Von daher sind naturlich
auch wir als Union dafur, die Mittel fur die Anschaf-
fung des neuen Hochleistungsklimarechners fir
das Deutsche Klimarechenzentrum freizugeben,
und werden deswegen zustimmen. Denn was ein-
mal gute CDU-Politik war, das bleibt auch gute



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 66. Sitzung am 8. November 2017 4887

(Carsten Ovens)

CDU-Politik, selbst wenn sie aktuell von einem an-
deren Senat fortgesetzt wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésidentin Antje Méller: Herr Gégge von
der GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.

René Gogge GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Dr. Tode hat die Klima-
konferenz in der ehemaligen Bundeshauptstadt
unter Vorsitz der Fidschi-Inseln bereits erwahnt. Es
ist heutzutage geradezu eine Binsenweisheit, dass
genau dieser Staat in seiner Existenz durch den
Klimawandel bedroht ist. Eines ist aber auch klar,
und das mussen wir uns alle bewusst machen: Der
Klimawandel ist nicht nur dort besonders gefahr-
lich, sondern er hat weltweit Folgen. Armut und
Tod genauso wie Fluchtbewegungen sind in vielen
Regionen der Welt schon heute Begleiter der ex-
tremen Wetterverhaltnisse, die sich immer weiter
auspragen. Wenn ich dieser Tage verfolge, was
ich aus Berlin immer so hore, dann muss ich das in
Richtung der Unionsfraktion noch einmal beson-
ders betonen. Fiir uns GRUNE war konsequenter
Klimaschutz schon immer ein Megathema und das
wird auch so bleiben, das kann ich lhnen verspre-
chen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Den Klimawandel ernst zu nehmen, heil3t in erster
Linie, seine Folgen zu verstehen. Dazu brauchen
wir moglichst prazise Daten Uber das kunftige Wet-
ter und dessen Auswirkungen. Genau diese Daten
liefert uns das Deutsche Klimarechenzentrum. Hier
wird auf einer soliden rechnerischen Basis das
Wetter simuliert. Mit diesen Daten sind wir dann
wiederum als Politik in der Lage, Uberlegungen an-
zustellen, wie wir konkret mit den Folgen umgehen
kdénnen. Sie kdnnen diese Ergebnisse auch im Kii-
mabericht vom Oktober nachlesen. Knapp gesagt
ist dort nachzulesen, dass es im Norden nasser
wird. Und darauf kénnen und missen wir dann
wiederum reagieren, zum Beispiel beim Hochwas-
serschutz und bei der Planung von Gebauden.
Diese Wetterdaten der Zukunft haben wir nur, weil
wir den Hochleistungsrechner des Deutschen Kili-
marechenzentrums haben. Um mdglichst prazise
Ergebnisse zu erhalten, muss — das ist relativ lo-
gisch — kleinteilig und intensiv gerechnet werden.
Dabei gilt, je schneller und groRRer das elektroni-
sche Superhirn ist, desto besser ist das fiir die Kli-
maforschung. Das Deutsche Klimarechenzentrum
in Hamburg verflgt Gber einen Hochleistungsrech-
ner, der zu den weltweit schnellsten gehért, und
damit das so bleibt, muss alle funf Jahre wieder ei-
ne neue Generation angeschafft werden. Mit dem
Abkommen zu den kinftigen Anschaffungen wurde
jetzt ein echter Durchbruch erzielt. Es gibt zum
einen zwei zuverlassige Partner mit der Helmholtz-
Gemeinschaft und der Max-Planck-Gesellschaft.

Es gibt zum Zweiten einen festen Richtwert fir
kiinftige Rechnergenerationen, namlich 45 Millio-
nen Euro, und es gibt zum Dritten einen festen
Verteilerschlissel fur die Kosten mit einem Anteil
unserer Stadt von 15 Prozent. Das ist insofern ein
sehr wichtiger Erfolg, weil damit langwierige Ver-
handlungen zur Anschaffung einer neuen Rech-
nergeneration der Vergangenheit angehdéren und
wir die Energie in die Wissenschaft investieren
kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Fir diesen groRen Erfolg fiir unsere Stadt und fir
die Wissenschaft in unserer Stadt gilt der Dank der
Senatorin Katharina Fegebank und ihrer Behorde.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir sind als Stadt natlrlich in der Verantwortung,
kluge und verantwortungsbewusste Entscheidun-
gen im Rahmen unseres stadtischen Haushalts zu
treffen. Ich glaube, das ist hier sehr gut gelungen.
Die Beteiligung unserer Stadt an den Superklima-
rechnern der Zukunft ist genau der richtige Weg
und eine sehr wegweisende Ausgabe, die wir hier
tatigen. Damit stellen wir aber als rot-griine Koaliti-
on vor allem auch eines klar: Hamburg ist und
bleibt die Hauptstadt der Klimaforschung in
Deutschland.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Dolzer von der
Fraktion DIE LINKE bekommt nun das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE: Frau Préasidentin, liebe
Hamburgerinnen und Hamburger, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ein neuer Hochleistungsrechner
fur die Klimaforschung ist natiirlich erst einmal et-
was Gutes; dem werden wir auch zustimmen. Wir
hoffen dann, dass die Ergebnisse dieses Rechners
in der Praxis auch wirklich zum Klimaschutz beitra-
gen. Es ware ja einmal interessant, ob er auch er-
rechnen kann, wie klimaschadlich zum Beispiel
Moorburg ist. Damit wéare uns allen gedient, um ei-
ne bessere Zukunftsplanung zu machen.

Aber, lieber Sven Tode und lieber René Gogge, im
Bereich der Wissenschaftspolitik — dieses Thema
hatten wir, glaube ich, auch im Oktober, da haben
wir schon einmal Uber den Klimarechner gespro-
chen — ist es fast schon zu einem Ritual geworden,
in jeder Bulrgerschaftssitzung wiederholt es sich,
die Regierungskoalitionen stellen irgendein Leucht-
turmprojekt im Bereich der exzellenten Forschung
dar und beweihrauchern sich damit und vergessen,
dass nur Leuchttirme nicht dazu flhren, dass die
Schiffe nicht auf Sand laufen. Wenn wir namlich
zehn Leuchttirme haben, aber die Schiffe kein
Benzin haben, mit dem sie fahren kdnnen, dann
orientieren sie sich an zehn unterschiedlichen
Punkten, kénnen sowieso nicht mehr steuern und
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fahren einfach aus Orientierungslosigkeit auf
Sand. Sehr ahnlich sieht das leider in den Hoch-
schulen aus. Wir hatten vor zwei Tagen eine Dis-
kussion bei der GEW uber den Code of Conduct,
der jetzt in den Sand gesetzt wird dadurch, dass er
erst einmal selbst evaluiert wird von der Behorde,
und dadurch, dass er vielleicht sogar ausgesetzt
werden soll. Da waren es die Personalrate, dort
waren es die Lehrbeauftragten, dort waren es die
Mitglieder der Hochschulen, die gesagt haben, wo
der Schuh wirklich driickt, nadmlich bei den Arbeits-
bedingungen, bei der mangelnden Finanzierung,
bei der wenigen Entscheidungskompetenz der
Hochschulgremien, also bei dem, was grundlegend
geschaffen werden muss fiir die Hochschulen. Es
ist ja gut, wenn wir einige exzellente Forschungs-
bereiche haben, aber ich wiirde mich wirklich tUber
Ihre Anregung freuen, auch einmal tber einen kriti-
schen Bereich zu diskutieren, anstatt sich immer
nur selbst zu beweihrauchern, denn das fihrt lang-
fristig in die Sackgasse und hilft niemandem wei-
ter.

(Beifall bei der LINKEN)

Also, Klimarechner gern, aber bitte auch ein
bisschen ... Wir haben es ja gesehen in der Dis-
kussion. Da waren Menschen von der GEW, von
ver.di, Lehrbeauftragte, Menschen aus dem Be-
reich des Kanzlers bei unserer Veranstaltung, wo
wir gemeinsam auf dem Podium saRen. Da haben
Sie gesehen, dass so viel Kritik kommt. Wir muss-
ten auch diese Kritik ernsthaft diskutieren und nicht
eine Exzellenzdebatte nach der anderen flhren.
Ich hoffe wirklich, dass die Debatte um die Laser-
kanone gestrichen wird, denn die haben wir auch
schon einmal gefliihrt. Das kénnen wir jetzt auch
noch einmal machen, aber das ware langweilig.
Lieber Probleme angehen, weniger Leuchttirme
bauen, dann gibt es eine klarere Orientierung.
— Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Dr. Duwe von
der FDP-Fraktion bekommt nun das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr
Dolzer, Sie enttduschen mich ein bisschen. Ich
hatte eigentlich gedacht, dass Sie auch 100 Jahre
Oktoberrevolution in Ihre Rede einbauen. Jetzt
sind hoffentlich alle wach. Aber zum Thema.
100 Jahre sind ja auch so ein Zeitraum, den wir in
den Klimamodellen betrachten wollen. Stellen Sie
sich einmal vor, vor 100 Jahren hatte jemand das
Klima fur diesen Tag oder fir dieses Jahr vorher-
gesagt. Das ist die Aufgabe, die das DKRZ unter
anderem bewaltigen muss. Wir erwarten von der
Wissenschaft sehr viel und mdglichst gestern,
sprich also auch, wie im Klimabericht nachzulesen
ist, wie viel mehr es in Hamburg in 25 Jahren reg-

nen wird. Und dazu braucht man eben auch unter
anderem eine hohe Rechnerleistung. Ich kann
auch nachvollziehen, dass wir alle drei bis funf
Jahre einen neuen Rechner brauchen, den leis-
tungsfahigsten, den man hat. Aus meiner Erfah-
rung an der Universitdt Hamburg kann ich Ihnen
sagen, dass Ozeanografen und Meteorologen nor-
malerweise innerhalb eines Jahres die Kapazitaten
des neuen Rechners wieder ausgefillt haben, oh-
ne Schwierigkeiten und ohne dass da grofartig viel
Gehirnschmalz hineingesteckt worden ist.

Es wurde erwahnt, dass wir natirlich nicht nur eine
groRe Rechnerleistung brauchen, um Vorhersagen
zeitlich oder raumlich besser zu machen. Viel wich-
tiger ist, dass man mit solchen Rechnerleistungen
auch andere Prozesse nachvollziehen kann, Pro-
zesse, die man sonst mit irgendwelchen Parame-
tern et cetera so angeglichen hat, also Grundla-
genforschung zu machen, die immer noch notwen-
dig ist, auch und gerade bei Klimapolitik, wenn
man langere Zeitrdume betrachtet. Da habe ich
dann netterweise in dem Protokoll des Wissen-
schaftsausschusses zu diesem Antrag lesen dur-
fen, dass es eben nicht so ist, dass alles schon be-
kannt ist. Der Vertreter des MPI hat dann auch er-
wahnt, dass das mit den Winden beziehungsweise
den Strdomungen schon alles in Ordnung sei, das
bekomme man irgendwie hin, aber es gebe andere
Prozesse, wie zum Beispiel Wolkenbildung, wo
man mit Parametrisierung arbeiten misse und teil-
weise gar nicht wisse, ob die Gleichungen stim-
men. Das ist die Wahrheit. Also sollten wir uns bei
unseren Qualitdtsanspriichen an heutige Progno-
sen, seien es 20 oder 25 Jahre, doch ein bisschen
zurtickhalten, weil wir wirklich an der Vorderfront
der Wissenschaft sind.

Ich freue mich sehr, dass wir wieder einen sehr leis-
tungsfahigen Rechner bekommen. Ich hoffe, dass
da nicht nur — sagen wir es einmal so — mit Masse
gearbeitet wird, sondern dass da wirklich Grundla-
genforschung betrieben wird, denn zum Beispiel
Wolkenbildung hat, wie Sie sich vorstellen kénnen,
wahrscheinlich einen Einfluss auf das Klima. Es
gibt eine Menge Prozesse, die nicht alle verstan-
den sind, und deshalb sollten wir wirklich darauf
achten, dass die Grundlagenforschung in diesem
Bereich auch weiterhin geférdert wird. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Oelschlager
von der AfD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Seit
30 Jahren stellt das Deutsche Klimarechenzentrum
in Hamburg Rechenleistung fir die Klima- und
Systemforschung zur Verfliigung. Gesellschafter
der gemeinnttzigen GmbH ist auch die Freie und
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Hansestadt Hamburg, vertreten durch die Universi-
tat Hamburg. Damit das DKRZ und seine Nutzer
international wettbewerbsfahig bleiben, muss eine
Computeranlage im Rechenzentrum an der Bun-
desstraRe erneuert werden. Dabei handelt es sich
bereits um die vierte Generation des Hochleis-
tungsrechners. Wissenschaftler simulieren mithilfe
des Rechenzentrums das vergangene Klimage-
schehen und entwickeln Prognosen fiir die Zu-
kunft. Am Deutschen Klimarechenzentrum wird
aber auch zum Beispiel der Einfluss der Luftver-
schmutzung auf die menschliche Gesundheit un-
tersucht. Bisher wurde die Finanzierung des neuen
Hochleistungsrechners immer wieder neu ausge-
handelt. Ab sofort (ibernimmt die Freie und Hanse-
stadt Hamburg 15 Prozent, weitere Akteure sind
die Helmholtz-Gemeinschaft mit 45 Prozent und
die Max-Planck-Gesellschaft mit 40 Prozent. Auf
Grundlage des Abkommens wird erstmals im Jahr
2020 dann in Abstéanden von in der Regel finf Jah-
ren die Recheninfrastruktur des Deutschen Klima-
rechenzentrums erneuert. Eine langfristige Verein-
barung hat zweifelsfrei Vorteile. Ein fester Prozent-
satz ist in kiinftigen Haushaltsplanen besser kalku-
lierbar. Positiv sehen wir auch, dass die Kosten ge-
deckelt werden, also mit einer Obergrenze verse-
hen sind. Zudem steht die Vereinbarung unter
Haushaltsvorbehalt. Aus Sicht des Haushalters
kann es kaum besser sein. Insofern Lob an den
Senat. Sicher, 45 Millionen Euro fir einen Rechner
— zugegeben, fir einen Superrechner — ist eine
Menge Geld. Hamburg als Wissenschaftsstandort
zu fordern und zu erhalten, ist unser aller Ziel. Da-
von, dass weiterhin auch Drittmittel eingeworben
werden, wird diese Vereinbarung nicht berihrt.
Aus diesem Grunde stimmen wir gern zu. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Senatorin Fegebank das Wort.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Erst
einmal vielen Dank fur die Debatte. GroRRe Freude
mochte ich darlber ausdriicken, dass es offenbar
in diesem Haus wirklich Einvernehmen dariber
gibt, wie wichtig die Frage der Klima- und Klimafol-
genforschung, der Klima- und Erdsystemforschung
ist, nicht nur fur diese Stadt, sondern fir Deutsch-
land, fir Europa und fur die ganze Welt, und dass
hier entscheidende Akzente gesetzt werden, weil
wir in der Tat gewachsen sind. Herr Ovens hat es
angesprochen und einen kleinen historischen Ab-
riss gegeben. Wir sind in der Tat Uber die letzten
Jahrzehnte zu einem Hotspot der Klima- und Kii-
mafolgenforschung gewachsen. Das ist gut, denn
ich verspreche mir, dass von Hamburg aus in den
nachsten Jahren bahnbrechende Forschungserfol-
ge auch dazu beitragen werden, Lésungen zu fin-

den bei extremen Wettersituationen, die wir im Mo-
ment fast taglich in den Nachrichten beobachten
konnen. Das halte ich flir einen sehr beeindrucken-
den Schritt und auch fir ein sehr beeindruckendes
Bekenntnis dieses Hauses. Vielen Dank daftir.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der Supercomputer der Klimaforschung — ich habe
den jetzigen Redebeitrdgen entnommen, dass wir
hier offene Tiren einrennen, dass Klimaschutz als
zentrales Thema in diesem Haus betrachtet wird.
Ich wiirde mir natirlich wiinschen, dass das auf
anderen Ebenen genauso gesehen wird. Vielleicht
auch deshalb von hier noch einmal als Signal,
dass der Supercomputer der Klimaforschung auch
in Zukunft einen sehr entscheidenden Beitrag dazu
leisten wird, Erkenntnisse und Lésungen anzubie-
ten. Ich denke, hier sind wir uns einig. Vielleicht
zweifelt der eine oder andere daran, dass es den
Klimawandel gibt, und daran, dass er von Men-
schen gemacht ist und wir die Wissenschaft brau-
chen, um Ldsungen zu entwickeln und Ideen zu
formulieren, wie wir den Klimawandel abmildern
kénnen und wie wir die Folgen des Klimawandels
nicht nur in Deutschland, sondern auch in Europa
und der Welt ein Stiick weit auffangen kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Mit dem jetzt vorliegenden Abkommen wird Ham-
burgs Renommee sicherlich noch ein Stlick weiter
steigen, was die internationale Klimaforschung an-
geht, weil, und das ist der eigentliche Coup, es
uns, dem Senat, auch dem Ersten Blirgermeister
in den Verhandlungen gelungen ist, Uber viele Jah-
re, wenn nicht gar Jahrzehnte Planungssicherheit,
Planbarkeit und auch nachhaltige Entwicklung be-
reitzustellen.

Warum betone ich das? Weil es in der Vergangen-
heit immer so war, dass ein Klimarechner, der eine
Lebensdauer von ungefahr flnf bis sieben Jahren
hat, neu an den Start geht, und schon bevor er an
den Start geht, fangt man eigentlich an, dartiber zu
verhandeln, wann man den nachsten Rechner mit
noch gréRerer Leistung braucht, mit noch besserer
Speicherkapazitat, und vor allem, wie und durch
wen er mit welchen Anteilen finanziert wird. Mit
diesem Abkommen haben wir jetzt eine gesicherte
und planbare Finanzierung fur den Klimarechner,
der zu 2019 angeschafft wird mit 45 Millionen
Euro, anteilig finanziert: 45 Prozent Helmholtz,
40 Prozent Max Planck und 15 Prozent die Freie
und Hansestadt Hamburg. Da haben wir auch wie-
der unter Beweis gestellt, dass wir rechnen kénnen
und gute Kaufleute sind, auch in der Wissenschaft.
Das ist fir Hamburg ein auBerordentlich guter Deal,
der aber auch mit viel Freude bei Helmholtz und
Max Planck eingegangen wurde, weil sie nattrlich
damit auch eine Planungssicherheit haben und sa-
gen, dass wir so etwas Einzigartiges in Hamburg
brauchen und vor allem, weil dieser Rechner in ei-
nem Umfeld steht — und deshalb noch einmal zu
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dem, was Herr Ovens vorhin sagte —, das eine lan-
ge Tradition hat, angefangen mit der Seewarte
1875, mit dem Max-Planck-Zentrum fir Meteorolo-
gie, dem Entstehen des Clusters um die Klima-
und Klimafolgenforschung, das jetzt hoffentlich
auch in die nachste Runde gehen kann, dem Kii-
maCampus an der Bundesstralle, der jetzt auch
baulich weiter unterstitzt wird.

Also ich finde, dass sich da etwas entwickelt hat,
was in Deutschland, in Europa seinesgleichen
sucht. Das wird auch aufRerhalb unserer Stadt ge-
sehen. Das finde ich ausdricklich gut, weil es die
Bedeutung des Wissenschaftsstandortes unter-
streicht. Und, Herr Dolzer, es geht hier mitnichten
um irgendwelche Leuchttirme. Wenn Sie sich ein-
mal angucken, wie das Umfeld mit Sozialwissen-
schaftlern, mit Soziologen gewachsen ist, die
Hand in Hand interdisziplinar arbeiten, da fand ich
lhr Bild vorhin mit Schiffen, die auf Sand laufen, et-
was schief. Ich habe es eher als Pladoyer fir die
Elbvertiefung vonseiten der LINKEN verstanden.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Sie haben es gar
nicht verstanden!)

Mit Leuchttirmen und der Breite der Finanzierung
hatte es wenig zu tun. Ich finde, wir kbnnen uns
hier tatsachlich einmal, und Ihre Wortbeitrage ha-
ben das unterstrichen, gegenseitig gratulieren. Es
ist fir uns, flr das Haus, fir die Stadt etwas sehr
GrolRartiges, dass wir fir den Supercomputer jetzt
eine solche Sicherheit geschaffen haben. Ich dan-
ke noch einmal allen, die daran beteiligt waren,
auch fir die gute Debatte im Ausschuss dazu.
— Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren, ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.
Damit kommen wir zur Abstimmung.

Wer mochte sich der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses aus Drucksache 21/10654 anschlie-
Ren? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist einstimmig der Fall.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist ebenfalls der Fall. — Gibt es Widerspruch
aus dem Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Vielen
Dank, damit ist er auch in zweiter Lesung und so-
mit endgultig beschlossen worden.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 41

und 57, den Drucksachen 21/10770 und 21/10732,
Bericht des Haushaltsausschusses: Haushaltsplan
2017/2018, hier: Nachbewilligung nach Para-
graf 35 LHO und Stellungnahme des Senats zu
den Ersuchen "Hamburg 2020: Weiterentwicklung
der Elektromobilitdt in Hamburg", "Elektromobilitat
in Hamburg nimmt Fahrt auf" und "Elektromobilitat
starken — Blaue Stellflachen fiir alle Ladestationen”
sowie Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, In-
novation und Medien: Elektromobilitat in Hamburg
nimmt Fahrt auf.

[Bericht des Haushaltsausschusses uber die
Drucksache 21/10349:

Haushaltsplan 2017/2018 — Einzelplan 7.0 "Be-
horde fiir Wirtschaft, Verkehr und Innovation"”,
hier: Nachbewilligung nach § 35 LHO und Stel-
lungnahme des Senats zu den Ersuchen "Ham-
burg 2020: Weiterentwicklung der Elektromobi-
litdt in Hamburg", "Elektromobilitdt in Hamburg
nimmt Fahrt auf" und "Elektromobilitat stirken
— Blaue Stellflaichen fir alle Ladestationen”
(Senatsantrag)

— Drs 21/10770 -]

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien (iber die Drucksache
21/9272:

Elektromobilitat in Hamburg nimmt Fahrt auf
(Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN)

— Drs 21/10732 -]

Wer winscht dazu das Wort? — Frau Dr. Martin
von der SPD-Fraktion, Sie bekommen es.

Dorothee Martin SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wahrend
aktuell in Bonn, wie eben schon gesagt wurde, die
Weltklimakonferenz tagt und die EU-Kommission
heute die neuen verscharften Abgaswerte fliir Neu-
wagen vorgestellt hat, ist es sehr gut, dass auch
wir hier im Hause zum wiederholten Male Uber
Elektromobilitat diskutieren. Denn es ist unstrittig,
dass wir nicht nur in Hamburg, sondern deutsch-
land- und weltweit eine Energiewende mit Redu-
zierung von Schadstoffen, Emissionen auch im
Verkehrsbereich brauchen. Elektromobilitat ist die
Schlusseltechnologie fiir einen umweltfreundliche-
ren Verkehr und damit auch fir mehr Lebensquali-
tat in unseren Stadten.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Einen kleinen Moment bitte. Ich wirde lhnen gern
mehr Aufmerksamkeit verschaffen. Danke sehr.
Bitte fahren Sie fort.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10770
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Dorothee Martin SPD (fortfahrend): Danke, Frau
Prasidentin.

Mit der vorliegenden Drucksache zeigt der Senat,
dass Hamburg im Bereich Elektromobilitédt seine
Hausaufgaben wirklich gemacht hat. Wir sind
deutschlandweit beim Ausbau der Ladeinfrastruk-
tur, bei der Umstellung des Wirtschaftsverkehrs,
des offentlichen Fuhrparks oder beim OPNV mit
Elektroantrieb wirklich sehr weit vorn.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Weil wir, liebe Heike Sudmann, das auch im Wirt-
schaftsausschuss so lange diskutiert haben, noch
einmal ein Wort in Richtung LINKE oder in lhre
Richtung. Sie sind ja nicht der groRte Freund von
Elektromobilitat.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Freundin!)

— Freundin, Entschuldigung, wie konnte mir das
passieren?

Sie sind ja nicht die grofte Freundin von Elektro-
mobilitdt und haben auch nicht fiir die Drucksache
gestimmt. Man muss klar sagen, dass es keinen
ganzlich klimafreundlichen Verkehr gibt und dass
man auch mit dem Fahrrad nicht alles machen
kann. Auch wenn ein Elektroauto nicht klimaneutral
ist, so weist es aber schon ab einer Laufleistung
von circa 20 000 Kilometern eine deutlich bessere
Klimabilanz auf. Die Batterietechnik entwickelt sich
immer weiter. Auch wenn man Autos generell ab-
lehnt, muss man das anerkennen und darf Elektro-
mobilitat auch in diesem Bereich nicht verteufeln.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Wichtig ist, dass wir weder Elektromobilitdt noch
Mobilitdtsnutzung allgemein von oben verordnen
kdnnen. Stattdessen muissen wir daflr gute Anrei-
ze und Angebote schaffen. Damit meine ich aus-
drlcklich nicht diese seltsame Kaufpramie, die bis-
lang gar nichts gebracht hat, sondern ein gutes
Angebot; das schaffen wir durch einen CDU-Minis-
ter.

(Dennis Thering CDU: Da haben Sie aber
mitgestimmt!)

Ein gutes Angebot in Hamburg schaffen wir vor al-
lem mit einem konsequenten Ausbau von 6ffentli-
cher Ladeinfrastruktur. Dort sind wir sehr weit ge-
kommen. Wir haben mittlerweile Gber 600 mit
Okostrom — sehr wichtig — betriebene Ladestatio-
nen im offentlichen Raum. Wenn wir den 6&ffentlich
zuganglichen Raum, also Parkhauser, mitzahlen,
haben wir Gber 774 Ladepunkte und gemessen an
der Einwohnerzahl hat Hamburg bereits jetzt bun-
desweit das dichteste Netz an Ladestationen. Und
auch hier geht der Ausbau weiter. Bis 2019 wollen
wir Uber 1 000 Ladestationen haben. Das ist auch
ein Teil unseres Antrags: Wir mdchten, dass alle

diese Ladestationen blau markiert werden, damit
die Verfugbarkeit fur E-Fahrzeug-Nutzer noch er-
hoht wird. Denn es ist ein Argernis, wenn dort ein
anderes Auto steht; das wollen wir abschaffen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Fir den Ausbau dieser Ladeinfrastruktur hat Ham-
burg auch noch einmal Gelder aus einem Bundes-
programm fir Ladeinfrastruktur bekommen. Wir
haben sozusagen das Windhundrennen gewon-
nen, haben als erstes Bundesland, wie auch in vie-
len anderen Bereichen, hier Bundesférderung be-
kommen. Das ist eine gute Nachricht, Herr The-
ring, und man kann sich schon wundern, wenn Sie
in irgendwelchen SKAs, die Sie stellen, schreiben,
wir wirden uns mit fremden Federn schmucken.

(Dennis Thering CDU: Stimmt!)

Wir als Hamburg kénnen froh sein, wenn wir diese
Gelder holen. Auch andere Bundeslander hatten
sie gewollt, wir haben sie bekommen. Das ist eine
gute Nachricht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dirk Kienscherf SPD: Richtig!)

Aber es geht bei Elektromobilitat nattrlich nicht nur
um Autos und Pkws, sondern Hamburg stellt auch
seinen Busverkehr schrittweise auf Elektromobilitat
um. Die erste Tranche an Bestellungen von Elek-
trobussen ist in Vorbereitung; 70 Elektrobusse wer-
den angeschafft. Es geht natirlich auch darum
— dieses Thema hatten wir in der ITS-Debatte auch
schon —, neue Angebote zu schaffen, wie etwa mit
dem autonomen Fahren der Elektrobus-Shuttles.
Auch im Bereich Logistik gibt es schrittweise Um-
stellungen auf elektronische Lieferdienste im Ha-
fen. Hier wird die Elektrifizierung von Containerum-
fuhren auf dem Terminalgeldnde erprobt. Auch bei
Quartiersentwicklung ist Elektromobilitdt ein Be-
standteil des Wohnungsbaus, etwa mit dem E-
Quartier Hamburg.

Summa summarum sind wir im Bereich der Elek-
tromobilitdt sehr gut aufgestellt. Wir sind weiterhin
Motor fir Deutschland und Vorbildstaat und wer-
den die Elektromobilitat vorantreiben. Die jetzt fir
den weiteren Ausbau der Infrastruktur benétigten
Haushaltsmittel nehmen wir aus Geldern, die im
Moment in den Produktgruppen Hafen oder auch
Hafeninnovation, Technologie nicht gebraucht wer-
den. Es ist auch nicht so, liebe Kollegen der CDU
im Haushaltsausschuss, dass jetzt Hafen irgend-
wie Ladesdulen finanziert. Es ist eine Verschie-
bung; es geht um Investitionen in Innovation, in
Technologie. Wenn der Hafen Gelder braucht, gibt
es sie naturlich auch.

(Michael Kruse FDP: Ganz so leicht ist das
nicht!)
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Der Hafen, aber auch ganz Hamburg profitiert von
der Elektromobilitat. — Vielen Dank fir die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dirk Kienscherf SPD: Bravo!)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Thering von
der CDU-Fraktion bekommt nun das Wort.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich hatte ge-
hofft, dass nach der Rede von Innensenator Grote
die Marchenstunden hier heute ein Ende haben.
Ich wurde leider eines Besseren belehrt. Das, was
Herr Grote gesagt hat, wurde von Frau Martin hier
wirklich noch einmal getoppt und ich helfe lhnen
da gern gleich noch einmal auf die Spriinge. Offen-
sichtlich sind Sie nicht so wirklich in den Zahlen
drin. Fakt ist — da mussen wir uns nichts vorma-
chen und das wird lhnen auch jeder Experte besta-
tigen —, dass die E-Mobilitédt in Hamburg schlicht-
weg nicht vorankommt. Wenn Sie, wie auch der
Blrgermeister, davon sprechen, Hamburg sei Vor-
reiter, ist das naturlich der Oberwitz des Jahres. Ei-
gentlich mussten Sie wissen, dass die Zahl der
Neuzulassungen bei Elektro- und Hybridfahrzeu-
gen in Hamburg deutlich unter dem Bundesdurch-
schnitt und deutlich hinter Berlin liegt.

(Hansjérg Schmidt SPD: Sollen wir jetzt Au-
tos anmelden oder was?)

Uns dann zu erzdhlen, Hamburg liege bei der E-
Mobilitat sehr weit vorn, ist eine absolute Frech-
heit. Das haben Sie eigentlich nicht nétig, Frau
Martin.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Der zweite Punkt, der, glaube ich, auch noch sehr
wichtig ist, ist, dass der Blrgermeister sich kiirzlich
fur den 600. Ladepunkt ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Nun stelle ich trotzdem die Frage: Lassen Sie eine
Zwischenfrage des Kollegen Schmidt zu?

Dennis Thering CDU: Selbstverstandlich, ja.

Zwischenfrage von Hansjorg Schmidt SPD: Sie
haben eben die in der Tat noch sehr geringe An-
zahl an angemeldeten E-Fahrzeugen moniert. Die
Frage ist: Was ist denn eigentlich Ihr Konzept? Soll
der Senat jetzt Autos einfach anmelden, die es
eventuell noch nicht gibt? Es ist ja eine Frage des
Marktes und da warten wir immer noch auf die Ant-
wort der CDU, ob es nicht sinnvoll ist, erst die In-
frastruktur zur Verfiigung zu stellen, damit dann die
Nachfrage folgt. Oder wollen Sie es umgekehrt
machen?

Dennis Thering CDU (fortfahrend): Genau das ist
der Punkt, auf den ich jetzt gekommen ware. Sie
haben dem vorgegriffen, aber ich wiederhole mich
da gern noch einmal. Der zweite Witz war naturlich
der Birgermeister, der sich kirzlich fur den
600. Ladepunkt hat feiern lassen, wie groRartig
das alles sei und dass Hamburg Vorreiter sei. Da
haben Sie offensichtlich vergessen, dass Sie den
Hamburgerinnen und Hamburgern in Ihrem Wahl-
programm versprochen haben, und nicht nur im
Wahlprogramm, sondern auch im Koalitionsver-
trag, bis Mitte letzten Jahres schon 600 Ladepunk-
te zu haben. Das haben Sie leider erst mehr als
ein Jahr spater geschafft. Sich hier aber hinzustel-
len und zu sagen, alles sei super, genau da ist das
Problem: Sie kommen mit der Infrastruktur nicht
hinterher. Und wenn Sie in diesem Schneckentem-
po weitermachen, wird es mit der E-Mobilitat in
Hamburg auch nichts werden.

(Beifall bei der CDU)

Und, Frau Martin hat es angesprochen, die grof3-
zigigen Bundesmittel haben Ihnen hier auch ein-
mal wieder aus der Patsche geholfen; das ist ja
nicht das erste Infrastrukturprojekt, bei dem es
gehapert hatte.

(Dorothee Martin SPD: Weil wir ein Konzept
haben!)

Von daher auch da noch einmal ein groRer Dank
an die CDU-geflihrte Bundesregierung.

Der dritte Witz ist die Posse um die E-Scooter.
Darauf sind Sie jetzt Gberhaupt nicht eingegangen.
Ihnen sollte eigentlich klar sein, dass viele schwer-
behinderte Menschen, die auf einen E-Scooter an-
gewiesen sind, zurzeit vollig von der Mobilitat ab-
geschnitten sind, weil Sie es bis heute nicht hinbe-
kommen haben, dass die E-Scooter weiterhin in
Bussen mitgefiihrt werden kénnen. Da haben Sie
die Menschen straflich im Stich gelassen.

(Matthias Czech SPD: Stimmt nicht!)

Ich hatte mir gewlnscht, dass die SPD sich dazu
auldert und sagt, wie da der Punkt ist.

(Hansjorg Schmidt SPD: Was hat das damit
zu tun?)

— Das ist auch ein Punkt zum Thema E-Mobilitat.
Es geht hier nicht nur um Autos. Auch E-Scooter
gehdren zur E-Mobilitat und da haben Sie stréaflich
versagt und lassen die Menschen weiterhin im
Stich. Deshalb werden wir lhrem Antrag auch heu-
te nicht zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU — Hansjérg Schmidt
SPD: Ich wirde sagen, das war relativ
schwacher Strom, der da floss!)

Vizeprasidentin Antje Maller: Herr Dr. Tjarks von
der GRUNEN Fraktion bekommt nun das Wort.
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Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Lieber Herr Thering, wenn
wir jetzt Uber die Frage reden, wer was in der E-
Mobilitdt macht, und das tun wir demnéachst in Ber-
lin gemeinsam,

(Michael Kruse FDP: Waren Sie da auch
schon eingeladen?)

dann mdchte ich einfach nur Folgendes sagen: Die
Bundeskanzlerin hat gesagt, sie wolle Deutschland
zum Leitmarkt fir E-Mobilitdt machen. Gemessen
an diesem Ziel, also Leitmarkt fir E-Mobilitat, ist
gar nichts Ubrig geblieben von der Verkehrspolitik,
die Sie in den letzten vier Jahren im Bund zusam-
men mit Herrn Dobrindt betrieben haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Davon unabhangig glauben wir, dass es Zeit ist,
den mobilen Individualverkehr zu verandern. Wir
glauben, dass wir verkehrlich bedingte Larm-, Luft-
und Klimabelastungen reduzieren missen und
deswegen die Antriebstechnologien transformieren
mussen.

Zentral fUr die Voraussetzung und Etablierung von
Elektromobilitat im Individualverkehr ist ein dichtes
Netz an Ladeinfrastrukturen. Meine Vorgangerin
hat es schon gesagt, Hamburg hat nicht nur das
dichteste Netz an Ladeinfrastrukturen, sondern wir
haben eine Situation, in der wir gerade den
600. Ladepunkt offentlich eingeweiht haben. Herr
Thering, ich meine, dass das SPD-Wahlprogramm
jetzt ein Jahr spater Realitat wird.

(Dennis Thering CDU: Koalitionsvertrag! Da
waren Sie dabei!)

Ich weil} nicht, ob Sie dort immer gleich die Proble-
me haben. Aber wir haben — ich wiederhole noch
einmal fir Sie — das dichteste Ladeinfrastruktur-
netz in Deutschland. Ich wiederhole das noch ein-
mal fur Sie: Wir werden das dann auch auf
1 000 Ladepunkte ausbauen, 150 zusatzliche
Switchpunkte

(Dennis Thering CDU: Bis wann denn?)

plus die Punkte in den Quartiersentwicklungen, wie
beispielsweise im Baakenhafen. Dafir stellen wir
15 Millionen Euro bereit, von denen 2,8 Millionen
Euro von der Bundesregierung kommen, woflr wir
durchaus sehr dankbar sind, weil wir eine Regie-
rung sind, die gern mit der Bundesrepublik
Deutschland zusammenarbeitet, um Mittel zu ho-
len. Das alles ist eine groRe Erfolgsgeschichte und
ich freue mich, wenn Sie die etwas mehr wirdigen
kdénnten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Man kann vielleicht auch noch einmal fur den Kol-
legen Kruse sagen, dass es sehr praktisch ist,
dass wir mit Stromnetz Hamburg jetzt eine staatli-
che Infrastrukturgesellschaft haben, die genau die-
sen Ausbau vorantreibt. Die FDP ist ja nicht nur die

Partei der Digitalisierung, sondern auch der E-Mo-
bilitat; da werden wir dann im Bund sehr dicht zu-
sammenkommen.

Wenn Sie nach Oslo gucken, dann haben wir dort
momentan die Situation und das Problem, dass die
Zulassungszahlen fir E-Mobilitat bei 30 Prozent
liegen und der Staat mit dem Ausbau der Ladein-
frastruktur nicht mehr hinterherkommt. Insofern
glaube ich, dass wir gemeinsam froh dariber sein
kdnnen, dass wir ein supertolles staatliches Infra-
strukturunternehmen wie Stromnetz Hamburg ha-
ben, das sich jetzt um den Ausbau der Ladeinfra-
struktur in Hamburg kiimmert.

Die Férderung der E-Mobilitat beschrankt sich aber
nicht nur auf den Ausbau der Ladeinfrastrukturen,
sondern auch auf die Vereinbarung mit car2go, die
bis 2019 die Halfte ihrer Flotte emissionsfrei betrei-
ben wollen, ebenso DriveNow, die mit 550 E-Fahr-
zeugen hier an den Start gehen wollen.

Ein wesentlicher Meilenstein der E-Strategieinitiati-
ve des Hamburger Senats ist dariber hinaus die
Beschaffung von emissionsfreien Bussen, und ich
glaube, es ist ein bundesweiter Erfolg, dass die
Stadte Hamburg und Berlin eine gemeinsame Be-
schaffungsinitiative fir einen Busmarkt von Uber
3 000 Bussen geschaffen haben, um einheitliche
Standards, einheitliche Schnittstellen, einheitliche
Ladeinfrastrukturen und den Markt flir emissions-
freie Busse zu schaffen. Es spricht fir sich, dass
die Stadte Minchen, Stuttgart, Koln, Disseldorf
und Darmstadt dieser Beschaffungsinitiative beige-
treten sind. Wir werden ab dem Jahr 2020 Serien-
busse kaufen. Wir kaufen jetzt nur noch serienna-
he Elektrobusse, weil die Zeit der konventionellen
Antriebe im Busbetrieb in Hamburg endguiltig vor-
bei ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

SchlieBlich die Anstrengungen fur E-Mobilitat im
Bereich der Paketdienste. Dort haben wir das Pro-
jekt SMILE — Smart Last Mile Logistics - ins Leben
gerufen. Es geht darum, dass insbesondere die
Paketdienstleister Elektromobilitat fordern wollen.
Bis 2025 mochte die Post, die ja sehr erfolgreich
dabei ist, eigene Elektroautos zu bauen — davon
muss sich die deutsche Autoindustrie auch einmal
etwas abgucken —, ihre Pakete komplett emissions-
frei liefern.

(Michael Kruse FDP: Aber die Anteile wollen
wir doch gemeinsam verkaufen!)

Auch 2018 wird Hermes damit loslegen. Insofern
haben wir eine Situation, in der die verschiedenen
Weichen gut gestellt sind. Ich kénnte mir gut vor-
stellen, dass wir auch im stadtischen Fuhrpark ne-
ben den Bussen noch ein Stlickchen mehr ma-
chen. Und, lieber Herr Thering, wie der Hamburger
Senat daflr sorgen soll, dass Uber die Ladeinfra-
struktur hinaus in einem planwirtschaftlichen Sze-
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nario, das lhre Partei sicherlich nicht unterstellen
wdlrde,

(Dennis Thering CDU: Da muss man nicht
sagen, Hamburg ist Vorreiter! — Gegenruf
von Hansjérg Schmidt SPD: Mach dich mal
schlau!)

wir fir die Menschen dann die E-Autos anmelden,
das ist doch ein bisschen absurd. Da mussen Sie
sich, Herr Thering, einmal an Ihren eigenen Wor-
ten messen lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Frau Sudmann von
der Fraktion DIE LINKE bekommt nun das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich méchte mit ei-
nem herzlichen Glickwunsch an die rot-griinen
Regierungsfraktionen beginnen. Glickwunsch da-
fur, dass wir heute zum dritten Mal in diesem
Hause uber blau anzumalende Parkflachen reden.
Klasse. Das zeigt aber auch, dass Sie inhalts- und
konzeptmaRig nicht so viel drauf haben, wenn es
um eine wirklich umweltfreundliche Mobilitat geht.

(Hansjérg Schmidt SPD: Stimmt gar nicht!)

Da sehen Sie einmal, wie elektrisiert besonders
Herr Schmidt ist, wenn Sie Uber E-Mobilitat reden.
Aber Sie blenden viele andere Themen aus.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Méoller (unterbrechend):
Frau Sudmann, eine Sekunde bitte. — Die Prasi-
dentin hatte vorhin den Satz gepragt: keinen Info-
tresen dort beim Senat. Ich wiederhole es und bitte,
dies zu bericksichtigen. — Fahren Sie bitte fort,
Frau Sudmann.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Frau
Martin hat gesagt, Sie hatten die Hausaufgaben
gemacht. Das ist ein bisschen wie in der Schule.
Es gibt verschiedene Facher und Sie haben die
Hausaufgaben in dem Fach gemacht, was von der
Automobilindustrie sehr stark gepragt wird, die na-
tirlich um ihren Absatzmarkt firchtet, nachdem sie
jahrelang Elektromobilitat komplett verpennt hat.
Aber Sie haben nicht die Hausaufgaben gemacht,
die Sie im Fach Umweltschutz bekommen haben,
denn — immerhin haben Sie es ja schon ein
bisschen erkannt — Sie haben selbst gesagt, es
gebe keinen emissionsfreien E-Mobilitatsverkehr
und da hatten Sie noch einiges nachzuholen. Zum
Nachholen wiirde ich Ihnen empfehlen, es gibt, vor
wenigen Tagen veroffentlicht, eine Studie von be-
kannten Verkehrsprofessoren — Professoren waren
es ausnahmslos, leider nur Manner —,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und Sie haben
sie trotzdem gelesen!)

die etwas zum Thema gesagt haben, welchen Stel-
lenwert die E-Mobilitat einnehmen kann, wenn es
um die Verkehrswende geht. Da hineinzugucken
wirde ich Ihnen dringend empfehlen, denn die Sa-
chen, die Sie nie ansprechen, die aber fir Sie und
fur alle ein heftiges Problem sein werden, weisen
verschiedene Aspekte auf.

Zum einen: Energieeinsparung ware ja schon,
wenn auch die e-mobilen Autos weniger brauchen
wilrden. Aber die Erkenntnisse sind seit Jahren:
Kleinere Autos — wenn es denn so ware —, die
energiesparend sein werden, werden meistens in-
tensiver genutzt, weil viele sagen: Ich habe jetzt
ein kleines Auto, ich habe ein gutes Gewissen, ich
kann weiterfahren. Da gibt es also schon einmal
unterm Strich nicht immer die Erfolge, die man sich
wilnscht. Viel schwerwiegender aber im wahrsten
Wortsinne ist — das werden Sie sehen, wenn Sie
sich einmal das Modell S von Tesla angucken —,
dass immer grof’ere Autos gebaut werden, grof3e
Autos mit groRen, breiten Reifen, die am besten
noch sehr hoch sind, die SUVs, wo alles, was Sie
sich an Energieeinsparung winschen, nicht statt-
finden kann. Auch das ist ein Thema, das Sie
Uberhaupt nicht berlcksichtigen. Sehen Sie sich
einmal die Werbung fur die e-mobilen Autos an.
Sie werden sehen, wenn es heildt, toller Fahrspal3,
man kdénne wunderbar beschleunigen, kostet all
das aber auch Energie. Auch an dieses Thema ge-
hen Sie nicht weiter ran. Das, finde ich, ist
schwach. Da kénnten Sie wesentlich mehr leisten.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Martin, Sie haben gesagt, emissionsfreien
Verkehr gebe es nicht. Wie wir alle wissen, gibt es
in Stuttgart grofe Debatten um den Feinstaub. Am
Neckartor — das ist der Bereich, der am besten un-
tersucht ist — wurde festgestellt, dass 85 Prozent
der emittierten Feinstaube der GrolRke PMC, also
der gefahrlichen, nicht aus den Motoren kommen.
Das ist ein weiterer Aspekt, warum ich hier immer
wieder predige, dass wir Uber den Individualver-
kehr reden missen. Es reicht nicht, die jetzigen
Verbrennungsautos durch E-Motor-betriebene Au-
tos zu ersetzen. Auch beim Energieverbrauch gibt
es bisher so gut wie keine Debatte. Welche Stan-
dards gibt es da eigentlich? Welche Effizienzstan-
dards wollen wir haben? Das wissen wir alle. Auch
Okostrom, so schén er ist, steht weder zeitlich
noch lokal unbegrenzt zur Verfiigung. Darlber
muss genauso geredet werden. Das blenden Herr
Schmidt und alle anderen immer gern aus, wenn
sie sagen, oh, Elektromobilitdt sei so toll, dafur
brenne man. Das ist falsch.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie sollten sich wirklich noch einmal ansehen, was
diese Verkehrsforscher gesagt haben. Jetzt zitiere
ich sie einmal als Konsequenz. Sie sagen namlich,
und das gilt fir alle, die so begeistert sind:
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"Eine Zukunft ohne CO»-Emission des Kfz-
Verkehrs lasst sich definitiv nicht erreichen,
wenn von einem Motorisierungsgrad und ei-
ner Kilometerleistung in der heute in westli-
chen Industrieldndern bestehenden GroRen-
ordnung ausgegangen wird. Mdglicherweise
sogar noch mit Fahrzeugen mit héherem
Gewicht und hoherer Beschleunigung.
Wenn wir den heutigen Mobilisierungsstan-
dardgrad in Deutschland oder anderen west-
lichen Industrieldndern nur zur Halfte auf die
ganze Welt Ubertragen wirden, wirde die
Anzahl der Fahrzeuge auf dem Planeten
schon bald von der eben erst erreichten
1 Milliarde auf 2 Milliarden Fahrzeuge stei-
gen. Bei Ubertragung des vollen Motorisie-
rungsgrads waren es heute bereits mehr als
4 Milliarden Autos."

Eine Anzahl, die, glaube ich, alle Vorstellungskraft
sprengt. Insofern noch einmal: Ich verstehe, dass
Sie sich daran klammern und sagen, E-Mobilitat
sei die Losung. Aber sehen Sie sich die Probleme
an. Es wird nicht die Lésung sein, solange es kein
Umsteuern gibt, und dafur ist es nicht zu spat. Da-
mit kdnnten Sie jetzt endlich anfangen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Kruse von der
FDP-Fraktion bekommt nun das Wort.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Frau
Sudmann, ein bisschen fiuhle ich mich an unsere
Ausschusssitzung erinnert, bei der ich den Ein-
druck hatte, wir versuchten gemeinsam 30 Jahre in
die Zukunft zu schauen und uns daraus mdoglichst
genau zu erzahlen, wie denn die Situation sein
wird. Herbert Wehner hat einmal gesagt, er wiisste
nichts. Auch Sie wissen nichts. Ich glaube, die bes-
te Basis ist, wenn man sich diesbezlglich einmal
ehrlich macht und feststellt, dass wir alle nicht wis-
sen, wie das Mobilitatsbedrfnis in 30 Jahren ist
oder die innerstadtischen Verkehre sind. Das wis-
sen wir alles nicht. Das Einzige, was wir tun soll-
ten, ist, darauf zu achten, wie die heutige Situation
ist und was wir besser machen kénnen. Der Aus-
bau der Ladestelleninfrastruktur ist nattrlich ein In-
strument in Erwartung dessen, dass die Elektromo-
bilitdt eine Technologie sein kann. Fir die Mobilitat
der Zukunft ist natlrlich der Ladestellenausbau ein
konsequenter Schritt. Deswegen sollte man nicht
diese Henne-Ei-Diskussion flihren: erst die Ladein-
frastruktur oder erst die Autos; es ist irrelevant. Ge-
nauso sollten wir nicht immer wieder die Diskussi-
on dariber flihren, ob jetzt das E-Auto ab soundso
viel Kilometern umweltfreundlich ist oder ab sound-
so viel nicht. Wir wissen, dass Elektromobilitat
einen Beitrag dazu leisten kann, innerstadtische
Verkehre, bei denen wir natirlich auch Schadstoff-
probleme haben, umweltfreundlicher zu gestalten.

(Beifall bei Ewald Aukes FDP)

Allerdings muss dann der Strom nicht wie bisher in
Deutschland im Wesentlichen aus Kohle kommen,
weil wir den Auspuff aus der Stadt heraus bezie-
hungsweise an den Stadtrand wie in Hamburg ver-
lagert haben. Aber da miissen wir dann auch zuse-
hen, dass das Ganze zu Ende gedacht wird.

(Farid Miiller GRUNE: Wir denken zu Ende!)

— Ja, deswegen reden wir ja miteinander in Berlin.
Das ist auch alles gut und Anjes Tjarks ist offen-
sichtlich zu den Verhandlungen schon persdnlich
angefragt worden; zumindest hatte man den Ein-
druck gewinnen kdénnen.

Was wir trotzdem nicht fiir richtig halten, ist die
Tatsache, dass Sie die Mittel aus dem Bereich des
Hafens entnehmen. Es ist keinesfalls so — Herr
Horch, wir beide wissen das sehr genau —, dass es
zu viele Mittel im Bereich der HPA gébe. Es ist kei-
nesfalls so, dass wir zu viele investive oder kon-
sumtive Mittel hatten. Im Konsumbereich, das wis-
sen Sie sehr genau, haben wir im letzten Jahr
100 Millionen Euro nur fir die Wassertiefenin-
standhaltung ausgegeben. Im Bereich der Investiti-
onen schreibt die HPA jahrlich in ihren Abschluss
hinein, dass sie mit der momentanen Finanzaus-
stattung nicht Uber die Runden kommt. In dieser
Situation zu behaupten, man kénne da 13 Millio-
nen Euro rausnehmen, das sei schon in Ordnung,
keiner wirde es merken und fir den Hafen waren
genugend Mittel da, das ist nicht ehrlich. Deswe-
gen gibt es flr diese Drucksache mit einer richti-
gen Zielstellung von uns im Endergebnis trotzdem
eine Enthaltung, weil die Finanzierung nicht ver-
ninftig ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Méoller: Herr Ehlebracht
von der AfD-Fraktion bekommt nun das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Keine
Fraktion in der Burgerschaft steht der E-Mobilitat
ablehnend gegeniber. Die AfD tut dies auch nicht.
Deswegen werde ich jetzt auch nicht so tun, als ob
wir einen groRen Dissens auszufechten haben,
mochte aber doch ein paar kritische Anmerkungen
zum Bereich Schwerpunktsetzung, Ausflhrung
und Geschwindigkeit anbringen. Bei Letzterer sind
SPD und GRUNE, wie schon gehért, sich selbst
oftmals weit voraus. Oft gehortes Beispiel: die Er-
richtung von 600 Ladepunkten, avisiert fir Mitte
2016, jetzt mit gut einjahriger Verspatung, und
nach insgesamt viereinhalb Jahren Planungs- und
Installationszeit ist es Ende 2017 geworden. Jetzt
mochten Sie fur das kommende Jahr 400 Lade-
punkte errichten. Dafir driicke ich lhnen ehrlich die
Daumen und hoffe, dass Sie nicht als Ankindi-
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gungsweltmeister enden. Das wirde der Sache
schaden.

Zur Ausfihrung: Warum werden im Vergleich zu
Ladepunkten, welche mit Normalgeschwindigkeit
laden, nur sehr wenige Schnellladepunkte derzeit
installiert? Der Unterschied liegt letztendlich nur
darin, dass dort entweder Wechsel- oder Gleich-
strom angelegt wird. Ist der finanzielle Unterschied
wirklich so grol3, dass aus falscher Sparsamkeit
am Service gespart wird und damit die Akzeptanz
des potenziellen Nutzers und eventuellen Kaufers
von E-Mobilen riskiert wird? Das kann die Sache
nicht wert sein; das halten wir fiir falsch. Also bitten
wir Sie, setzen Sie auf das S-LIS, die Schnell-
ladeinfrastruktur, und nicht auf die N-LIS. Unbefrie-
digend ist ferner, dass die Infrastruktur flr E-Mobi-
litdt bisher fast ausschliellich vom Steuerzahler
und ohne Beteiligung der Wirtschaft stattfindet.
Warum ist das so? Hier mussen Sie sich fragen
lassen, ob Sie geniigend getan haben, entweder in
Gesprachen mit der Wirtschaft oder mit dem Bund
— da hatten Sie vielleicht einmal lhren Einfluss gel-
tend machen missen —, um dort geeignete Rah-
menbedingungen fur eine Wirtschaftsbeteiligung
zu initiieren, zumindest am Anfang. Hier fordern wir
Sie auf, in beide Richtungen deutlich aktiver zu
werden.

Ein Wort zur Schwerpunktsetzung: Der zlgige
Ausbau von Ladepunkten ist richtig, auch wenn
sich die Okobilanz des E-Mobils wieder deutlich re-
lativiert, wenn es daheim am Normalstrom geladen
wird statt an einer o&ffentlichen Ladesaule, wo lo-
benswerterweise nur Okostrom verwendet wird.
Darum geht es im Grunde genommen. Es geht um
die Verbesserung der Okobilanz, es geht um die
Verbesserung unserer Luft und darum, die Umwelt
zu schonen. Im aktuellen Luftreinhalteplan steht
aber nicht nur das bése Auto als Luftverschmutzer
am Pranger, unser Schiffsverkehr ebenfalls. Eine
LNG-Barge und ein Landstromanschluss reichen
dort als Feigenblatt, aber nicht, um behaupten zu
koénnen, dass dieses Problem ein Schwerpunktthe-
ma lhrer Umweltschutzpolitik, insbesondere lhrer
grinen Regierungspolitik ist. Apropos Griin und E-
Mobil: Wenn ich mit dem E-Mobil zu einem Kreuz-
fahrer anreise, der dort mit laufendem Motor und
dem Energieverbrauch einer Kleinstadt mit ent-
sprechendem Schadstoffausstoll liegt, dann ist
das gute Gewissen, das griine, sehr schnell wieder
dahin und es zeigt, dass letztlich das E-Mobil in
der heutigen Ausflihrung nicht das allein gliickselig
machende Mittel sein wird. Wie so oft wird es in
der Zukunft ein Mix sein miissen, welcher die Oko-
bilanz des Verkehrs und dadurch unsere Luft deut-
lich verbessern wird. Das ist es, was der Senat
kinftig nicht aus den Augen lassen darf.

Die umweltfreundlichen Technologien haben noch
lange nicht das Ende der technologischen Entwick-
lungsfahnenstange erreicht, Stichworte: Brenn-
stoffzelle oder E-Fuels, mit Okostrom erzeugt. Fir

diese und andere Entwicklungen darf der Blick nie
verloren gehen, immer in Hinblick darauf, dass nur
der Mix die jetzige angespannte Situation verbes-
sert. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.
Deshalb kommen wir nun zu den Abstimmungen.

Wir beginnen mit dem Bericht des Haushaltsaus-
schusses aus Drucksache 21/10770.

Wer mdchte der Ausschussempfehlung folgen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
sem Bericht zugestimmt worden.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. — Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
auch dieser Bericht in zweiter Lesung und somit
endgliltig beschlossen.

Dann stelle ich noch fest, dass die Blrgerschaft
vom Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien aus Drucksache 21/10732
Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9, Druck-
sache 21/10220, GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Zwischenbilanz im Bildungsbereich.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Zwischenbilanz im Bildungsbereich
— Drs 21/10220 —]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Schulausschuss Uberweisen. Die Fraktionen
haben sich darauf verstandigt, die Debatte zu strei-
chen. Wir kommen also zur Abstimmung.

Wer stimmt einer Uberweisung der Drucksache
21/10220 an den Schulausschuss zu? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die Uber-
weisung erfolgt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 66, Druck-
sache 21/10779, Antrag der Fraktionen der GRU-
NEN und der SPD: Nachhaltigkeitsbericht fir den
gesamten Hafen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10220
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[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Nachhaltigkeitsbericht fiir den gesamten Hafen
— Drs 21/10779 -]

Auch hier sind die Fraktionen lbereingekommen,
auf die Debatte zu verzichten. Wir stimmen also
den Antrag direkt ab.

Wer stimmt dem Antrag aus der Drucksache 21/
10779 zu? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist dieser Antrag beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 67 und
nehmen hier einmal gerade einen kleinen Wechsel
vor.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Wir sind
jetzt beim Tagesordnungspunkt 67, Drucksache
21/10780, Antrag der Fraktionen der GRUNEN und
der SPD: Ohlsdorf 2050 — Den Ohlsdorfer Friedhof
als Begrabnisstatte und Gedenkort, Denkmal und
Erholungsanlage weiter entwickeln.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Ohlsdorf 2050 — Den Ohlsdorfer Friedhof als
Begrabnisstatte und Gedenkort, Denkmal und
Erholungsanlage weiter entwickeln

— Drs 21/10780 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Kulturausschuss uUberweisen.

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist wie der vor-
her gestrichene von der GRUNEN Fraktion als
Kurzdebatte angemeldet worden, sodass wieder-
um jeder Rednerin und jedem Redner pro Debat-
tenbeitrag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Ver-
fugung stehen.

Wer winscht das Wort? — Frau Sparr von der
GRUNEN Fraktion, Sie haben es flir zwei Minuten.

Ulrike Sparr GRUNE: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Kaum eine Parkanlage Ham-
burgs hat sowohl in ihrer Nutzung als auch in ihrer
Gestaltung eine solche Vielfalt zu bieten wie der
Ohlsdorfer Friedhof. Es ist naturlich zuvorderst ein
Ort der Trauer und des Gedenkens und ein Ort, an
dem Mitglieder sehr unterschiedlicher Religionen
ihre Verstorbenen beerdigen. Aber er ist dariber
hinaus auch ein Gartendenkmal und viele der Mau-
soleen stehen mittlerweile unter Denkmalschutz,
was auch Probleme mit sich bringt, weil es fur
manche dieser Mausoleen niemanden mehr gibt,
der sich darum kiimmern kann. Dazu kommt eine
umfangreiche Natur- und Pflanzenwelt. Seltene

Vogelarten haben sich dort angesiedelt. All das ist
eine hochsensible und hochinteressante Nutzung.
Es ist wirklich spannend, sich das auf Rundgangen
zeigen und erldutern zu lassen. Wir missen uns
aber auch die Strukturprobleme vergegenwartigen,
die daraus entstanden sind, dass die Zahl der Be-
stattungen zurickgegangen ist und die Bestat-
tungs- und Trauerkultur sich verandert hat.

Deshalb hat die Friedhofsverwaltung angefangen,
einen Prozess in Gang zu setzen, bei dem es um
eine behutsame Weiterentwicklung des Friedhofs
geht, auch mit einer umfangreichen Birgerbeteili-
gung, die sehr interessante Ergebnisse gebracht
hat, die jetzt eingearbeitet werden. Die Idee ist,
durchaus Neues zuzulassen und trotzdem den
Charakter der Anlage und auch diesen ruhigen
Charakter des Gedenkortes zu bewahren. Wir
mdchten gern, dass uns das auch einmal im Um-
weltausschuss vorgestellt wird. Der Kulturaus-
schuss hat sich schon damit befasst. Deshalb bit-
ten wir, der Uberweisung zuzustimmen, und freuen
uns auf eine interessante und anregende Debat-
te. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sparr. Das war eine Punktlandung. —
Herr Malik von der SPD-Fraktion, Sie haben jetzt
das Wort.

Gulfam Malik SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Auf dem weltgroRten Parkfriedhof
in Hamburg-Ohlsdorf gibt es immer weniger Be-
stattungen, weil sich Bestattungen und Trauerkul-
tur andern. Graber sind weniger gefragt als Urnen-
bestattungen. Manche wiinschen sich sogar, ano-
nym im Wald oder auf See bestattet zu werden.
Als Folge bleiben immer mehr Friedhofsflachen
und Kapellen ungenutzt. Wie lasst sich der einzig-
artige historische Parkfriedhof Ohlsdorf erhalten,
wenn die Einnahmen aus der Grabpflege zurtick-
gehen? Und wie sollen die frei werdenden Fried-
hofsflachen kunftig genutzt werden? Als Antwort
soll es das Projekt Ohlsdorf 2050 geben. Gefragt
hat die BUE Experten, aber auch Hamburgerinnen
und Hamburger konnten Vorschlage machen.

Mit unserem Antrag bitten wir nun den Senat, Uber
das Projekt Ohlsdorf 2050 und seine weitere Um-
setzung zu berichten und zu erldutern, welche An-
regungen die Burgerbeteiligung ergeben hat und
wie die Infrastruktur des Friedhofs saniert und er-
halten werden kann. Ich bitte um Zustimmung fur
unseren Antrag. Wir freuen uns auf den Bericht. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Malik. — Herr Wersich von der CDU-
Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Es ist gesagt worden, dass
der Parkfriedhof Ohlsdorf der groRte seiner Art in
der Welt ist und unter einem besonderen Schutz
steht — wie wir finden, zu Recht. Deswegen erfor-
dern all diese Ideen, die man zur Entwicklung oder
Anderung haben kann, aus unserer Sicht groRe
Sorgfalt und Umsicht. Denn es muss darum gehen,
den Ohlsdorfer Friedhof als Oase der Ruhe und
des wurdigen Totengedenkens zu erhalten. Des-
wegen ist er aus Sicht der CDU keinesfalls der
richtige Ort flr Event-Kultur und Freizeitsport. Es
ist nicht der richtige Ort fiir gewerbliche Angebote.
Und es darf auf keinen Fall die Parkflache verklei-
nert werden flr Expresswohnungsbau, anderen
Wohnungsbau oder Gewerbe. All das lehnen wir
entschieden ab.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
LINKEN)

Ich frage mich tatsachlich, ob der Ohlsdorfer Fried-
hof bei der SPD wirklich in guten Handen ist. Ich
erinnere an unsere Diskussion im Kulturaus-
schuss, dass erst auf unseren Druck hin etwas da-
fir getan wurde, dass das unkontrollierte Abrau-
men auch denkmalgeschutzter Grabsteine unter-
bunden wurde und dass es mittlerweile mit dem
Freundeskreis des Ohlsdorfer Friedhofs eine gute
Zusammenarbeit gibt, um dieses kulturelle und ge-
schutzte Erbe dort zu bewahren.

Frau Sparr, Sie haben uns mit lnrem Beitrag etwas
verwirrt. Wir waren namlich auch der Auffassung
gewesen, den Antrag sofort zu Uberweisen und im
Ausschuss zu behandeln. So machen Sie es auch
gern mit unseren Ersuchen. Weil wir leider nicht
ausflihrlich im Kulturausschuss dariiber gespro-
chen haben, pladieren wir daflr, den Antrag gleich
dorthin zu Uberweisen, uns dort vom Senat berich-
ten zu lassen und das Thema nicht auf die mittel-
lange Bank zu schieben. Aus |hren Worten habe
ich eine Zustimmung gehdért. Wenn wir ihn an den
Umweltausschuss und an den Kulturausschuss
Uberweisen, sind wir damit sehr einverstanden.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Jens Meyer
FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Wersich. — Nun hat das Wort Herr
Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin!
Diese Diskussion ist wirklich etwas kompliziert und
etwas verwirrend. Ich glaube, dass wir im Kultur-
ausschuss sehr genau dartber diskutiert haben.

Ich méchte das unterstreichen, was Herr Wersich
gesagt hat. Es ist uns sehr wichtig, dass es eine
wirdige Statte bleibt, dass alle Ideen, die dort im
Zusammenhang mit Events durchaus andiskutiert
worden sind, nicht stattfinden dirfen. Aber eigent-
lich ist doch die Situation folgende: Es gab eine 6f-
fentliche Anhdrung dazu in dem Bereich von Ohls-
dorf. Es sollte jetzt eigentlich ein Bericht des Se-
nats vorliegen, der uns Uber die gegenwartige Si-
tuation informiert. Stattdessen bekommen wir
einen Antrag, dass der Senat doch irgendwann
einmal berichten soll. Das ist skurril. Irgendetwas
stimmt bei Ihnen in der Koalition nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie wissen auch nicht genau, ob der Antrag nun an
den Umweltausschuss oder an den Kulturaus-
schuss Uberwiesen werden soll. Wir sind jedenfalls
fir eine Uberweisung. Wir sind der Meinung, dass
der Senat jetzt dazu antworten sollte. Alle, die bei
der Anhorung waren, erwarten das. Insofern bin
ich erstaunt, dass Sie stattdessen sagen, der Se-
nat solle irgendwann antworten. Nein, er soll jetzt
antworten. Aber wir besprechen das gern noch ein-
mal im Kulturausschuss und im Umweltaus-
schuss. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dietrich
Wersich CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Hackbusch. — Jetzt hat das Wort Herr
Meyer von der FDP-Fraktion.

(Dirk Kienscherf SPD: Friedhof-Meyer!)

Jens Meyer FDP: Friedhof-Meyer? Kam das von
Ihnen, Herr Kienscherf? Wir sprechen uns noch.

Verehrtes Prasidium, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der Ohlsdorfer Friedhof stellt fir unse-
re Stadt neben einer geschichtstrachtigen Begrab-
nisstatte vor allem eine wunderschéne Parkland-
schaft und eine Erholungsoase fur lebendige Men-
schen, aber eben auch einen besonderen Schutz-
raum fur vielfaltige Flora und Fauna dar. Der mit
389 Hektar weltweit groRte Parkfriedhof — wir ha-
ben es schon gehort — hat seit seiner Entstehung
in den Siebzigerjahren des 19. Jahrhunderts aller-
dings mit einem veranderten Bestattungswesen zu
kadmpfen, das aufgrund sinkender Zahlen klassi-
scher Graberbestattung inzwischen erhebliche Fla-
chen zur Disposition stellt. Da auch ungenutzte
Flachen instand gehalten, gepflegt, denkmalpfle-
gerisch beurteilt und begleitet werden mdussen,
werden hier Ressourcen gebunden, die an anderer
Stelle fehlen.

Es ist daher folgerichtig, dass sich der Senat und
die interessierte Offentlichkeit seit dem Friih-
jahr 2016 Gedanken Uber die Zukunft des Ohls-
dorfer Friedhofs machen und Entwicklungspoten-
ziale und -szenarien erarbeiten und diskutieren.
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Das grofe offentliche Interesse in Foren und
Workshops, das vielfaltige Anregungen hervorge-
bracht hat, und auch das groRartige ehrenamtliche
Engagement hinsichtlich der denkmalpflegerischen
Aufarbeitung — Herr Wersich hatte eben darauf hin-
gewiesen — zeigen, dass die Fortentwicklung des
Ohlsdorfer Friedhofs eine gesellschaftliche Aufga-
be ist, die der Senat allerdings verantwortungsvoll
in transparenter Verfahrensweise okologisch und
wirtschaftlich verniinftig und unter Wahrung der be-
sonderen stadtraumlichen und kulturhistorischen
Bedeutung fortfihren muss. Sofern der im vorlie-
genden Antrag geforderte Bericht auch diesen Kri-
terien folgt, stimmen wir dem Antrag gern zu.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dietrich Wersich
CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Meyer. — Jetzt redet Herr Professor
Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Zum Thema
Ohlsdorfer Friedhof und wie bedeutend er ist, ha-
ben meine Vorredner gerade alles Wichtige schon
gesagt. Wenn ich dieses Thema hére, dann denke
ich immer an unsere Ausschusssitzung vor einigen
Monaten, wo wir von 17 Uhr bis, ich glaube, 23 Uhr
das diskutiert und Experten angehért haben. Und
ich habe eine Menge daraus gelernt, weil ich natlr-
lich weder fir Friedhéfe noch fir Denkmalschutz
Experte bin.

(Barbara Duden SPD: Das hatte ich jetzt
nicht gedacht!)

Es gab einen CDU-Antrag dazu. Herr Wersich hat
kenntnisreich und engagiert dazu gesprochen. Ich
habe heute noch im Ohr, wie er sich, wie ich fand,
fur die richtige Richtung eingesetzt hat. Ich habe
auch eine Menge wertvoller Beitrage von Herrn
Meyer und ebenso von Herrn Hackbusch in Erin-
nerung. Von den Mitgliedern der Regierungsfrak-
tionen ist mir jedenfalls nichts in Erinnerung geblie-
ben, aber sie haben dann einen Antrag aus der
Tasche gezogen in einer Weise, die ich fir einen
Ausschuss einfach beschamend fand. Sie haben
dann den Antrag der CDU niedergestimmt und
stattdessen einem relativ banalen Antrag der Re-
gierungsfraktionen zugestimmt.

(Dennis Thering CDU: Das kommt haufiger
vor!)

Das mogen vielleicht die Regierungsfraktionen pro-
fessionell finden. Ich finde das jammerlich fiir ein
Parlament. So etwas sollte nie wieder vorkommen.
Sie haben jetzt die Gelegenheit, die Scharte aus-
zuwetzen und sich besser zu verhalten, indem Sie
diesen Antrag erneut, wie es die CDU beantragt
hat, an den Kulturausschuss tiberweisen. Der Ab-

stimmung in der Sache kdnnte man eigentlich in-
haltlich zustimmen, aber das kénnen wir deshalb
nicht, weil ich das Verfahren einfach jammerlich
finde. Daher lehnen wir das ab.

(Beifall bei der AfD und bei Jens Meyer
FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Professor Kruse. — Nun hat sich noch
einmal Frau Sparr von der GRUNEN Fraktion zu
Wort gemeldet.

Ulrike Sparr GRUNE: Meine Damen und Herren!
Ich habe hier unfreiwillig fur Verwirrung gesorgt, in-
dem ich irgendetwas von Uberweisungen erzahit
habe. Wir lehnen natirlich den Uberweisungsan-
trag der CDU-Fraktion ab.

(Dr. Jérn Kruse AfD: Warum denn?)

Das ist bereits im Kulturausschuss ausgiebig be-
sprochen worden.

(Dennis Thering CDU: Hatten Sie sich mal
starkgemacht, Frau Sparr!)

Wir moéchten den Bericht haben und ihn aus mei-
ner Sicht zuvorderst im Umweltausschuss bespre-
chen, weil der Umweltausschuss bisher noch gar
nicht damit befasst wurde. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sparr. — Ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache
21/10780 an den Kulturausschuss tberweisen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer méchte den gemeinsamen Antrag der GRU-
NEN und der SPD aus Drucksache 21/10780 an-
nehmen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist der Antrag bei einigen Enthaltungen ein-
stimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 26 in
Verbindung mit Tagesordnungspunkt 20, den
Drucksachen 21/10746 und 21/10688, Unterrich-
tung durch die Prasidentin: Volkspetition fir eine
konsequente Nachtruhe am Hamburger Flughafen
und Senatsmitteilung: Jahrlicher Bericht der Flug-
larmschutzbeauftragten Uber die Entwicklung der
Fluglarmsituation in Hamburg und Uber ihre Tatig-
keit und Jahrlicher Bericht des Senats zu dem Er-
suchen der Birgerschaft aus Drucksache
20/14334, 16-Punkte-Plan.
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[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Volkspetition fiir eine konsequente Nachtruhe
am Hamburger Flughafen

— Drs 21/10746 -]

[Senatsmitteilung:

Jahrlicher Bericht der Fluglarmschutzbeauf-
tragten liber die Entwicklung der Fluglarmsi-
tuation in Hamburg und iiber ihre Tatigkeit und
Jahrlicher Bericht des Senats zu dem Ersuchen
der Birgerschaft aus Drucksache 20/14334
(16-Punkte-Plan) gemaR Drucksache 21/4209

— Drs 21/10688 —]

Zur Drucksache 21/10688 liegt vonseiten der Frak-
tionen der SPD, CDU, GRUNEN, LINKEN und AfD
ein Antrag auf Uberweisung an den Ausschuss fir
Umwelt und Energie vor.

Gibt es hierzu Wortmeldungen? — Herr Jersch von
der Fraktion DIE LINKE, Sie haben das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Jeder negativen Eigen-
schaft, jeder Kritik wohnt letztendlich auch eine po-
sitive Eigenschaft oder ein Lob inne. Und so kon-
nen wir feststellen, dass der Flughafen wirtschaft-
lich auf gesunden Beinen steht. Er ist eine Freude
fur die Stadt, fir die HGV und fir den Mitanteilseig-
ner, den kanadischen Pensionsfonds, wenn da
nicht der stetig steigende Larmteppich tUber Ham-
burg ware. Oder anders gesagt: Den ruhigen Le-
bensabend kanadischer Pensionarinnen und Pen-
sionare bezahlen Hamburgerinnen und Hamburger
mit Schlaflosigkeit in der Nacht. Der Flughafen ist
ein Vorbild fiir Okologie und Nachhaltigkeit, solan-
ge es um den Bodenbetrieb geht, wenn da aber
nicht der Flugverkehr ware, der das Ganze wieder
ad absurdum fuhrt.

Der 16-Punkte-Plan ist natlrlich ein gelungenes
Beispiel flr den Ausgleich verschiedenster Interes-
senskonflikte, wenn nicht das véllige Versagen bei
dessen Umsetzung festzustellen ware. Von den
16 Punkten sind gerade einmal 1,5 Punkte halb-
wegs angegangen worden. Das ist die Allianz, die
immer noch vor sich hin redet, und das ist die Flug-
larmschutzbeauftragte, die kein wirkliches Instru-
mentarium fir die Umsetzung der Ziele in der
Hand halt. Hier fallt dem Senat seine Politik der ro-
sa Brille und des ungebremsten Gottvertrauens
wirklich auf die FulRe.

(Beifall bei der LINKEN)

12 700 Petentinnen und Petenten haben das mit
der Volksinitiative anders gesehen. Das ist eine
andere Hausnummer als die immer wieder er-
wahnten 750 Beschwerdeflihrer, die fur die Zehn-
tausenden von Beschwerden letztendlich verant-
wortlich sein sollen. Das Problem geht tiefer, das
geht quer durch die Stadt.

Mit dem Bericht der Fluglarmschutzbeauftragten,
der jetzt vorgelegt wurde, haben wir die schlimmen
Zahlen fir 2016 zur Kenntnis zu nehmen. 2017
wird noch schlechter werden; das kann man viel-
leicht schon heute feststellen. Und das ist eine
Konsequenz aus mehr Wachstum, mehr Profit, den
diese Stadt fir diesen Flughafen letztendlich schul-
dig ist, damit der Finanzinvestor sich weiterhin aus
der Politik, wie der Flughafen gesteuert wird, her-
aushalt. Der kann mit seiner Rendite im Flughafen
zufrieden sein. Dieser hohe Preis wird erkauft
durch ein Larmkontingent, das noch Spielraum
nach oben hat und auf uralten Standards beruht.
Er wird erkauft mit Subventionen fur neue Flige,
fir neue Flugstrecken und letztendlich mit dem An-
heuern von Billig-Carriern, die das Fliegen zu ei-
nem Wegwerfprodukt machen. Das ist ein sozial-
demokratischer Albtraum, denn die Billig-Carrier
haben letztendlich eine Arbeitsplatzgestaltung
— das konnten wir jetzt am offenen Brief der Euro-
wings-Beschéftigten sehen —, die nicht ansatzwei-
se selbst dem neueren Sozialverstandnis der SPD
entsprechen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Letztendlich generieren Sie mit lhrer Billigpreispoli-
tik am Flughafen den Bedarf nach 06kologisch
schadlichen Fligen selbst und kénnen dann fest-
stellen, dass das ein Akt der Daseinsvorsorge ist.
Damit betreiben Sie eine véllig falsche Argumenta-
tionskette.

(Beifall bei der LINKEN)

Gleichzeitig gibt es keine wirkliche Arbeitsplatzsi-
cherheit am Flughafen, wie man an Lufthansa
Technik sehen kann. Bei lhrem Konstrukt, das Sie
rund um den Flughafen als OPP-Projekt gebastelt
haben, bricht lhnen das Kartenhaus langsam zu-
sammen. So viel Tesafilm kann Beiersdorf gar
nicht mehr produzieren, dass dieses Kartenhaus
weiterhin stehen bleibt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Bei Beiersdorf
sind Sie ja auch! So viel zu Arbeitsplatzen!)

Die Verspatungsgebihren, die Sie jetzt zweimal
angehoben haben, reichen augenscheinlich immer
noch nicht. Es ist in dieser Stadt keine nachhaltige
Anderung in Sicht. Die Ausnahmen werden in der
Stadt zur Regel. Bei 48 von 273 Fligen bis Sep-
tember 2017 ist gegen die Nachtflugruhe versto-
Ren worden. Das kann nicht wirklich das Ziel der
Umweltpolitik oder der Verkehrspolitik des Senats
sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Wirden wir so mit dem Autoverkehr und der Tem-
po-30-Regelung in der Nacht umgehen, wirde ein
Autofahrer sagen, er sei gerade spat dran und weil
das Wetter unglinstig sei, dirfe er da durchaus
schneller fahren oder weil er am Ende dieser Ver-
botsstrecke wohne, habe er dort letztendlich eine
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selbst ausgestellte Ausnahmeregelung; das geht
dann hinten und vorn nicht. Wir sollten uns in der
Tat im Fortgang intensiv Uber nachhaltige LO-
sungsmdglichkeiten unterhalten und nicht Gber das
Feinjustieren versagender Schrauben, deren Ge-
winde schon langst ausgedreht sind. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Jersch. — Das Wort hat jetzt Herr
Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Meine Kollegin Dr. Schaal
ist heute erkrankt, deswegen spreche ich zu die-
sem Thema. Als Fraktionsvorsitzende sind wir,
Kollege Dr. Tjarks und ich, in der Allianz fir Flug-
larmschutz, die, soweit ich das richtig sehe, ubri-
gens sogar einmal eine CDU-Forderung war, die
wir in dem 16-Punkte-Plan aufgegriffen haben.

(André Trepoll CDU: Unheilige Allianz! Sie
und Herr Dr. Tjarks sind die unheilige Alli-
anz!)

— Dass das fur den Kollegen Trepoll nun eine un-
heilige Allianz ist, das kann ich mir schon vorstel-
len. Das ist aber dann auch sehr in Ordnung.

(Beifall bei der SPD)

Reden wir jetzt einmal kurz Uber das Thema Flug-
hafen und die Petition. Wir begriiRen ja auch eini-
ge der Petenten dort oben. Sie werden im Umwelt-
ausschuss, zu dem wir zusatzlich den Wirtschafts-
und den Verkehrsausschuss laden, am 28. No-
vember 2017 die Gelegenheit haben, das vorzu-
stellen und vorzutragen, sodass wir auch lhre Ar-
gumente horen kdnnen.

Ich will mich ein bisschen mit dem auseinanderset-
zen, was Herr Jersch eben gesagt hat. Dass das
alles am Flughafen nur passiert, damit ein kanadi-
scher Finanzinvestor glicklich ist, das halte ich fir
eine etwas verkirzte Sichtweise auf das Thema.
Denn es geht um die Mobilitdtserfordernisse der
gesamten Metropolregion. Ich darf das hier auch
fur die SPD sagen, dass wir nicht wieder in eine
Zeit zurickwollen, wo es zig Hunderte oder Tau-
sende Euro gekostet hat, zu fliegen, sondern fir
uns ist es auch ein sozialdemokratisches Prinzip,
dass sich eine Durchschnittsfamilie in dieser Stadt
auch einen Flugurlaub leisten kann. Das ist etwas,
das nicht wieder ein Luxusgut werden soll. Das bit-
te ich jedenfalls aus unserer Sicht einmal grund-
satzlich dazu zu bedenken.

(Beifall bei der SPD und bei René Gdégge
GRUNE)

Wir haben die Allianz eingerichtet. Wir haben die
Fluglarmschutzbeauftragte mit zusatzlichen Kom-
petenzen ausgestattet. Ich gebe zu, dass wir auch
mit der Umsetzung des 16-Punkte-Plans noch

nicht zufrieden sind. Aber ich glaube, dass das
aufgrund der Beteiligten, die in der Umsetzung zu-
sammenzubringen sind, nicht trivial ist. Wir haben
jetzt das Thema Verspatungen. Da sage ich auch
klar fur uns, dass wir mit dem Verspatungsergeb-
nis — wir werden wahrscheinlich etwa 1 000 Ver-
spatungen haben, wenn wir am Schluss die Jah-
resbilanz ziehen — nicht zufrieden sind. Wir sagen,
dass das so nicht bleiben kann. Deshalb missen
wir uns uber die Schraubchen hinaus, an denen
schon gedreht worden ist, weitere angucken. Ein
Beispiel: Der Tatsache, dass Hamburgerinnen und
Hamburger auch verspatet nach Hause kommen
sollen, mussen wir uns als Politik widmen. Aber
warum man nach 23 Uhr aus Hamburg noch abhe-
ben muss, das ist etwas, woriiber man meiner Mei-
nung nach reden und diskutieren muss.

(Dennis Thering CDU: Das ist ja minimal! Es
sind ja meist die Landungen!)

— Nein, auch dazu hat es Verspatungszahlen ge-
geben.

(Dennis Thering CDU: Wir sind uns da einig,
keine Sorge!)

Das heildt, dass wir an allen Schrauben drehen
und uns das gemeinsam ansehen mussen. Wir ha-
ben die Gebihren angehoben. Neu ist, dass jetzt
erstmals Buligeldverfahren eingeleitet werden.
Auch da missen wir genau hinsehen, welche
Steuerungswirkung entfaltet wird. Ich pladiere da-
fur, an diesem Thema weiterzuarbeiten und immer
zu versuchen, dabei einen Interessenausgleich
hinzubekommen. Denn bei diesem Thema gibt es
nicht nur die Position des Kollegen Thering, son-
dern die CDU hat auch Wirtschaftsinteressen in ih-
rem Programm. Ich meine auch einmal aus gewis-
sen CDU-Kreisen gehdrt zu haben, dass man nicht
mit allem einverstanden ist, was der Kollege The-
ring zu diesem Thema zu sagen hat.

(Zuruf von J6rg Hamann CDU)

— Nein, Herr Hamann, Sie haben sich nicht an
mich gewandt, aber es gibt auch andere, die dies-
bezlglich einmal ein paar Hinweise gegeben ha-
ben.

Diese Diskussion zeigt doch, dass wir bei dem
Thema einen Interessenausgleich brauchen. Man
kann nicht einseitig ein Interesse gegen das ande-
re durchsetzen. Daran missen wir arbeiten.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wir machen die Anhoérung, wir werden uns die
Punkte ansehen. Ich sage nur fur die SPD-Frakti-
on, dass wir die bestehenden Regeln umsetzen
und durchsetzen wollen. Ich sehe keinen Anlass
dafir, dass wir generell auf 22 Uhr als grundsatzli-
ches Prinzip gehen sollten; das hat mir zu viele
standort-, verkehrs- und mobilitdtspolitische Kolla-
teralschaden. Aber ich bin nicht mit der momenta-
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nen Umsetzung einverstanden. Daran wollen wir
gern mit Ihnen zusammen arbeiten. Deshalb wer-
den wir den Vorschlag der CDU an den Ausschuss
Uberweisen, weil wir uns auch darlber unterhalten
werden mussen, inwieweit wir die Larmschutzpro-
gramme weiterentwickeln und den passiven Larm-
schutz verbessern, da an manchen Stellen aktiver
Larmschutz nicht moglich ist. Daran sollten wir ge-
meinsam arbeiten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Dressel. — Das Wort hat jetzt Herr
Thering von der CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Andreas
Dressel, solange es noch zahlreiche Abgeordnete
in Ihrer Fraktion gibt, die mit lhrer Meinung nicht
zufrieden sind, und da gibt es viele,

(Beifall bei der CDU)

weil sie merken — das muss man klar so sagen —,
dass lhnen die Wahler dort weglaufen ...

(André Trepoll CDU: Immer mehr!)

Bei der nachsten Blrgerschaftswahl wird sicherlich
keiner mehr SPD wahlen, der vom Fluglarm betrof-
fen ist.

(Dirk Kienscherf SPD: Was Sie da behaup-
ten, ist totaler Blddsinn!)

Solange es uns beiden da gleich geht, bin ich sehr
entspannt.

(Beifall bei der CDU)

Wir mussen uns doch Uberhaupt nichts vorma-
chen. Der Hamburger Flughafen ist ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor und Arbeitgeber fir unsere Stadt.
Ich glaube, dass wir alle uns in diesem Punkt einig
sind. Deshalb ist es wichtig, alle MalRnahmen, die
wir treffen, genau abzuwagen. Es ist aber genauso
wichtig, dass die wirtschaftlichen Interessen in
einen Ausgleich zu den Interessen der Anwohne-
rinnen und Anwohner gestellt werden. Das ist uns
in den letzten Jahren deutlich zu kurz gekommen.
Das ist auch wichtig, um in der Bevdlkerung die
Akzeptanz fir den Flughafen wieder deutlich zu er-
héhen. Denn wenn der Flughafen weiterhin wach-
sen, sich entwickeln mdchte, muss die Akzeptanz
in der Bevdlkerung da sein. Und das ist in den letz-
ten Jahren leider riicklaufig gewesen.

(Beifall bei der CDU)

Da wir als CDU-Fraktion bereits im Jahr 2012 ge-
merkt haben, dass in der Bevélkerung der Schuh
ordentlich drtickt, haben wir den 10-Punkte-Plan
2014 und den 16-Punkte-Plan Anfang 2015 be-
schlossen. Grof3e Hoffnungen haben die Burgerin-
nen und Birger diesbezuglich in den Senat ge-

setzt. Leider wurden diese genauso wie unsere
Hoffnungen in den Senat vdllig enttduscht. Es ist
nichts passiert. Es sind 1,5 Punkte — der Kollege
Jersch hat es angesprochen — umgesetzt worden.
Insbesondere das Verhalten der GRUNEN finde
ich absolut fragwirdig. Ich erinnere mich noch,
dass Senator Kerstan und auch Frau Blémeke die-
jenigen waren, die am meisten geschrien haben,
dass wir mehr Fluglarmschutz brauchen, Betriebs-
zeiten reduziert werden missen. Von den GRU-
NEN hoért man in der Frage Gberhaupt nichts mehr.
Diese 180-Grad-Drehung ist aber nicht nur in die-
sem Punkt vollzogen worden.

(Beifall bei der CDU)

Aber schauen wir uns einmal genau an, was seit
dem Beschluss der Plane passiert ist. Wir haben
Rekordbeschwerdezahlen. Wir haben Rekordver-
spatungszahlen nach 23 Uhr, seit 2011 33 Prozent
mehr Verspatungen. Lacherliche 1 Prozent der viel
gepriesenen A320neo oder 737 MAX von Boeing
landen und starten in Hamburg. Die Bahnbenut-
zungsregeln werden taglich missachtet und nicht
eingehalten. Das Einzige, was der Senat bisher
gemacht hat, ist, dass er eine lacherlich geringe
Anhebung der Landeentgelte durchgefiihrt hat.
Schon nach wenigen Monaten haben wir gesehen,
dass das Uberhaupt nichts gebracht hat. Unter
dem Strich ist festzuhalten, dass 2016 das lauteste
Fluglarmjahr in diesem Jahrtausend war. Das
muss uns wirklich alle alarmieren und deshalb
missen wir uns jetzt diesem Thema widmen. Am
Ende des Tages — das ist insbesondere der Ver-
weigerungshaltung dieses Senats zu verdanken —
haben wir eine Volkspetition mit Gber 12 000 Un-
terschriften, die die Reduzierung der Betriebszei-
ten fordern. Und genau das wollten die meisten in
dieser Stadt nicht. Jetzt haben wir die Diskussion.
Lieber Andreas Dressel, lieber Anjes Tjarks, das
haben wir lhren beiden Fraktionen zu verdanken.

(Beifall bei der CDU)

Weil Sie das Thema richtig verbockt und an die
Wand gefahren haben, ist unsere Erwartungshal-
tung auch, dass Sie hier mit den Anmeldern der
Volkspetition ins Gesprach gehen, eine gemeinsa-
me Losung finden, wie der Larm im Himmel fir die
Hamburgerinnen und Hamburger deutlich reduziert
wird, wo am Ende des Tages keine Reduzierung
der Betriebszeiten steht.

Ich gebe Ihnen gern noch einmal wieder, was un-
sere Forderungen sind, um lhnen auf die Spriinge
zu helfen. Wir wollen, dass diese standigen Ver-
spatungen nach 23 Uhr ein Ende haben. Wir wol-
len, dass die Bahnbenutzungsregeln endlich ver-
ninftig eingehalten werden. Und wir wollen — und
da gehen wir noch einmal einen deutlichen Schritt
weiter, um lhrer Kreativitat ein bisschen auf die
Spriinge zu helfen —, dass auch die Blrgerinnen
und Burger, die aullerhalb dieser winzig kleinen
Larmschutzzone wohnen und trotzdem von Flug-
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larm betroffen sind, Anspruch auf passive Larm-
schutzmalBnahmen haben. Es kann nicht sein,
dass Menschen, die in Lemsahl, Duvenstedt und
Ohlstedt wohnen, extrem von Fluglarm belastet
sind.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Also alle Blirger
deines Wahlkreises!)

Das Gleiche gilt auch fir Menschen, die in Stellin-
gen, Lurup, Blankenese, Eimsbuttel und Altona
wohnen. Dass diese Menschen, die nicht in der
Fluglarmschutzzone wohnen, anspruchsberechtigt
sind, das fordern wir als CDU. Wir finden es gut,
dass einmal ein Antrag der CDU nicht gleich
stumpf abgelehnt wird, sondern an den Ausschuss
Uberwiesen wird. Ich glaube, dass das schon ein-
mal ein weiterer Schritt ware. Das entbindet Sie
aber nicht davon, auch im aktiven Larmschutz end-
lich einmal Ergebnisse zu liefern.

(Beifall bei der CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und
GRUNEN, lieber Andreas Dressel, das Thema be-
gleitet uns seit, ich glaube, fiinf oder sechs Jahren.
Ich ware extrem dankbar dafur, wenn dieses The-
ma jetzt endlich einmal abgerdumt werden wurde.
Ich habe keine Lust, es im nachsten Birger-
schaftswahlkampf wieder aufzugreifen. Auch wenn
es nicht Ihnen, sondern der CDU zugutekommen
wirde, kénnen wir darauf gern verzichten, wenn es
Ihnen jetzt endlich einmal gelingt, den Fluglarm
deutlich zu reduzieren. Wir werden weiterhin an al-
len Kanalen mitarbeiten. Wir werden in der Flug-
larmschutzallianz weiterhin alles daflr tun, dass es
am Ende ein vernlnftiges Ergebnis gibt. Davon
profitiert der Hamburger Flughafen und davon pro-
fitieren aber auch vor allem die Anwohnerinnen
und Anwohner. — Herzlichen Dank fur Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Ich erteile jetzt das Wort
Herrn Dr. Tjarks von der GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Auch von mir ein herzliches
Willkommen an die Petenten. Wie ist die Situation
am Hamburger Flughafen? Je nach Lesart nehmen
die Flugbewegungen leicht oder etwas starker zu
und die Passagierzahlen steigen deutlich. Die
Fluglarmbelastung ist, wie wir gehdrt haben, auf
dem héchsten Niveau seit 16 Jahren. Vor allen
Dingen ist es aber ein groBes Argernis, dass sich
die Fluglarmbelastung in den Abendstunden deut-
lich erhéht hat und deshalb die Anzahl der Flug-
larmbeschwerden massiv gestiegen ist. Wir waren
uns beim 10- und auch beim 16-Punkte-Plan einig
— so habe ich den Kollegen Thering, der an der
Sache nichts andern mochte, aber dann doch

mdchte, dass die Verspatungen reduziert werden,
und den Kollegen Dressel verstanden —, dass wir
nach Wegen und Lésungen suchen muissen, um
dieser Situation, insbesondere in den Abendstun-
den, abzuhelfen. Wir haben in der Vergangenheit
in diesem Haus den 16-Punkte-Plan mit breiter Zu-
stimmung beschlossen, und da gibt es durchaus
eine ganze Menge von Punkten, die ich nicht so
negativ sehe wie mein Vorredner. Wir haben da-
mals auf Ihren Wunsch hin, Herr Thering, gemein-
sam die Allianz fur den Fluglarmschutz eingefiihrt.
Ich glaube, das ist ein sehr wichtiges Gremium,
weil es das erste Mal ist, dass in einer quasi 6ffent-
lichen Sitzung die Fluglarmbetroffenen mit den
Fluglarmverursachern, und zwar den unterschied-
lichsten Menschen, auch mit der Politik, zusam-
mentreffen und wir dort gemeinsam nach L&sun-
gen suchen konnen. Wir hatten gemeinsam die
Starkung und die gesetzliche Verankerung der
Fluglarmschutzbeauftragten beschlossen; damit
sind wir bundesweit Vorreiter. Frau Pieroh-Jouf3en
ist weisungsunabhangig, hat klar geregelte Mitwir-
kungs- und Beteiligungsrechte und macht von die-
sen Rechten zunehmend Gebrauch. Sie findet ei-
ne Situation vor, in der sie jetzt auch zunehmend
BuRgeldverfahren, Ordnungswidrigkeitsverfahren
wegen zu groller Verspatungen einleitet; sie hat
das erlautert. Ich glaube, das ist ein richtiger Weg.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir haben in diesem Zusammenhang den Bul3geld-
rahmen von 10 000 Euro auf 50 000 Euro erhoht
und wir haben die ldrmabhangigen Landeentgelte
zum zweiten Mal erhéht; die Erhéhung beim ersten
Mal war in der Tat nicht ausreichend, bei der vom
zweiten Mal

(Dennis Thering CDU: Auch nicht ausrei-
chend!)

steht noch die Evaluierung an. Es ist aber eine
deutliche Erhdhung, Herr Thering, und Sie mussen
sich, wenn wir uns alle darin einig sind, dass die
Verspatungssituation nach 23 Uhr sehr unbefriedi-
gend ist, auch einmal Gedanken Uber die Frage
machen, wie man dieses Thema l6sen kann. Denn
I[6sen tut man das nicht mit dem Antrag, den Sie
gestellt haben; der behandelt diese Sache namlich
nicht.

(Dennis Thering CDU: Ein weiterer Bau-
stein!)

Deswegen ist es auch vonseiten der GRUNEN vél-
lig klar, dass die Situation insbesondere nach
23 Uhr sehr unbefriedigend ist. Sie entwickelt sich
in die falsche Richtung. Wir haben jetzt gemein-
sam in der Birgerschaft im Haushaltsplan ein Ziel
beschlossen fiir diese Frage. Wir wollen namlich,
dass es maximal 450 Verspatungen im Jahr am
Hamburger Flughafen gibt. In diesem Sinne mus-
sen wir uns jetzt auch MaRnahmen Uberlegen, wie
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wir dieses Ziel als zielorientierte Politik einhalten.
Ich glaube, dass es deswegen ein guter Weg ist,
zunachst einmal im Umweltausschuss die Pe-
tenten anzuhdren. Ich glaube, dass es sehr wichtig
ist und der Respekt es gebietet, zu gucken, was
die konkreten Vorschlage der Petenten sind. Herr
Thering, wir machen uns auch gern Gedanken
Uber Ihre Vorschlage, wenn Sie konkrete Vorschla-
ge haben.

(Dennis Thering CDU: Sie haben ja unseren
Antrag!)

— Ihr Antrag sagt zu der Situation nach 23 Uhr kein
einziges Wort.

Sie haben dazu kein einziges Wort gesagt. Der
16-Punkte-Plan wird konkret die Situation nach
23 Uhr nicht regeln. Er hat zwar Regelungen an
dieser Stelle getroffen wie beispielsweise larmab-
hangige Landeentgelte, die Sie selbst aber als
nicht ausreichend klassifiziert haben und zu denen
ich lhnen gesagt habe, dass ich sie als nicht aus-
reichend ansehe.

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Gestatten Sie eine Frage oder Zwischen-
bemerkung des Abgeordneten Thering?

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Bitte schén, immer.

Zwischenfrage von Dennis Thering CDU: Vielen
Dank. Sie haben mich konkret angesprochen. Sie
wissen aber schon, dass die von mir aufgezahlten
Punkte im 16-Punkte-Plan die Positionen der CDU
sind und dass wir nicht nur im passiven, sondern
auch im aktiven Larmschutz unterwegs sind. Und
wenn Sie die Punkte abgearbeitet haben, dann lo-
be ich Sie auch gern beim nachsten Mal dafir.
Aber bisher haben wir diesbezuglich nur ein Total-
versagen des Senats.

(Arno Miinster SPD: Was war denn jetzt die
Frage?)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE (fortfahrend):* Also, lie-
ber Herr Thering, ich muss lhnen einfach einmal
sagen, dass die Antwort des 16-Punkte-Plans auf
diese Frage eine Steigerung der larmabhangigen
Landeentgelte war, die durchgefiihrt worden ist.
Beim ersten Mal waren wir uns alle einig, dass das
nicht ausreicht; deswegen haben wir es noch ein
zweites Mal gemacht. Die Situation ist unbefriedi-
gend. Sie fordern wie wir eine Reduzierung dieser
Verspatungen. Ich will Sie nur darauf hinweisen,
dass Sie bisher zu keinem Zeitpunkt eine Maf3nah-
me gefordert haben,

(Dennis Thering CDU: Was ist denn der
16-Punkte-Plan?)

wie man das auch real erreichen kann. Ich habe
Ihnen gesagt, dass wir uns, falls Sie doch noch et-
was vorschlagen sollten,

(Dennis Thering CDU: Dann gucken Sie in
den 16-Punkte-Plan!)

das gern anhdren. Das ist das eigentliche Ziel.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich muss lhnen ehrlich sagen, dass da, wo ich
nicht so richtig sehe, dass Sie Wort halten werden,
unser Ziel ist, diese Verspatungen zu reduzieren.
Ich glaube nur nicht, dass Sie dann Ruhe geben
werden.

(Dennis Thering CDU: 450-mal!)

Denn in dieser Frage ist sich die CDU Uberaus un-
einig. Aber wir werden das am Ende hinbekom-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Tjarks. — Herr Dr. Duwe von der
FDP-Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind eben-
falls sehr enttduscht Uber die Ergebnisse, die wir
bisher bei den Landungen und Starts nach 23 Uhr
erreicht haben. Das hatten wir uns vdllig anders
vorgestellt. Nach dem Bericht der Larmschutzbe-
auftragten kann man einiges plausibilisieren, sprich
es gibt einige Griinde, warum in diesem Jahr zum
Beispiel relativ mehr Flugzeuge nach 23 Uhr in
Hamburg gelandet oder gestartet sind. Anderer-
seits mussen wir feststellen, dass der Werkzeug-
kasten scheinbar noch nicht ganz ausreicht, um
das zu erreichen, was man erreichen will. Neben
den Moglichkeiten, Strafzahlungen zu erlassen,
gibt es naturlich auch die Mdglichkeit — das mochte
ich noch einmal anregen —, sich die gesamten Pla-
ne der Linienflige in Hamburg anzuschauen. Ham-
burg ist ein Flughafen, wo morgens friih gestartet
wird und irgendwann spat abends wieder gelandet
wird. Je ofter die Fluglinien hin- und herfliegen kon-
nen, desto preiswerter sind die Flige. Aber man
muss auch sehen, dass kleine Anderungen, kleine
Stérungen naturlich sehr viel starker fur Hamburg
ins Gewicht fallen als fir Flughafen wie zum Bei-
spiel Frankfurt, wo rund um die Uhr geflogen wer-
den kann.

(Dennis Thering CDU: Nee, das ist falsch!)

Ich kann nachvollziehen, dass man in Hamburg
moglichst viele Fluglinien und mdglichst viele Pas-
sagiere abfertigen mdchte, aber man musste sich
anschauen, welche Fluglinien verstarkt nach
23 Uhr landen, und nach den Griinden daflr su-
chen
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(Dennis Thering CDU: Die Umlaufe, das wis-
sen wir doch!)

und sich dann auch einmal anschauen, ob es viel-
leicht mdglich ist, eine Flugverbindung nur zweimal
und nicht dreimal am Tag zu genehmigen. Das,
denke ich, ist ein wichtiger Punkt, den wir betrach-
ten sollten.

Zur Volkspetition kann ich nur Folgendes sagen:
Das ist naturlich ein Effekt der Entwicklung, die wir
in den letzten zwei Jahren erlebt haben. Allerdings
ist die FDP-Fraktion nicht dafir, ab 22 Uhr in
Fuhlsbuttel die Schotten dichtzumachen. Wir mis-
sen versuchen, die Verspatungen auf ein Minimum
zu beschranken, und das sollte auch gelingen. Ich
hoffe, dass wir in der Allianz noch mehr Vorschla-
ge erarbeiten kdnnen, um das zu erreichen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. — Frau Oelschlager von der
AfD-Fraktion, Sie haben nun das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Studien
belegen, dass vor allem nachtlicher Flugverkehr
Herz-Kreislauf-Erkrankungen beglnstigt. Aus die-
sem Grunde haben wir in diesem Hause Uber Flug-
larm schon mehrfach gesprochen. Senat und Bur-
gerschaft haben auch bereits einiges in die Wege
geleitet. Ich erinnere an den 16-Punkte-Plan und
den Einsatz einer Fluglarmbeauftragten. Hier ist
das wesentliche Ziel eine Reduzierung der Nacht-
flige und der Einsatz neuerer und leiserer Flug-
zeugmodelle. Eingerichtet wurde ebenfalls eine
Beschwerdestelle fur Fluglarm. Beschwerden sind
inzwischen online mdglich. Leider wird diese so
wichtige Einrichtung dadurch konterkariert, dass es
Menschen gibt, die selbst fir ihren schwerhdrigen
Dackel eine E-Mail-Adresse einrichten, um mehr-
fach Beschwerden loszuwerden.

(Dennis Thering CDU: Das ist echt frech,
Frau Oelschlager!)

Das sollte uns allerdings nicht zu der Annahme
verleiten, es ginge hier nur um das Beschweren
um des Beschwerens willen. Es gibt zahlreiche
Menschen, die massiv durch den in den vergange-
nen Jahrzehnten zugenommenen Flugverkehr tag-
lich beeintrachtigt werden. Insofern ist wohl auch
jede Fraktion mit dem Flughafen Hamburg in ir-
gendeiner Form im Kommunikationsprozess.

Der Vorteil eines zentral gelegenen Flughafens hat
als Schattenseite auch Larm zur Folge. Ich person-
lich habe das Glick, nicht in einer direkten Einflug-
schneise zu leben, allerdings Uberfliegen auch
mein Haus gelegentlich Flugzeuge. Mein subjekti-
ver Eindruck ist, dass Flugzeuge leiser werden.

(Dennis Thering CDU: Sehr subjektiv! —
André Trepoll CDU: Oder Sie hoéren nicht
mehr so gut!)

Das ist aber auch dem Larmschutzbericht zu ent-
nehmen.

Positiv zu vermerken ist, dass zwar die Zahl der
beférderten Passagiere, allerdings die Zahl der
Starts und Landungen nicht wesentlich zugenom-
men hat. Ebenso erfreulich ist, dass im Laufe die-
ses Jahres gleich zwei gerauschreduzierende
MafRnahmen in das Luftfahrthandbuch des Flugha-
fens aufgenommen wurden. Im Marz war es die
Empfehlung, das lautere Flachstartverfahren nicht
mehr durchzufihren, und im August, das larmmin-
dernde CDO-Verfahren als Anflugverfahren anzu-
wenden.

Die Volkspetition, in kirzester Zeit hat der BUND
mehr als 100 000 Unterschriften gesammelt

(Zuruf: Nein, 10 000!)

— 10 000 Unterschriften, Entschuldigung, Sie ha-
ben recht —,

umfasst ein konsequentes Flugverbot ab 22 Uhr.
Fir meinen Geschmack kommt diese Petition zu
frih. Ich wirde gern zuerst sehen, wie gut oder
schlecht die im Juli eingerichteten Strafen greifen,
und hatte mir auch den nachsten Bericht der Flug-
larmbeauftragten gern noch angehért, bevor das
scharfste Schwert, das wir zu bieten haben, nam-
lich ein Flugverbot ab 22 Uhr, ausgepackt wird.

Tatsache ist auch, dass der Hamburg Airport vie-
len Menschen direkt oder indirekt einen Arbeits-
platz und somit ihr Einkommen sichert. Der wirt-
schaftliche Standort und Faktor ist nicht zu unter-
schatzen. Dennoch sollten wir die umfassende
Stellungnahme des BUND und die zahlreichen An-
regungen aufgreifen. Daher begriifRe ich, dass bei-
de Drucksachen in den Umweltausschuss kom-
men, damit wir insbesondere die Pulnktlichkeitsof-
fensive, die mit den Zuschlagen fir verspatete
Landungen erst im Sommer gestartet ist, und an-
dere Mallnahmen noch einmal am 28. November
2017 beraten.

Auch wenn sich nur 5,55 Prozent der Fluglarmbe-
schwerden auf genau diese verspateten Landun-
gen beziehen,

(Dennis Thering CDU: Was erzahlen Sie da
eigentlich?)

besteht hier aufgrund der moglichen Gesundheits-
auswirkungen dringender Handlungsbedarf.

Zufrieden mit der Entwicklung des Fluglarms in un-
serer Stadt ist hier wohl niemand. Gerade in der
heutigen Zeit, in der ein Umzug in einen ruhigeren
Stadtteil gar nicht so einfach oder sogar unmaoglich
ist, dirfen Flugzeuge den Biirgern nicht den Schlaf
rauben. — Vielen Dank.
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(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschlager. — Das Wort hat nun er-
neut Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Etwas muss ich dann
doch noch sagen zu dem, was ich gehért habe.
Wenn der Kollege Dressel durchaus positiv an-
merkt, dass Regeln eingehalten werden mussen,
dann frage ich mich natirlich, warum sie die gan-
zen letzten Jahre nicht eingehalten worden sind.
Wenn ich mir die Regeln zum Schutz der Men-
schen vor dem, was am Flughafen passiert, anse-
he, dann erinnern sie mich haufig an mein Franz6-
sischbuch, in dem die Ausnahmeregelungen hin-
ten langer waren als das Kapitel. Das kann nicht
wirklich eine Regel sein, die man dann auch durch-
setzen kann, weil allein die Priifung, ob eine Aus-
nahme vorgelegen hat, deutlich lIanger dauert. In-
sofern habe ich durchaus Sympathie fiir den Vor-
schlag, die Nachtflugruhe auf 22 Uhr vorzulegen,
wenn die anderen MalRnahmen denn nicht greifen.

Mobilitatsbedirfnisse erflillen, das sehe ich
durchaus ein. Mobilitat ist mittlerweile ein durchaus
weitergreifendes Ding; man fliegt deutlich weiter,
was man sonst nicht leisten kann. Ich wirde mich
allerdings trotzdem freuen, dariber diskutieren zu
konnen, warum wir nach Dusseldorf, Koln oder
Frankfurt/Main fliegen missen.

(Arno Miinster SPD: Nach Amsterdam kann
man auch schwimmen!)

— Oder Amsterdam, das kdme noch hinzu.

Warum gibt es denn keinen Ausbau o6kologisch
sinnvoller Verkehrsverbindungen wie der Bahn, die
schnell dorthin kommen kdénnte.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir eben noch von Regeln gesprochen ha-
ben, dann ware flir mich zum Beispiel auch noch
die Frage, welche geschaftspolitische Intention
zum Beispiel hinter der Ausnahmeregelung flr
Lufthansa bezlglich des Flachstartverfahrens
steht, wo sich die Lex Lufthansa in die Regelungen
eingeschlichen hat und explizit die Lufthansa-
Gruppe davon ausgenommen worden ist. Das ist
wirklich Firmenpolitik, das ist Unternehmenspolitik,
wie ich sie mir eigentlich nicht winsche.

(Beifall bei der LINKEN)

Schoén ware es, wenn Sie einmal im Ausschuss Of-
fentliche Unternehmen berichten kdnnten, dass die
Boni der Spitzenpositionen am Flughafen von we-
niger Flugverbindungen abhangig gemacht worden
sind, von weniger Larmteppich am Flughafen.
Wenn so etwas dabei herauskdme, dann hatten
Sie meinen Applaus und dann wirde ich tatsach-
lich auch einmal auf Ihrer Seite klatschen.

(Beifall bei der LINKEN)

Letztendlich steht doch die Frage dahinter, warum
Sie — rechtlich sicherlich nicht notwendig — bei vie-
len Ausbauprojekten des Flughafens keine UVP-
Prifung mehr machen. Diese wiirde eine Katastro-
phe fir diesen Flughafen werden, so wie er hier
positioniert ist. Einer der interessanteren Vorschla-
ge ware durchaus die Anerkennung der Rege-
lungen fir innerstadtische Flughafen, so wie sie
von der EU festgelegt worden sind. Wenn man das
fur Hamburg vereinbaren kdnnte, wo wir leider eine
zu lange Landebahn haben, ware den Menschen
schon deutlich starker geholfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auf einen Punkt will ich noch einmal zuriickkom-
men. Wenn Sie 2008 seitens der SPD-Fraktion in
einer Grof3en Anfrage hier festgestellt haben, dass
es weiterhin eine hohe Anzahl von Flugbewegun-
gen zwischen 23 und 24 Uhr gibt, dann ist das
nicht nur neun Jahre her, sondern es hat sich im
Prinzip Gberhaupt nichts getan und ist sogar suk-
zessive schlechter geworden. Liebe Kolleginnen
und Kollegen von der SPD, wie lange drehen Sie
jetzt eigentlich dann an den Schraubchen? Seit
2011 hatten Sie wieder Zeit dafiir gehabt.

Zur offentlichen Daseinsvorsorge mit dem Flugha-
fen: Ja, ich finde es gut, dass das als Offentliche
Daseinsvorsorge definiert wird, nur frage ich mich
an dieser Stelle, wo offentliche Daseinsvorsorge
schon einmal in Verbindung mit einem OPP-Pro-
jekt funktioniert hat. Ich denke, dariiber kann man
wirklich diskutieren. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Jersch. Wenn keine weiteren Wortmel-
dungen vorliegen — ich sehe keine —, kommen wir
zu den Abstimmungen.

Wir beginnen mit der Unterrichtung der Prasidentin
aus Drucksache 21/10746. Die Birgerschaft hat
gemal Paragraf 6 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes
Uber Volkspetitionen Uber das Zustandekommen
der Volkspetition zu entscheiden.

Wer beschlieien mochte, dass die Volkspetition
zustande gekommen ist, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist der Beschluss einstimmig zustan-
de gekommen.

Gemal Paragraf 6 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes
Uber Volkspetitionen haben wir die Volkspetition
nun an einen Ausschuss zu uberweisen. Alle
sechs Fraktionen haben vorgeschlagen, dass die-
ses der Ausschuss fir Umwelt und Energie bera-
ten soll.

Wer mdchte nun also einer Uberweisung der
Drucksache 21/10746 an den Ausschuss fir Um-
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welt und Energie zustimmen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung ein-
stimmig zustande gekommen.

Wer mdchte dann die Senatsmitteilung aus Druck-
sache 21/10688 ebenfalls an den Ausschuss fir
Umwelt und Energie Uberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch diese Uberweisung ist
einstimmig erfolgt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 58, Drucksa-
che 21/10504, Antrag der FDP-Fraktion: Abschaf-
fung des Burgerschaftsreferendums.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Abschaffung des Biirgerschaftsreferendums
— Drs 21/10504 —]

Wer wiinscht das Wort? — Herr Dr. Duwe von der
FDP-Fraktion, Sie haben es.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Sie fragen
sich naturlich, warum es diesen Antrag und vor al-
len Dingen zu diesem Zeitpunkt gibt. Es ist mo-
mentan nicht vorgesehen, dass einmal wieder ein
solches Birgerschaftsreferendum in die Wege ge-
leitet werden soll, aul3er dass sich ein Fraktions-
vorsitzender dariber Gedanken gemacht hat, viel-
leicht das Volk Uber die Rote Flora abstimmen zu
lassen. Das hat uns aber schon darin bestarkt,
noch einmal darauf hinzuweisen, dass dieses Bir-
gerschaftsreferendum ein Fremdkorper in der
Hamburgischen Verfassung ist, dass wir nicht se-
hen, dass es dafiir eine Verwendung gibt — und
falls es irgendwann einmal eine Verwendung ge-
ben sollte, kann man dann ja wieder ein neues Ge-
setz machen —, dass aber in Handen anderer Poli-
tiker, die nicht so sorgfaltig mit der Macht umge-
hen, solche Instrumente doch missbraucht werden
kénnen. Wir haben des Ofteren bemerkt, dass Re-
gierende meinten, Referenden in die Wege zu lei-
ten, um das Volk Uber irgendetwas zu befragen,
und sich hinterher gewundert haben, wie die De-
batte daruber gelaufen ist. Referenden von oben,
ich nenne das einmal so, haben eben auch einen
Pferdefuld und kénnen eine Gefahr bilden. Wir se-
hen nicht, dass es in Hamburg einen Bedarf gibt,
dieses Burgerschaftsreferendum in der Verfassung
stehen zu lassen, und stellen den Antrag, dieses
wieder aus der Verfassung zu streichen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. — Das Wort hat jetzt Herr
Steinbil® von der SPD-Fraktion.

Olaf SteinbiB SPD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich
kann es auch relativ kurz halten. Wir haben im Ja-
nuar schon dartiber gesprochen, damals noch als
Antrag von der LINKEN. Jetzt haben wir das The-
ma noch einmal neu hier. Ich habe wirklich keine
neuen Argumente gehdrt. Ich habe es auch nie
verstanden, warum unser Birgerschaftsreferen-
dum so ein Teufelszeug sein soll, worin da die Ge-
fahr liegt. Ich weild nicht, ob der eine oder andere
von lhnen heute die "taz" gelesen hat, in der ich zi-
tiert wurde.

(Michael Kruse FDP: Dann muss es stim-
men! — André Trepoll CDU: Respekt!)

—Ja, genau, danke, danke.

Ich hatte angeblich gesagt, dass wir mit dem Erleb-
nis der letzten Abstimmung Uber Olympia nicht zu-
frieden gewesen waren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das war wirklich
ein Erlebnis!)

— Ich meine, ich hatte Ergebnis gesagt, nicht Erleb-
nis.

Das Erlebnis, wie in der Stadt Gber dieses Thema
diskutiert wurde, fand ich gut. Mit dem Ergebnis
war ich tatsachlich nicht ganz so gllcklich, aber
das haben wir dann ja auch so hingenommen und
umgesetzt. Auch an anderer Stelle bei der Volks-
gesetzgebung sprechen die Menschen mit uns und
wir entwickeln gemeinsam etwas, damit die Blrger
wieder politischer werden. Ich glaube, dass wir das
mit dem Olympia-Referendum ganz gut hinbekom-
men haben. Das Ergebnis ist nicht so schon, aber
das Erlebnis der Demokratie war gut. Und deshalb
behalten wir das auch so drin. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Steinbif3. — Herr Trepoll von der CDU-
Fraktion, Sie haben das Wort.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Die FDP legt uns heute diesen
Antrag vor. Sie waren bei der EinflUhrung dagegen,
Sie sind auch heute dagegen. Was lehrt uns dieser
Antrag?

(Michael Kruse FDP: Wir sind konsequent!)

Sie schaffen es, zweieinhalb Jahre lang an einer
politischen Position festzuhalten.

(Beifall bei der CDU)

Das ist fur die politische Glaubwirdigkeit gut, Herr
Kruse, bleiben Sie dabei, aber es andert natiirlich
nichts an dem Ausgangsfehler, den Sie gemacht
haben. Suggestivfragen zum Beispiel

(Michael Kruse FDP: Rote Flora ist auch ei-
ne Suggestivfrage fir die Hamburger!)
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haben wir durch eine neutrale Formulierung ausge-
schlossen. Wir haben eine Zweidrittelmehrheit im
Landesparlament; es kénnen also nicht nur die Re-
gierungsfraktionen dazu beitragen, ein solches Re-
ferendum durchzufuhren. Bei all den beschriebe-
nen Problemen, die wir im Vorfeld der Einfihrung
des Referendums ausflhrlich in einer Expertenan-
hérung im Ausschuss diskutiert haben, ist eine Ma-
nipulation von oben, wie von lhnen auch heute
wieder beflirchtet, nicht erfolgt. Das Ergebnis der
Olympia-Befragung hat gezeigt, dass es eben
nicht so einfach ist, mit der 6ffentlichen Meinung
Schindluder zu treiben. Wenn man nicht verninftig
vorbereitet ist, kein verniinftiges Finanzierungskon-
zept vorlegt, dann lassen sich die Burger auch
nicht davon Uberzeugen. Das haben dieser Senat
und leider auch die Stadt am eigenen Leibe zu
spuren bekommen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und die CDU
auch!)

Deshalb kénnen wir die Olympischen Spiele nicht
ausrichten. Das hat aber insgesamt auch zu einer,
finde ich, Beruhigung der offentlichen Diskussion
geflhrt. Also Uberlegen Sie einmal, wie lange
sonst so eine Diskussion weitergegangen ware.
Deshalb ist es richtig, dass wir bei Fragen von ge-
samtstadtischer, Uberregionaler Bedeutung oder
fur einen langeren Zeitraum, so haben wir das for-
muliert, dann auch die Madglichkeit haben, auch
von uns aus die Birger zu befragen. Warum soll
das nur von einer Seite im Rahmen einer Volksini-
tiative moglich sein? Warum soll es bei solch wich-
tigen Fragen nicht auch von uns aus mdglich sein?

Dabei haben wir auch in der Debatte ein neues
wichtiges Thema angestof3en. Selbstverstandlich
ist es richtig, dartber zu diskutieren. Deshalb habe
ich nicht nur die Regierungsfraktionen, sondern
das ganze Haus eingeladen, dartber zu sprechen,
wie wir in Zukunft mit der Roten Flora in unserer
Stadt umgehen. Wenn wir von Vertretern horen,
dass es nicht nur um das Schanzenviertel, sondern
um Pdseldorf und Blankenese und all die anderen
Dinge geht und wenn man sich die Historie der Ro-
ten Flora Uber drei Jahrzehnte hinweg anschaut
und dass die Politik insgesamt nicht die Kraft ent-
falten konnte, um dort fiir einen rechtssicheren
Raum und fir demokratische und rechtsstaatliche
Grundsatze zu sorgen, dann ist es, glaube ich, ei-
ne Maoglichkeit, auch die Hamburgerinnen und
Hamburger zu diesem Thema zu befragen. Das
werden wir weiterhin noch ausfihrlich diskutieren.
Aber insgesamt sieht man an der Diskussion, dass
das Burgerschaftsreferendum ein Instrument ist,
das sehr sparsam und sehr sorgfaltig umgesetzt
wird. Deshalb besteht auch kein Grund, es wieder
aus der Hamburgischen Verfassung herauszuneh-
men. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Trepoll. — Herr Muller von der GRU-
NEN Fraktion hat nun das Wort.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Duwe, Sie bemangeln
nun, dass nach dem Olympia-Referendum kein
Thema mehr als Referendumsfrage angemeldet
wurde, und schlieen daraus, es aus der Verfas-
sung wieder herausnehmen zu kdénnen. Aber deut-
lich war damals in der Debatte geworden — und wir
haben es auch so in die Verfassung hineinge-
schrieben —, dass gar nicht beabsichtigt war, dass
dieses Instrument inflationar genutzt werden soll,
sondern dass wir das hier sehr wohl abwégen —
eben gesamtstadtische Bedeutung. Insofern war
von Anfang an klar und es war auch so beabsich-
tigt, dass wir mit diesem Instrument sehr sorgfaltig
und sorgsam umgehen. Deswegen lauft Ihre Argu-
mentation in diesem Punkt ins Leere.

Zum anderen reden Sie weiterhin von diesem
Missbrauch, kénnen ihn aber nicht wirklich auch
nur ansatzweise belegen. In lhrem Antrag schrei-
ben Sie von lhrer Befirchtung einer Funktionsver-
schiebung zur Starkung der Regierung. Huh! Dazu
hat Herr Trepoll schon gesagt, dass da nichts mit
Funktionsverschiebung ist.

(André Trepoll CDU: Nee, mit Starkung der
Regierung!)

— Ja, ja, nichts da. Funktionsverschiebung war
mein Stichwort.

Jedenfalls ist klar, das haben wir ja auch extra so
konzipiert, dass wir eine Zweidrittelmehrheit brau-
chen. Das heildt, sollte eine Regierung auf die Idee
kommen, so ein Thema gern allein zu einem Refe-
rendum machen zu wollen, muss sie auf die Oppo-
sition zugehen. Allein das ist schon ein grof3es Zei-
chen, dass Missbrauch hier eben zu einem hohen
Prozentsatz ausgeschlossen ist. Wir haben auch
daran gedacht — weil es die Kritik auch von der an-
deren Seite gab, dass Volksinitiativen dadurch
moglicherweise in irgendeiner Weise ausgebremst
werden —, dass das Thema mindestens ein halbes
Jahr vorher angekiindigt wird — im Verfahren
kdmen noch einmal einige Monate hinzu — und
dass naturlich auch wie bei einem Volksentscheid
noch eine andere Frage angehangt werden kann,
wenn es ein erfolgreiches Volksbegehren gibt. Also
auch da kann dann das Volk noch eine andere
Frage zum selben Sachverhalt vorlegen. Wir ha-
ben die Mdglichkeit geschaffen, ein Informations-
heft zu machen, das 1,3 Millionen Wahlerinnen
und Wahlern vorgelegt wird und in das, selbst
wenn es kein erfolgreiches Volksbegehren gibt, ei-
ne Volksinitiative mit 10 000 Unterschriften aufge-
nommen wird. Selbst wenn diese Anzahl an Unter-
schriften nicht zustande gekommen ist, kdnnen wir
zur Sicherung der Meinungsvielfalt mit Zweidrittel-
mehrheit, was wir bei Olympia getan haben, dann
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auch noch deren Informationen und Darstellung
des Themas mit aufnehmen.

Also was geht da noch? Nicht mehr sehr viel. Wir
haben das ausgefeilteste Gesetz zu Biirgerbegeh-
ren, zu Referenden in unsere Verfassung aufge-
nommen. Kein anderes Bundesland hat eine so
ausgefeilte und austarierte Volksgesetzgebung wie
wir. Insofern verstehe ich lhren Eifer von der FDP
in dieser Frage Uberhaupt nicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
André Trepoll CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Miller. — Herr Celik von der Fraktion
DIE LINKE, Sie haben nun das Wort.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Mil-
ler, Sie sagen, um einem Missbrauch vorzubeu-
gen, misse ein Referendum Monate vorher ange-
kindigt werden und es kdnne auch ein alternativer
Gegenentwurf angehangt werden. Dabei ver-
schweigen Sie, dass das nicht in der Verfassung
verankert,

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

sondern in einem Ausfuhrungsgesetz geregelt ist.
Dieses Ausfuhrungsgesetz kann mit einer einfa-
chen Mehrheit wieder geadndert werden. Und darin
sehen wir ein groRes Problem.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben Anfang des Jahres auch mit einem ei-
genen Antrag gefordert, dass das Biirgerschaftsre-
ferendum aus der Verfassung gestrichen wird, weil
wir Gefahren fir die Volksgesetzgebung und fir
die direkte Demokratie in unserer Stadt sehen.
Deshalb ist es gut und richtig, dass die FDP dieses
Thema wieder aufgreift. Wir werden diesem Antrag
zustimmen, weil wir glauben, dass mit einem Bur-
gerschaftsreferendum Uber jeder Volksinitiative ein
Damoklesschwert hangt. Das Instrument des Bur-
gerschaftsreferendums muss nicht, kann aber da-
zu genutzt werden, nicht genehme Volksinitiativen
auszuhebeln und dadurch auch die direkte Demo-
kratie ad absurdum zu fihren. Themen, die der
Mehrheit der Burgerschaft nicht in den Kram pas-
sen, kénnen von einer qualifizierten Parlaments-
mehrheit an sich gezogen werden, und das ist aus
unserer Sicht eine nicht hinnehmbare Einschran-
kung der Gestaltungsmacht von unten.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: Es bleibt immer noch falsch, das
Argument! Das ist ein bisschen konstruiert!)

Das ist kein Szenario, das wir herbeifantasieren,
sondern wir haben berechtigte Sorgen.

(Dennis Gladiator CDU: Beispiel!)

— Ja, ich gebe ein Beispiel.

Mit einem anderen Instrument werden auf Bezirks-
ebene Birgerbegehren immer wieder ausgehe-
belt. Das ist natlrlich ein anderes Instrument, aber
da geht es um die Evokation oder Anweisung von
der Senatskommission.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Bei der Evokati-
on wird nicht abgestimmt!)

— Ja, ich sage doch, dass es ein anderes Instru-
ment ist.

Aber da haben wir doch die Erfahrung gemacht,
dass auch von diesem Senat immer wieder Biir-
gerbegehren auf Bezirksebene ausgehebelt wer-
den. Das kann auch in Bezug auf ein Birger-
schaftsreferendum mit einer qualifizierten Parla-
mentsmehrheit passieren, wenn die Blrgerschaft
beschliel3t, dass ein Burgerschaftsreferendum zu
einem Thema gemacht wird, zu dem es schon ein-
mal eine Volksinitiative gab. Und deshalb wird die
Entscheidungsgewalt dann auch von der Burger-
schaft (iber das Abstimmungsdatum und Uber die
Fragestellung bestimmt.

(Urs Tabbert SPD: Aber entscheiden tut das
Volk!)

Das macht natirlich die Gestaltung von unten un-
moglich.

(Farid Miiller GRUNE: Sie trauen den Ham-
burgerinnen und Hamburgern nicht viel zu!)

Damit kann die Gestaltungsmacht von unten durch
eine Volksinitiative erheblich eingeschrankt wer-
den, und wir sehen die Gefahr, dass das Verhalt-
nis zwischen der parlamentarischen Demokratie
und der direkten Demokratie damit empfindlich ge-
stort wird.

(Beifall bei der LINKEN — Urs Tabbert SPD:
Kann das Volk nicht richtig abstimmen?)

Zudem mochte ich noch sagen, dass die Ausge-
staltung des Birgerschaftsreferendums die Grund-
satze eines fairen Verfahrens missachtet, indem
den Alternativvorschldgen uniuberwindbare Hirden
de facto in den Weg gestellt werden. Deshalb ware
es aus unserer Sicht fir die Glaubwurdigkeit von
Senat und Birgerschaft gut und folgerichtig, wenn
das Birgerschaftsreferendum wiederum aus der
Verfassung gestrichen wird, damit wir wieder die
Starkung der direkten Demokratie herstellen kon-
nen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Celik. — Professor Kruse von der AfD-Fraktion
erhalt das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Die FDP ist



4910 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 66. Sitzung am 8. November 2017

(Dr. J6rn Kruse)

gegen Volksabstimmungen von oben, wie sie
mehrmals schreibt. Aber auer dieser populisti-
schen Formulierung hat der Antrag nicht viel zu
bieten.

(Michael Kruse FDP: Populismus von lhnen
vorgeworfen zu bekommen, ist der Knaller!)

— Denken Sie einmal darlber nach, Herr Meyer.
(Michael Kruse FDP: Kruse ist mein Name!)

Die Begriundungen der FDP fiir den Antrag sind
aullerst durftig und teilweise falsch. Ich nenne vier
Punkte aus dem Begrindungsantrag der FDP. Der
erste ist, es habe sich nicht bewahrt. Ja, es gab
noch gar keines, es konnte sich also nicht bewah-
ren. Es konnte sich auch nicht nicht bewahren.
Das ist also Uberhaupt kein Argument in diesem
Fall. Zweites Argument: Es flhre zur Starkung der
Regierung und der Parlamentsmehrheit und zu ei-
ner Schwachung der Opposition.

(Dennis Gladiator CDU: Regierung ist nicht
stark!)

Ja, wie das? Wir wissen alle, dass das Referen-
dum eine Zweitdrittelmehrheit im Parlament beno-
tigt. Die Mehrheit kdnnte also auch ohne Referen-
dum praktisch alles beschlieRen, was sie will, sage
ich einmal etwas salopp. Sie brauchte aber in die-
sem Fall in aller Regel, ndmlich immer dann, wenn
die Regierung keine Zweidrittelmehrheit hat, die
Mitwirkung von mindestens einer, wenn nicht meh-
rerer Oppositionsfraktionen. Das ist eher eine Star-
kung der Opposition. Dennoch wirde die Regie-
rung das unnétige Risiko eingehen, dass das Volk
Nein sagt, wenn sie das trotzdem macht. Und
wenn Sie das nicht glauben, dann denken Sie
doch einmal an Herrn Cameron mit seinem Brexit-
Referendum und dessen katastrophalen Folgen.
Der hat auch gedacht, das wirde alles gut laufen,

(André Trepoll CDU: Sie wollen doch auch
raus aus der EU!)

und am Ende haben sie alle ein Dilemma, und
zwar nicht nur die Briten, sondern wir alle in Euro-
pa aufgrund einer Situation, die durch ein solches
willkirliches, unnétiges Referendum herbeigefihrt
worden ist.

Punkt 3: Die FDP schreibt, man wisse ja gar nicht,
welche Themen die nétige Bedeutung aufweisen.
Klar, das stimmt naturlich, aber das kann man im-
mer nur im Einzelfall regeln. Das kann man nie-
mals in ein Gesetz schreiben. Auch da verweise
ich noch einmal auf die Zweidrittelregel; zwei Drit-
tel der Mitglieder dieses Hauses missen es flr
entsprechend wichtig halten, dass sie dafur stim-
men, sonst wirden sie ja dagegen stimmen.

Vierter Punkt: Die FDP flrchtet, es kdnnte gezielte
Suggestivfragen geben. Ich glaube, das missen
wir nicht befiirchten, weil in Paragraf 25 h Absatz 2
Volksabstimmungsgesetz genau das ausgeschlos-

sen ist. Ich glaube, selbst wenn es (bergangen
wird, wirde die jeweilige Regierung einen grof3en
Fehler machen, das trotzdem zu machen, denn
dann wirde es mit Sicherheit eine Klage geben
und sie wurde vor Gericht verlieren. Also auch die-
ses Argument ist nicht tragfahig. Ich glaube, man
kann insofern den Antrag der FDP nur ablehnen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Kruse. — Ich sehe sonst keine weiteren
Wortmeldungen. Dann stimmen wir nun Uber den
Antrag der FDP-Fraktion aus Drucksache
21/10504 in der Sache ab.

Wer diesen Antrag annehmen mochte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 60, Druck-
sache 21/10702, Antrag der AfD-Fraktion: Politi-
sche Neutralitét garantieren — Klarstellung der Ge-
schaftsordnungsbestimmung Nummer 14 der Be-
hérde fir Schule und Berufsbildung.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Politische Neutralitit garantieren — Klarstellung
der Geschéftsordnungsbestimmung Num-
mer 14 der Behorde fir Schule und Berufsbil-
dung

— Drs 21/10702 —]

Die AfD-Fraktion mochte diese Drucksache an den
Schulausschuss tberweisen.

Wird das Wort gewiinscht? — Herr Dr. Wolf von der
AfD-Fraktion, Sie haben es.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Es waren schon
denkwurdige Vorgange, die sich vor einigen Mona-
ten in der Schulbehérde abspielten. Herr Senator
Rabe ist leider nicht mehr anwesend. Wéahrend ei-
ner Lehrerfortbildung im Landesinstitut fir Lehrer-
bildung und Schulentwicklung hetzten Vertreter der
Behodrde und ein als sogenannter Experte eingela-
dener Referent gemeinschaftlich und offen gegen
die AfD mit so absurden Vorwirfen wie, die AfD
habe den Plan gefasst, die Demokratie zu unter-
wandern und abzuschaffen, oder AfD-Vertreter
hatten eine Kriegserklarung ausgesprochen, es
gehe darum, unsere Gesellschaft und Ordnung zu
zerschlagen. Lehrer machten uns auf diese Vor-
gange aufmerksam, allerdings regelmagig unter ei-
ner Bedingung: Wahrung der strikten Anonymitat,
man habe Angst vor Nachteilen und Repressalien
im Dienst.

Wir haben die Vorgange im Rahmen mehrerer
SKA offentlich gemacht und eine Dienstaufsichts-
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beschwerde gegen finf leitende Beamte des Lan-
desinstituts flr Lehrerbildung und Schulentwick-
lung gestellt. Die Reaktion der Behdrde: abstreiten,
verharmlosen, verdrehen. Die Veranstaltung sei
keine regulare Lehrerfortbildung gewesen, sondern
eine oOffentliche Lesung. Man habe sich mit demo-
kratiegefahrdenden Tendenzen in Deutschland
auseinandergesetzt und dabei kontrovers disku-
tiert, so hiell es. Gegen das Gebot der politischen
Neutralitéat habe niemand verstoRen, so in der Ant-
wort auf unsere Beschwerde. Die Fakten indes wa-
ren andere. Nein, die Grenzen zur politischen In-
doktrination und gezielten Verachtlichmachung ei-
ner Partei wurden hier offenkundig Uberschritten.
Dabei ist es die Verantwortung und Pflicht des Se-
nators, die politische Neutralitat seiner Behorde als
Verfassungsorgan der Freien und Hansestadt
Hamburg zu garantieren und zu verteidigen. Dass
er dies nicht getan hat, sich nie distanziert hat,
nicht 6ffentlich Kritik getibt und Fehler eingeraumt
hat, ist beschamend, um ein Wort im Rahmen des
parlamentarischen Sprachgebrauchs zu benutzen.
Die Neutralitatspflicht wird verletzt, wenn Staatsor-
gane parteiergreifend zugunsten oder zulasten von
politischen Parteien in den politischen Wettstreit
eingreifen.

Die Verpflichtung ergibt sich unmittelbar aus dem
Grundgesetz. Sie leitet sich aus den Artikeln 20
und 21 ab und gehort zu den wesentlichen Grund-
prinzipien der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung. Zwei jlingere Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts haben dies bestatigt und
konkretisiert. Es heil3t dort ausdrtcklich, die Pflicht
werde verletzt, wenn Staatsorgane parteiergreifend
zugunsten oder zulasten einer politischen Partei in
den Wahlkampf eingreifen. Diese Rechtsprechung
hat nur augenscheinlich die Hamburger Schulbe-
hérde noch nicht erreicht. Denn diese regelt in ih-
rer Geschaftsordnungsbestimmung, dass nicht fir
politische Parteien und Organisationen geworben
werden darf, und es steht dort nicht ausdricklich
drin, dass auch nicht gegen politische Parteien ge-
worben werden darf, was aber nach der Recht-
sprechung des Verfassungsgerichts zwingend ge-
boten ist. Fur den Juristen sollte dabei klar sein,
dass diese Rechtsprechung des Verfassungsge-
richts hdéherrangig ist und auch ungeschrieben
zwingend fir die Auslegung der Vorschrift die
MaRgabe macht, dass es an sich dieser Ergan-
zung gar nicht bedurfte.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Eben!)

Das Schlimme ist nur, dass fiihrenden Vertretern
der Schulbehorde dies nicht bewusst ist und dass
sie ihre Antwort auf die Beschwerde so formuliert
haben, als gabe es die Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts nicht. Deswegen halten
wir diese Erganzung der Geschaftsordnungsbe-
stimmung zwingend fur geboten und bitten Sie,
den Antrag mit uns an den Ausschuss zu Uberwei-

sen und, falls es nicht zu einer Ausschussuberwei-
sung kommt, fir diesen Antrag zu stimmen, der
dem Grundgesetz und der Rechtsprechung des
Verfassungsgerichts auch im Rahmen der Ham-
burger Schulbehdrde Geltung verschafft. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Wolf. — Das Wort erhalt Frau Duden von
der SPD-Fraktion.

Barbara Duden SPD:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Da ist wohl etwas ein
bisschen durcheinandergekommen. Mit drei Sat-
zen mochte ich unsere Auffassung zu diesem
Punkt hier deutlich machen. Laut Verfassung ha-
ben wir kein Beschlussrecht zu internen Dienstan-
weisungen, und ich sage mal, das ist gut so. Der
angesprochene Paragraf, namlich der Paragraf 14,
befasst sich mit der Nutzung von Rdumen und bei-
leibe nicht mit Inhalten, und der Beutelsbacher
Konsens verbietet jede Form von Indoktrination.
Gegenauffassungen missen zugelassen und ge-
schitzt werden; das ist Brauch, seitdem es den
Beutelsbacher Konsens gibt, und das hat immer
geklappt. Ich denke, mehr ist dazu nicht zu sagen.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei André Trepoll CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Duden. — Als Nachste erhalt Frau Stover von
der CDU-Fraktion das Wort.

Birgit Stover CDU: Herr Prasident! Ich mdchte
auch nur kurz darauf eingehen. Ich glaube, Herr
Dr. Wolf hat den Vorfall ausgiebig beschrieben und
ausgiebig versucht, dieses auch hinzubekommen.
Ich bin jetzt keine Juristin, ob nun zugunsten oder
zulasten Nur die Geschaftsordnungsbestim-
mung Nummer 14 der Behorde fiir Schule und Be-
rufsbildung besagt ja, in den Dienstraumen der Be-
hérde fir Schule und Berufsbildung dirfe nicht fir
politische Parteien oder Organisationen sowie fur
politische Vereinigungen und Verbdnde durch
Wort-, Schrift-, Film- und Tonveranstaltungen ge-
worben werden. Damit wird eine Uberparteilichkeit
ausgedrickt und das heillt, dass eine einseitige
politische Betatigung nicht zulassig ist. Die Wort-
wahl, ob nun zugunsten oder zulasten oder fir
oder gegen finde ich letztendlich relativ irrelevant.
Fir oder gegen ware einseitig und damit nicht zu-
I&ssig. Dementsprechend, Herr Dr. Wolf, liebe AfD-
Kollegen, sehen wir da keine Notwendigkeit einer
Anpassung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD und bei Sabi-
ne Boeddinghaus DIE LINKE)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Stéver. — Frau Dr. von Berg von der GRU-
NEN Fraktion erhalt das Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Wir erleben erneut,
dass die AfD einen Antrag stellt, der in formaler
Hinsicht nicht korrekt ist, weil sie etwas fordern,
was nicht Sache der Birgerschaft ist. Und auch in
sachlicher Hinsicht ist er vollig falsch. Ich kann nur
noch einmal unterstreichen, was meine Kollegin
Frau Duden gesagt hat: Nummer 14 der Ge-
schaftsordnungsbestimmung regelt die raumliche
Nutzung. Die Neutralitatspflicht ergibt sich aulRer-
dem nicht nur aus dem Beutelsbacher Konsens,
sondern auch aus Paragraf 33 des Beamtenstatus-
gesetzes. Dieser Antrag ist also sowohl in formaler
als auch in sachlicher Hinsicht einfach ziemlicher
Unfug. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dr. von Berg. — Das Wort erhalt Frau Boed-
dinghaus von der Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist alles
Notwendige gesagt. Ich flige noch zwei Satze hin-
zu. Wenn die AfD sich wirklich um ihren Ruf bei
den Hamburger Schulerinnen und Schilern sorgt,
dann, glaube ich, muss ihr deutlich mehr einfallen,
als eine Geschaftsordnungsdebatte mit uns zu fiih-
ren. Ansonsten langweilt lhre Dauerlamentoschlei-
fe, Sie seien die Opfer, enorm, und ich hoffe, dass
es auch zunehmend lhren Wahlerinnen und Wah-
lern so geht, sodass der Spuk ab 2020 hier ein En-
de hat. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und vereinzelt bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Als Nachste er-
halt Frau von Treuenfels-Frowein von der FDP-
Fraktion das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Alles ist gesagt, nur noch nicht von uns, und des-
wegen muss ich es jetzt auch noch einmal bestati-
gen. Was Sie da fordern, ist einfach nicht notwen-
dig, denn Sie haben ein Bundesverfassungsge-
richtsurteil zitiert und genau danach wird das an
den Schulen auch ausgelegt. Wenn man kein Ge-
setz braucht, dann muss man auch keines ma-
chen; das hat schon Montesquieu gesagt und das
finden wir auch. Dass sich die Schulen und Lehrer
nicht gegen Sie wie gegen keine andere Partei
aussprechen, finden wir ja alle, auch wenn, glaube
ich, keiner von uns so oft lhre Meinung teilt, aber
dennoch missen sie neutral bleiben. Und sollten
wir da irgendwann einmal das Gefihl oder vor al-

len Dingen auch Beweise haben, dass das anders
ist, dann missen Sie sich einfach an die Schulen
und an die Direktoren wenden. So einfach ist das.
Damit kénnen Sie uns nur schwer beschaftigen.
Insbesondere — und damit komme ich jetzt zu dem,
was auch alle anderen hier schon gesagt haben —
ist es gar nicht unsere Beschlussfassung. Ich war-
te darauf, dass wir uns mit lhnen in der Sache
wirklich auseinandersetzen konnen. Aber jedes
Mal ist es so — dieses Mal ist es eine Geschafts-
ordnungsdebatte —, dass wir sagen mussen: Ach,
die arme AfD, sie ist so ausgegrenzt. Das ist ja nun
wirklich nicht so. Sie haben an allen Debatten teil-
genommen. Als wir unsere Debatten in den
Schulen gefiihrt haben,

(Anna Gallina GRUNE: Wenn Sie denn ge-
kommen sind!)

waren Sie jedes Mal mit dabei, immer ein anderer
Vertreter. Da hatte ich nicht das Gefiihl, dass Sie
besonders gut angekommen sind, aber ausge-
grenzt worden sind Sie nicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und vereinzelt
bei den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau von Treuenfels-Frowein. — Gibt es weitere
Wortmeldungen zu diesem Thema? - Herr
Dr. Flocken, Sie haben das Wort.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrter
Herr Prasident, sehr verehrte Volksvertreter! Heute
vor acht Wochen hat das Prasidium dieses Hauses
in Person von Frau Schneider das Wort Gleich-
schaltung in den hamburgischen parlamentari-
schen Sprachgebrauch eingeflihrt. Den Ausschuss
fur Wissenschaft und Gleichschaltung hat sie er-
wahnt. Im rechten Teil des Parlaments wurde herz-
haft gelacht.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Wo ist
der Bezug zum Debattenpunkt?)

Wer diese Debatte unbefangen anhért, dem bleibt
das Lachen im Halse stecken. Denn was hier
gleich beschlossen werden wird, was ist das ande-
res? Wie angstlich miissen Sie eigentlich sein, wie
geknickt lhr Vertrauen in die Kraft der eigenen Ar-
gumente, wenn lhnen Herr Kleber und seine
zwangsfinanzierten Medien nicht mehr ausreichen,
wenn auch Herr Augstein und seine Privatmedien
nicht mehr genug Druck machen kénnen,

(Barbara Duden SPD: Der geht nicht in
Hamburg zur Schule!)

wenn auch die von lhnen abhangigen Kulturstatten
die Menschen nicht ausreichend mobilisieren, in
Ihrem Sinne politisieren kbnnen?

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr
Préasident, ist das zur Sache?)
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— Frau Boeddinghaus, ich komme zur Sache.
(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken, in Anbetracht der schon vergan-
genen Redezeit sind Sie jetzt noch nicht beim The-
ma. Bitte kommen Sie zum Thema. — Danke.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Wenn Sie nun wollen, dass lhre seit Langem in
den Institutionen schlafenden Agenten im Einsatz
gegen die AfD von der Leine gelassen werden sol-
len, was ist das anderes als Gleichschaltung? Und
lhnen fallt nichts Besseres ein, als der AfD hoh-
nisch zuzurufen: lhr Opfer. Der Wille der AfD,
Schutzraume gegen Schmutzkampagnen zu erhal-
ten, ist hier ausreichend deutlich von Herrn
Dr. Wolf vertreten worden. Es ist aber nicht nur die
AfD, es sind auch speziell die Lehrer zu schutzen.
Diese kommen zu Fortbildungen, um sich umfas-
send und ausgewogen in einer Atmosphéare der
Offenheit zu bilden. Sie haben ein Recht darauf,
wahrend dieser Zeit vor ideologischem Trommel-
feuer geschitzt zu werden. lhr Gehirn darf dort
nicht als Deponie benutzt werden fir Tall, fir
durchgehend gekettelten, von schrag links als
ganzdrehend beschlossenen halbseidenen durch-
sichtigen Propagandatuill.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Fiur Tull?)
— Nein, ich habe nicht Mull gesagt.

Die Lehrer sind aber auch allgemein als Teil des
Volkes zu schitzen. In einer Demokratie ist der
Politiker dem Volk verpflichtet, das Volk aber nicht
dem Politiker. Das Volk, jeder Einzelne, hat keine
politische Verpflichtung. Wenn immer gesagt wird,
jeder musse sich beteiligen, sage ich: Nein, jeder
kann wahlen gehen, er kann es aber auch sein las-
sen. Er kann sich in Parteien oder Organisationen
engagieren, muss er aber nicht. Er kann sich um-
fassend oder einseitig oder gar nicht informieren,
ganz wie er will. Es ist ein wesentliches Kennzei-
chen einer freiheitlichen Gesellschaft, dass das ei-
gene Streben nach Glick jedem unabhéngig von
der Politik erlaubt ist, wie das vor 250 Jahren in
Amerika als Pursuit of Happyness formuliert wor-
den ist. Nur totalitire Gemeinwesen und solche,
die es werden wollen, reden dem Einzelnen ein, fir
oder gegen etwas kampfen zu missen, das der
Staat vorgibt. — Vielen Dank fiir lhre Aufmerksam-
keit.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Flocken. — Gibt es weitere Wortmeldun-
gen zu diesem Tagesordnungspunkt? — Das sehe
ich nicht. Dann kommen wir zur Abstimmung.

Wer also zunachst die Drucksache 21/10702 an
den Schulausschuss Uberweisen mochte, den bitte

ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist diese Uberweisung abgelehnt.

Wir stimmen nun Uber den AfD-Antrag aus Druck-
sache 21/10702 in der Sache ab.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdéchte, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 37, Druck-
sache 21/10656, Bericht des Haushaltsausschus-
ses: Haushaltsplan 2017/2018, Nachbewilligung
nach Paragraf 35 Landeshaushaltsordnung fur die
Integration des Laser Zentrums Nord und des Cen-
trums fir Angewandte Nanotechnologie in die
Fraunhofer Gesellschaft zur Forderung der ange-
wandten Forschung e. V. mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2018 und Stellungnahme des Senats zum
Blrgerschaftlichen Ersuchen vom 31. Mai 2017
"Fraunhofer-Strategie vertiefen — Den Forschungs-
und Innovationsstandort Hamburg starken".

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/10212:

Haushaltsplan 2017/2018, Einzelplan 3.2 Behor-
de fiir Wissenschaft, Forschung und Gleich-
stellung, Nachbewilligung nach § 35 Landes-
haushaltsordnung (LHO) fiir die Integration des
Laser Zentrums Nord (LZN) und des Centrums
fiir Angewandte Nanotechnologie (CAN) in die
Fraunhofer Gesellschaft zur Férderung der an-
gewandten Forschung e.V. mit Wirkung zum
1. Januar 2018 und Stellungnahme des Senats
zum Birgerschaftlichen Ersuchen vom 31. Mai
2017 "Fraunhofer-Strategie vertiefen — Den For-
schungs- und Innovationsstandort Hamburg
starken”, Drucksache 21/8719 (Senatsantrag)

— Drs 21/10656 -]

Hier sind die Fraktionen Ubereingekommen, die
Debatte dazu zu streichen. Wir kommen zur Ab-
stimmung.

Wer der Empfehlung des Haushaltsausschusses
aus Drucksache 21/10656 folgen méchte, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist dann bei wenigen Gegen-
stimmen angenommen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den vernehme ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? Ich bitte
um Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Bei wenigen Gegenstimmen ...
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(Heike Sudmann DIE LINKE: Nein, Enthal-
tungen! Das war beim ersten Mal auch
schon so!)

Sorry, bei wenigen Enthaltungen ist damit dieser
Beschluss gefasst worden, ist damit auch in zwei-
ter Lesung und somit endgliltig beschlossen wor-
den.

Wir kommen zum nachsten Tagesordnungspunkt,
und das ist die

Senatsbefragung

Dazu liegt uns vonseiten der Fraktionen der LIN-
KEN und der FDP jeweils eine Fragestellung vor.
Fir jede dieser Fragen und weitere Nachfragen so-
wie deren Beantwortung stehen jeweils 20 Minuten
zur Verfiigung. Ich méchte vorab darauf hinweisen,
dass Antworten auf Fragen, die hier und heute
nicht beantwortet werden konnten, zu Protokoll
nachgereicht werden.

[Anders als die Volksinitiative "Mehr Hande fiir
Hamburgs Kitas" sieht der Senat fiir die Umset-
zung der Ziele der Initiative einen Bedarf von
9 600 zusatzlichen Fachkraften und daraus fol-
gend Mehrkosten von 405 Millionen Euro, was
auch im Widerspruch zu den Zahlen der Ber-
telsmann-Stiftung steht, die von 3 600 Fach-
kraften und zusatzlich 158 Millionen Euro aus-
geht.

Wie erklart sich der Senat die unterschiedli-
chen Zahlen? (Fragethema der Fraktion DIE
LINKE)]

Wir beginnen zunachst mit der Fragestellung der
LINKEN. Wer mochte diese gern vortragen? —
Frau Boeddinghaus von der Fraktion DIE LINKE
hat das Wort fir maximal eine Minute.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Frau Senato-
rin! Anders als die Volksinitiative "Mehr Hande fur
Hamburgs Kitas" sieht der Senat fir die Umset-
zung der Ziele der Initiative einen Bedarf von 9 600
zusatzlichen Fachkraften und daraus folgenden
Mehrkosten von 405 Millionen Euro, was auch im
Widerspruch zu den Zahlen der Bertelsmann-Stif-
tung steht, die von 3 600 Fachkraften und zuséatz-
lich 158 Millionen Euro ausgeht. Wie erklart sich
der Senat die unterschiedlichen Zahlen?

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Sie méchten fur
den Senat antworten, Frau Dr. Leonhard? Sie dir-
fen.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrte
Abgeordnete, sehr geehrtes Prasidium! Man kann
diesen Unterschied relativ einfach auflésen. Bei
dem nunmehr durch die Volksinitiative eingereich-
ten Formulierungsvorschlag gibt es Abweichungen
zu dem zunachst bei Gesprachen avisierten Ab-

stimmungsvorschlag. Das erklart eine kleine Diffe-
renz, die im Umfang von anderthalbtausend Fach-
kraften und mehreren Millionen Euro immerhin re-
levant ist. Genaueres rechnen wir gerade aus. Das
beinhaltet die eine oder andere Herausforderung,
weil der Initiativenvorschlag an vielen Stellen im ju-
ristischen Sinn einigermaflen unbestimmt ist. Dar-
Uber hinaus erklaren sich die Abweichungen zu der
von Bertelsmann verdéffentlichten Prognose fiir den
Fachkraftebedarf bei der Umsetzung des von Ber-
telsmann als optimal vorgeschlagenen Schliissels
relativ einfach. Bertelsmann selbst greift das auch
im Kapitel "Methodische Erlauterungen" auf Seite 6
seiner Studie auf und erklart, dass Bertelsmann
ausschlieBlich mit Vollzeitaquivalenten rechnet. In
den Hamburger Kitas arbeiten aber nicht nur Voll-
zeitaquivalente, sondern echte Menschen, und die-
se arbeiten in Teilen eben Teilzeit. Das wird auch
zukunftig so sein, sodass der Senat diesem Um-
stand Rechnung tragt. Die heutige Durchschnitts-
arbeitszeit, die fur den Bedarf der Fachkrafte zu-
grunde gelegen hat, liegt bei 31 Wochenstunden
und nicht, wie bei Bertelsmann, bei 40 Wochen-
stunden. Das erklart schon eine Differenz von
1 000 Fachkraften.

Des Weiteren bezieht Bertelsmann — das ist der
letzte Absatz auf Seite 6 des Methodenkapitels —
in seine Studie ausdriicklich die weiteren zusatzli-
chen Fachkraftebedarfe in Kitas, die Gber den pad-
agogisch optimalen Schlissel hinausgehen, nicht
mit ein. Das waren Fachkrafte fir Kinder, die Ein-
gliederungshilfebedarf haben und spezielle
Sprachférderkapazitdten und ausgedehnte Off-
nungszeiten brauchen, wie wir sie in Hamburg,
aber nicht im Bundesdurchschnitt haben. Dadurch
ergeben sich weitere mehrere tausend Fachkrafte,
die wir in Hamburg in Abweichung zu dem von
Bertelsmann berechneten Schliissel zusatzlich
brauchten.

Der vierte Faktor, der eine besondere Rolle spielt,
was die Fachkraftebedarfe betrifft, ist, dass Ber-
telsmann nach eigener Aussage auch im Metho-
denkapitel mit einer Stichtagsregelung die Bedarfe
vom 1. Marz 2016 erhoben hat. Wir wissen aber
schon faktisch in Hamburg und beziehen uns da-
bei auf die bundesweite Kita-Statistik, dass wir im
Jahr 2016 viel mehr Kinder im Kita-System hatten,
als die Kita-Statistik prognostiziert hatte. Wir wis-
sen auch fir das Jahr 2017 schon jetzt, dass es
erneut mehr geworden sind — und das muss man
ja auch dem Personalschlissel zugrunde legen —,
sodass sich auch daraus erneut mehr als
1 000 Fachkrafte zusatzlich zu dem von Bertels-
mann prognostizierten Ziel ergeben.

Des Weiteren gibt es einen wesentlichen Unter-
schied, den Bertelsmann auch selbst beschreibt —
das wirde ich gern einmal vorlesen —;

"So bleibt unbericksichtigt, wie viel Personal
zusatzlich erforderlich ist, um eine bedarfs-
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gerechte Kita-Platz-Versorgung zu gewahr-
leisten."

Wir wissen, dass Bertelsmann zum Beispiel keine
Fachkrafte mehr fir Baden-Wirttemberg fordert.
Baden-Wdrttemberg liegt aber weit unter dem vom
Bund festgelegten Rechtsanspruch, unter der Ver-
sorgungsquote sowohl bei Krippe als auch im Ele-
mentarbereich. Diese Platze haben wir aber in
Hamburg schon. Wir erfillen den Rechtsanspruch
und deswegen mussen wir, das sagt Bertelsmann
selbst, diese Zahlen auch noch einmal hinzurech-
nen. So kommt die Differenz sowohl bei den Fach-
kraéften als auch beim Geld zustande. Beim Geld
spielt weiterhin eine groRe Rolle — auch das kann
man bei Bertelsmann selbst nachlesen —, dass
Bertelsmann einen Durchschnittspersonalkosten-
wert gebildet hat aus den Personalkosten, die bun-
desweit die Kommunen den Kitas zur Bewirt-
schaftung zur Verfigung stellen. Und dieser bun-
desweite Personalkostenwert liegt 20 Prozent un-
ter dem, was wir nach Landesrahmenvertrag den
Kita-Tragern im Rahmen unserer Personalkosten
zur Verfiigung stellen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ach so, 20 Pro-
zent! Hort, hort!)

Deswegen liegen unsere tatsachlichen Finanzbe-
darfe sehr viel hdher als von Bertelsmann prog-
nostiziert. Wir kdnnen diese Zahlen also nicht zu-
grunde legen, um die Folgen der Initiative Kinder-
tagesbetreuung fiir uns abzuschatzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin Dr. Leonhard. — Gibt es eine Zu-
satzfrage seitens der fragestellenden Fraktion?

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ja!)

Frau Boeddinghaus, wieder fir eine Minute, bitte.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Vielen Dank.
In einer Antwort auf eine friilhere Anfrage unserer
Fraktion beziglich der Erzieher-Kind-Relation der
Bertelsmann-Studie hatte der Senat sogar behaup-
tet, dass eine seridse Berechnung von Alternativ-
szenarien nicht méglich sei, da keine verlasslichen
Daten zur Ist-Situation vorlagen. Wie kommt es
jetzt zu dieser Haltungsanderung?

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Frau Senatorin
Dr. Leonhard bitte.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Es gibt keine
Haltungsanderung. Wir haben in der Beantwortung
der Schriftlichen Kleinen Anfrage in der vorvergan-
genen Woche Prognosezahlen fir die kommenden
Jahre zugrunde gelegt — das mussen wir auch —,
die darauf basieren, wie sich die Kinderzahlen in
den vergangenen Jahren entwickelt haben. Das

haben wir auch transparent gemacht. Das missen
wir machen, wenn wir die Kostenfolgen bestimmter
Entscheidungen fur das Parlament abschéatzbar
machen wollen.

Die Zahlen liegen der Anfrage ja bei. Da ist deut-
lich gemacht, was ist Ist-Zahl. Das haben wir Gbri-
gens im Familienausschuss in der vergangenen
Woche, bezogen auf das dritte Quartal, bespro-
chen und die Zahlen sind deutlich hdher als in der
Vergangenheit angenommen. Genauso haben wir
die Fragen auch beantwortet und unsere Schat-
zungen in der Anfrage von der letzten Woche geta-
tigt. Und das werden wir auch weiterhin so machen
mussen. Wenn man in die Zukunft schaut und Kos-
tenfolgen abschatzen soll, dann muss man Pro-
gnosezahlen zugrunde legen.

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin Dr. Leonhard. — Gibt es weitere
Nachfragen aus den Fraktionen? — Zwei wurden
mir zumindest angezeigt. Demnach beginnen wir
nun mit der SPD-Fraktion. Ich weise darauf hin,
dass jede Fraktion nur eine Nachfrage stellen
kann. Das gilt auch flr die fraktionslosen Abgeord-
neten. Von der SPD-Fraktion hat jetzt Herr Loh-
mann das Wort, bitte sehr.

Uwe Lohmann SPD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Senatorin! Das Kita-Netzwerk
und die Links-Fraktion behaupten immer wieder,
dass es in Hamburger Kindertagesstatten nicht ge-
nigend Vollzeitstellen gibt. Kénnen Sie uns eine
Ubersicht geben, ob und wie viele offene Vollzeit-
stellen es zum Beispiel bei den Elbkindern zurzeit
gibt oder bei anderen Tragern, die im Kita-Rah-
menvertrag vertreten sind? Und vielleicht kénnen
Sie auch etwas dazu sagen, ob es Bestrebungen
seitens dieser Trager gibt, Teilzeitkrafte zu motivie-
ren, ihre Stunden aufzustocken.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Wir haben in
Hamburg ja kein kommunales Kita-System, son-
dern seit Einfiihrung des Kita-Gutscheinsystems
wird es freien Tragern ermdglicht, ebenso wie der
stadteigenen Gesellschaft der Elbkinder, durch
Beitritt zum Landesrahmenvertrag im Rahmen un-
serer Vereinbarung Kita-Platze anzubieten. Des-
wegen kann ich lhnen hier verldsslich nur eine
Zahl der Elbkinder nennen, weil wir dort selbst Ge-
sellschafter sind und einen Uberblick ber die Stel-
lensituation haben. Dort sind zurzeit 329 Voll- und
Teilzeitstellen ausgeschrieben und weit Uber
100 Vollzeitstellen unbefristet ausgeschrieben. Das
hangt damit zusammen, dass die Elbkinder fir sich
entschieden haben, in der Krippe bereits 1:4 anzu-
bieten, und eben die Erfahrung machen, dass die
Rekrutierung geeigneten guten Personals eine ge-
wisse Herausforderung auf unserem Fachkrafte-
markt darstellt.
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Des Weiteren haben wir natirlich herumgefragt bei
anderen Tragern, inwiefern sie das flr sich zentral
erheben und/oder zentral ausschreiben und nicht
nur die einzelnen Kitas Stellen ausschreiben. Ein
ahnliches Bild ergibt sich prozentual bei den Tra-
gern Deutsches Rotes Kreuz, das eine Reihe von
Vollzeitstellen ausgeschrieben hat, beim Arbeiter-
Samariter-Bund, der eine Reihe von Vollzeitstellen
ausgeschrieben hat, und bei der Rudolf-Ballin-Stif-
tung. Die Trager bestatigen jeweils, dass es in ei-
nem Verhaltnis von zwei Dritteln zu einem Drittel
befristete/unbefristete Stellen sind, also gibt es ei-
ne ganze Reihe von unbefristeten Vollzeitstellen.

Zu den Bemihungen, die die Trager unternehmen,
um auszuloten, wie viele ihrer Teilzeitkrafte in Voll-
zeit arbeiten wirden, wenn man es ihnen anbobte:
Die Elbkinder haben die Kita-Leitungen konkret be-
auftragt, das Gesprach mit ihren Mitarbeitern zu
suchen und eben zu sehen, ob man bestimmte
Personalressourcen schon dadurch verandern
kann, dass man bestehenden Teilzeitkraften Voll-
zeit anbietet. Das Ergebnis ist, dass dies in Einzel-
fallen gelingt, zum Teil im Volumen von einigen
Stunden. Es gibt aber eine Reihe von Mitarbeitern,
zu deren Lebensentwurf es im Moment gut passt,
Teilzeit zu arbeiten. Diese freie Entscheidung ha-
ben die Menschen und das sollte meines Erach-
tens auch weiterhin so sein, sodass dieses Poten-
zial fir eine kurzfristige Erhohung Ubersichtlich ist.

Die gleiche Methode hat zum Beispiel der Arbeiter-
Samariter-Bund angewandt. Allen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern wurde das angeboten, weil man
gesagt hat, dass man mit dem Platzausbau so un-
terwegs ist, dass man vielen Menschen mehr Stun-
den ermoglichen kénnte. Auch da war das Ergeb-
nis ahnlich: Im Einzelfall ist das realisiert worden,
aber Uberwiegend wurden wenige Stunden zusatz-
lich genommen mit dem Verweis darauf, dass die
Familiensituation es fir die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter — zum Uberwiegenden Teil sind es ja
Frauen — nach Ruckkehr aus den Erziehungszei-
ten winschenswert macht, weiterhin in Teilzeit ar-
beiten zu kdnnen. So ist die Realitat.

Ich kann das hier nicht fur alle Kita-Trager, derer
wir ja einige Hundert haben, aus dem Kopf sagen,
aber ich kénnte mir vorstellen, dass es bei vielen
ahnliche Verhaltnisse gibt.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin Dr. Leonhard. — Von der CDU-
Fraktion stellt Herr Heilner die Nachfrage, eben-
falls fur maximal eine Minute.

Philipp HeiBner CDU: Frau Senatorin! Aus lhrer
ersten Antwort auf die Frage ging fur mich relativ
deutlich hervor, dass das, was Sie angegeben ha-
ben — Gber 1 000 Erzieher und mehrere Millionen
Euro —, gar nicht dem entspricht, was die Initiative
fordert. Auch aus lhren tbrigen Annahmen, die Sie

getroffen haben, geht fir mich relativ klar hervor,
dass Sie schon jeweils den Worst Case angenom-
men haben und die Zahlen, die der Senat da
nennt, durchaus so gewahlt sind, dass sie lhnen in
der politischen Diskussion helfen.

(Dirk Kienscherf SPD: So ein Neunmalklu-
ger! — Wolfgang Rose SPD: Sie drehen ja
das Wort im Munde herum!)

Vor dem Hintergrund, dass das sowieso politische
Zahlen sind und wir sie auch nur zur politischen
Diskussion nutzen konnen, frage ich mich eines:
Sie haben als Senat in den letzten Jahren sehr oft
geantwortet, dass Sie auf hypothetische Fragen
nicht antworten. Warum antworten Sie jetzt auf hy-
pothetische Fragen, nur weil sie einmal von Abge-
ordneten der SPD und der GRUNEN gestellt wur-
den und sonst immer von Abgeordneten der Oppo-
sitionsfraktionen?

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Sei einmal nicht neidisch!)

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Ich mdchte an
dieser Stelle einmal betonen, dass Frau Boedding-
haus mir keine hypothetische Frage gestellt hat,
sondern sie hat konkret gefragt, warum die Pro-
gnosen zu Kosten- und Fachkraftzahlen der Ber-
telsmann-Stiftung von denen, die der Senat mitge-
teilt hat, abweichen. Das ist keine hypothetische
Frage. Das kann man sehr konkret Fall fir Fall be-
antworten und das habe ich auch getan.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Des Weiteren habe ich hier nicht irgendwelche
Worst-Case-Szenarien referiert, sondern sehr kon-
kret — und dazu ist der Senat aufgerufen — die Er-
gebnisse und die zu erwartenden Fachkraftebedar-
fe auf Basis einer von einer Initiative eingereichten
Fragestellung firr eine Volksinitiative. Auch das ist
sehr konkret und nicht hypothetisch, denn wir ha-
ben bestimmte Forderungen erhoben, diese auch
in einen Gesetzesformulierungsvorschlag gegos-
sen, und darauf kann man substanziell antworten.
Und das bedeutet, ich wiederhole es noch einmal,
auf Basis dessen, was die uns vorgelegt haben,
soweit es bestimmt formuliert ist — andere Tatbe-
stdnde sind eher unbestimmt formuliert -—:
7 500 Fachkrafte und mehr als 350 Millionen Euro
zuséatzlich in der Spitze jedes Jahr.

Darliber kann es keine hypothetischen Spekulatio-
nen geben, sondern das sind sehr konkrete Forde-
rungen, die man auch mit Zahlen hinterlegen kann
an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin Dr. Leonhard. — Von der GRUNEN
Fraktion méchte Frau Gallina die Nachfrage stel-
len, bitte ebenfalls fiir nicht mehr als eine Minute.
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Anna Gallina GRUNE:* Frau Senatorin! Das
grundsatzliche Anliegen, bestandig die Qualitat in
der Kindertagesbetreuung zu verbessern, st
durchaus ein in diesem Haus und auch unter den
Koalitionsfraktionen breit geteiltes Anliegen. Des-
wegen gibt es beispielsweise auch die Vereinba-
rungen, diesen Bereich mit jahrlich 500 weiteren
Erzieherinnen und Erziehern zu verstarken. Aber
das ist ja nicht der einzige Punkt, der in diese Qua-
litatsfrage hineinspielt. Vielleicht kénnen Sie zu
dem, was ja die Basis unseres Kita-Gutscheinsys-
tems ist, namlich dem Landesrahmenvertrag, der
diverse Teilentgelte regelt und bei dem sich das Ki-
ta-Leben in der Struktur noch einmal abspielt, er-
lautern, wo sich Qualitdtsaspekte auch bereits im
derzeitigen Landesrahmenvertrag abbilden.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Das tue ich
gern. Naturlich ist ein zentraler Diskussionspunkt
— und deswegen gibt es diese gesamtgesellschaft-
lichen Debatten immer — das Thema Personal-
schlissel. DarGber hinaus gibt es aber konsentiert
weitere Qualitadtsthemen, die nicht nur in Hamburg
eine Rolle spielen, sondern bundesweit, und da ist
das Thema Fort- und Weiterbildung identifiziert
worden.

Das realisieren wir im Landesrahmenvertrag da-
durch, dass wir allen Kita-Tragern zwei Fortbil-
dungstage im Jahr finanzieren. Die kdnnen da also
schliefen und bekommen trotzdem Geld fiir den
Betrieb, um Fortbildung fir die Mitarbeiter anzubie-
ten.

Wir finanzieren weiterhin vier Wochen Schliel3zeit
im Jahr, die die Kita-Trager exakt fir das, was jetzt
gefordert wird, nutzen dirfen, namlich um Ausfall-
zeiten und prognostizierbare Urlaubszeiten auszu-
gleichen.

Wir finanzieren Uber Kita-Plus in rund 3 000 Kitas
12 Prozent mehr Personalressourcen. Dort wird re-
sultierend aus einem bestimmten Sprachférderbe-
darf, aus einer bestimmten Zusammensetzung der
Kita-Gruppen und aus Sozialindizes des Stadltteils,
in dem die Kita liegt, ein Mittel gebildet und dann
gezielt geprift, ob diese Kita einen erhdhten Be-
darf hat.

Wir finanzieren zuséatzlich bei rund 200 Kitas aus
dem Programm "Sprach-Kitas" weitere Sprachfor-
derressourcen, um die Kita-Qualitat zu verbessern.

Wir haben nicht zuletzt das gemeinsam erarbeite-
te, viel beachtete und von den Kita-Tragern auch
in der Umsetzung befindliche Thema der Bildungs-
empfehlungen, die Gegenstand der konzeptionel-
len Arbeit in den Kitas sind.

Und wir finanzieren fir kleine Kitas zusatzlich
einen Leitungssockel von 9 200 Euro, um ihnen
unabhangig von Steuerungseffekten und Kita-Gro-
Re Besonderheiten an bestimmten Stellen zu er-
moglichen. Das sind bei Kitas bis zu 50 Kindern

4 600 Euro und bei Kitas unter 30 Kindern sind es
immerhin die erwahnten 9 200 Euro. Und auch von
diesen kleineren Kitas haben wir eine Menge, die
Uber diesen zusatzlichen Leitungssockel noch ein-
mal extra gestarkt werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Senatorin Dr. Leonhard. — Von der FDP-Fraktion
stellt Herr Oetzel die Nachfrage, bitte ebenfalls flur
maximal eine Minute.

Daniel Oetzel FDP: Frau Senatorin! In der Druck-
sache 21/10761 schlisseln Sie die Mehrkosten
auf, die Sie fir den Qualitatsausbau in den nachs-
ten Jahren selbst erwarten. Ich gehe davon aus,
dass die dort von lhnen angegebene Tabelle sich
bei den Mehrkosten auf die Planzahlen bezieht.
Vor dem Hintergrund, dass diese Planzahlen mo-
mentan schon weit Uberschritten werden, dirften
Ilhre Zahlen, die Sie hier fur die Jahre 2018, 2019
und so weiter angeben, bereits jetzt Makulatur
sein. Und vor dem Hintergrund, dass zusatzlich die
absolute Anzahl der betreuten Kinder noch weiter
steigen wird, wirde ich Sie gern um eine Einord-
nung dieser Tabelle bitten und darum, dass Sie
vielleicht noch einmal sagen, wie valide die Kosten
sind, die Sie hier selbst prognostiziert haben. Ich
stelle die Hypothese auf, dass die Zahlen nicht
sehr valide sind und es deutlich teurer wird als von
Ihnen prognostiziert.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Die Zahlen in
der Tabelle beziehen sich nicht auf die Bundes-Ki-
ta-Statistik, auf die sich die Bertelsmann-Stiftung
bezieht, sondern das sind unsere eigenen, im Rah-
men des Kita-Gutscheinsystems abgerechneten
Gutschein-Kinderzahlen. Trotzdem ist es so, dass
wir ja keine andere Methode haben, als uns immer
auf das jeweilige Vorjahr zu beziehen, wenn wir
eben genau wissen, wie viele es denn waren.

Die Erfahrungen der letzten Jahre — und zwar nicht
erst der letzten zwei oder drei Jahre, sondern
schon sehr viel lAnger — zeigen, dass das Hambur-
ger Kita-Gutscheinsystem immer mehr Kinder be-
treut hat, als man zunachst angenommen hat, so-
dass wir einen regelmaBigen Aufwuchs haben. Wir
haben versucht, das rechnerisch in der lhnen vor-
liegenden Tabelle mit einem gewissen Faktor ein-
zubeziehen. Gleichwohl gebe ich Ihnen recht, dass
die jungste Geburtenstatistik aus dem Jahr 2017
und die jungsten Zuzugszahlen, die fur Hamburg ja
immerhin sagen, dass wir wieder um mehr als
45 000 Menschen gewachsen sind, dazu fihren
kénnen, dass die bendtigten Finanzbedarfe selbst
fur die von der Birgerschaft schon beschlossenen
Qualitatsverbesserungen und fir die, die schon of-
fiziell geplant sind, noch nach oben abweichen
werden.
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin Dr. Leonhard. — Von der AfD-Frak-
tion moéchte Herr Dr. Wolf die Nachfrage stellen,
bitte fir maximal eine Minute.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Ich habe einen Blick in
die Richtlinien fur den Betrieb von Kindertagesstat-
ten aus dem Jahr 2012 geworfen und mir dort zu
der Bestimmung Ziffer 4.4 Uber den Personal-
schliissel angeschaut. Stichwort Krippenkinder, re-
gelhafte Betreuung sei ausreichend regelmafig si-
chergestellt, wenn da ein Betreuer bis zu 7,6 Kin-
der betreut, und bei Elementarkindern ist die
Zahl 12,5.

Meine Frage ist dazu, inwieweit bei diesen Zahlen
Arbeitsabwesenheiten aufgrund von Urlaub, Krank-
heit, Fortbildung und in vergleichbarer Art auch
Zeiten fur Vor- und Nachbereitung, Elternbetreu-
ung und so weiter bericksichtigt sind. — Vielen
Dank.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Die Mdglichkei-
ten fir planbare Urlaubsabwesenheiten und vorab
planbare Fortbildungsbedarfe sind im Landesrah-
menvertrag nicht im Personalschlissel gelost
— deswegen gibt es auch einen Unterschied in
Hamburg zwischen Personalschlissel und Fach-
kraft-Kind-Relation —, sondern Gber zuséatzliche Re-
gelungen, zum Beispiel die Erlaubnis, vier Wochen
im Jahr schlieBen zu durfen bei keinerlei Einbule
der Betriebsmittel. Das bedeutet, dass wir zwolf
Monate bezahlen, offen sein muss aber mindes-
tens elf Monate. Darliber wird natirlich ein gewis-
ser Teil der Abwesenheiten abgedeckt.

Des Weiteren zahlen wir zwei volle Fortbildungsta-
ge fir alle Kitas und wir leisten eben Uber das The-
ma Leitungssockel, der bei kleineren Kitas deutlich
héher finanziert wird als bei gréReren, einen weite-
ren Beitrag, um Abwesenheiten und Vor- und
Nachbereitungszeiten heute schon in einem gewis-
sen Rahmen zu finanzieren. So ist das geregelt.

Es sind verschiedene Regelungstatbestande und
das Geld, das sozusagen fiir den Betrieb an die Ki-
ta-Trager flieRt, ist nur ein Teil. Das Thema Teilent-
gelt/Personal ist dann wirklich flr die Ressource
und die anderen Teile kommen noch obendrauf.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Senatorin. — Wahrend lhrer Antwortzeit sind
die 20 Minuten fir die erste Fragestellung abgelau-
fen.

Wir kommen damit zum Aufruf der zweiten Frage-
stellung, die die FDP-Fraktion eingereicht hat.

[Ein auf Geoanalyse und Standortplanung spe-
zialisiertes Unternehmen aus Potsdam (Motion
Intelligence) hat eine Verkehrsanalyse fiir den
alten Bahnhofsstandort in Altona und den neu-

en Standort am Diebsteich durchgefiihrt und
festgestellt, dass sich fiir 231 000 Pendler eine
deutlich schlechtere Erreichbarkeit ergibt.
Kann der Senat die Ergebnisse der Verkehrs-
analyse bestitigen und welche MaRBnahmen
plant er, um die Erreichbarkeit des neuen
Bahnhofs am Diebsteich zu verbessern? (Fra-
gethema der FDP-Fraktion)]

Wer von der FDP mdchte die Fragestellung einrei-
chen? — Das sind zwei Wortmeldungen. Wer von
Ihnen mochte jetzt?

(Christiane Schneider DIE LINKE: Das ist ja
CDU!)

Ach so, Sie sitzen so dicht bei der FDP. Herr Au-
kes, da stehen Sie ja, deutlich am Mikrofon zu se-
hen. Herr Aukes von der FDP-Fraktion, Sie haben
das Wort.

Ewald Aukes FDP: Herr Staatsrat Rieckhof! Ich
frage Sie, glaube ich, wenn ich das richtig sehe.
Ein auf Geoanalyse und Standortplanung speziali-
siertes Unternehmen aus Potsdam, Motion Intelli-
gence, hat eine Verkehrsanalyse fiir den alten
Bahnhofsstandort in Altona und den neuen Stand-
ort am Diebsteich durchgefuhrt und festgestellt,
dass sich fir 231 000 Pendler eine deutlich
schlechtere Erreichbarkeit ergibt. Kann der Senat
die Ergebnisse der Verkehrsanalyse bestatigen
und welche MalRnahmen plant er, um die Erreich-
barkeit des neuen Bahnhofs am Diebsteich zu ver-
bessern? — Ach, Entschuldigung, Frau Senatorin.

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Frau Senatorin
Dr. Stapelfeldt, Sie haben das Wort.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Prasident, Herr Abgeordneter, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich antworte gern
fur den Senat und vertrete hier Herrn Senator
Horch.

(Prasidentin Carola Veit bernimmt den Vor-
sitz.)

Zu lhrer ersten Frage, Herr Abgeordneter. Der Se-
nat kann die Ergebnisse dieser Untersuchung nicht
bestatigen. Dem Senat und auch der DB AG ist
diese Verkehrsuntersuchung nicht bekannt. Wir
kénnen also die Ergebnisse nicht bewerten. Das
Unternehmen, das Sie eben genannt haben, Mo-
tion Intelligence GmbH, vertreibt ja nach eigenen
Angaben Software-Lésungen im Bereich Geoinfor-
matik. Das war die erste Frage.

Zu |hrer zweiten Frage, Herr Abgeordneter, wie die
Erreichbarkeit verbessert werden soll: Im
Schienenpersonennahverkehr wird der neue Fern-
bahnhof Hamburg-Altona von allen Linien in und
aus Richtung Elmshorn angebunden. Das heilft,
fur die Fahrgaste werden sich dadurch nach den
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(Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt)

Planungen der DB zusatzliche Umsteigemdglich-
keiten auch zu den Linien des Fernverkehrs erge-
ben. Das betrifft insbesondere die Fernverkehrszu-
ge von und nach Kiel und Flensburg, die heute
Hamburg-Altona nicht anfahren. Der neue Fern-
bahnhof liegt damit im Zulauf der Verbindungs-
bahn. Das heilt, an ihm halten alle Zige, die be-
reits heute — und in Zukunft werden es noch mehr
sein — aus Richtung Kiel, Flensburg und Wester-
land tber Elmshorn zum Hauptbahnhof fahren.

Zum S-Bahn-Verkehr, um den es ja auch geht: Im
S-Bahn-Verkehr wird der neue Bahnhof durch die
bereits heute am Diebsteich verkehrende Linie S21
und die Linie S3 von Pinneberg nach Stade sowie
dann zusatzlich in den Hauptverkehrszeiten durch
die zum neuen Bahnhof Altona verlangerte S2
Richtung Bergedorf angebunden. Nach Fertigstel-
lung der geplanten AusbaumaRnahmen im S-
Bahn-Bereich erfolgt die Anbindung voraussichtlich
durch die S21 von Kaltenkirchen nach Aumdibhle,
durch die S3 sowie die neue S4 vom neuen Fern-
bahnhof Hamburg-Altona nach Bad Oldesloe.

Selbstverstandlich ist auch im Busverkehr vorgese-
hen, den neuen Fernbahnhof Hamburg-Altona mit
allen Linien aus den angrenzenden Stadtteilen an-
zubinden.

Das neue Leistungsangebot wird circa ein bis zwei
Jahre vor der Eréffnung des neuen Fernbahnhofs
Hamburg-Altona zwischen der zustdndigen Ver-
kehrsbehoérde hier in Hamburg, dem HVV und den
Verkehrsunternehmen festgelegt.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Eine Nachfrage, bitte schon.

Ewald Aukes FDP: Ja, ich hatte noch eine Frage.
Wie will der Senat die Flachen fiir potenzielle Er-
weiterungs- und Entwicklungsbedarfe am neuen
Bahnhof sichern?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, Herr Abgeordneter! Die Leis-
tungsfahigkeit wird verbessert werden, davon ge-
hen wir aus. Die DB geht davon aus, dass die bei-
den S-Bahn-Steige kapazitativ von heute sechs Li-
nien auf perspektivisch acht Linien im neuen Fern-
bahnhof Altona fahren kénnen. Wie ich schon sag-
te, kommen die beiden Linien S4 und S32 dazu,
die zur Bedienung des wichtigen Umsteigebahn-
hofs Elbgaustralle notwendig sind.

Wir behalten selbstverstandlich gemeinsam mit der
Deutschen Bahn kunftige angebots- und nachfra-
geseitige Entwicklungen im Auge, sodass auch ei-
ne Erweiterung des S-Bahn-Teils am neuen Fern-
bahnhof in Zukunft méglich sein kann.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Eine Nachfrage seitens der SPD-Fraktion.
Frau Koeppen, Sie haben das Wort.

Martina Koeppen SPD:* Frau Senatorin! In der
vergangenen Woche ist im "Spiegel" ein Artikel
Uber den Diebsteich und auch tber die Neue Mitte
Altona erschienen. Dieser Artikel erweckte ein
bisschen den Eindruck, dass es keine Birgerbetei-
ligung gab. Kénnten Sie dazu vielleicht etwas sa-
gen?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Der Artikel hat
ganz was anderes gesagt!)

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, Frau Abgeordnete, meine Da-
men und Herren! Es hat in diesem groRen Kom-
plex Mitte Altona eine sehr hohe Burgerbeteiligung
gegeben. Bei dieser Blrgerbeteiligung seit 2011
hat die Fragestellung, ob der Fernbahnhof vom jet-
zigen Standort zum Diebsteich hin verlagert wird,
selbstverstandlich immer eine wichtige Rolle ge-
spielt, ist in der Offentlichkeit also mitdiskutiert und
auch kritisch hinterfragt worden, wie wir alle wis-
sen. Es wurde sehr deutlich von der Stadt aus
kommuniziert, dass die Entscheidungskompetenz
bei der DB liegt.

Zu dem ganzen Projekt Mitte Altona und in diesem
Kontext auch zur Verlegung des Fernbahnhofs:
Der zweite Bauabschnitt der Mitte Altona ist ja nur
moglich, wenn der Fernbahnhof verlegt ist — und
das wird bis Ende 2023 der Fall sein —, sodass
dann insgesamt 3 500 Wohnungen entstehen kon-
nen. Zu diesem ganzen Projekt hat es eine intensi-
ve Birgerbeteiligung gegeben mit Informationsver-
anstaltungen, mit Fokusgruppen, mit offentlichen
Fihrungen, natirlich Gber das Internet, mit einer
Stadtteilzeitung, Newslettern und auch der Beteili-
gung der Offentlichkeit im Wettbewerbsverfahren.

Zusatzlich zu den Planfeststellungsverfahren be-
treibt auch die DB Netz AG Offentlichkeitsarbeit zu
dieser Verlagerung des Bahnhofs Hamburg-Altona.
Das heil’t, es gibt hier 6ffentliche Veranstaltungen,
selbstverstandlich Informationen (ber Handzettel
et cetera und auch einen Internetauftritt.

Alles in allem kann man sagen, dass es Uber diese
Frage, wie sich die Mitte Altona insgesamt ent-
wickelt und entwickeln kann mit der Verlagerung
des Fernbahnhofs, eine intensive Burgerbeteili-
gung gegeben hat, wie sie ihresgleichen in Ham-
burg sicherlich sucht. Das finde ich ausgesprochen
positiv. Es ist nicht nur Uber den Wohnungsbau,
sondern auch Uber die Frage der Verlagerung des
Fernbahnhofs diskutiert worden. Man kann also
festhalten, dass es eine umfangreiche Biirgerbetei-
ligung gab.



4920 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 66. Sitzung am 8. November 2017

(Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt)

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Frau Grunwaldt mit einer Nachfrage fiir die
CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Frau Senatorin! Der
Senat hat das Ziel, die Anzahl der Fahrgaste, die
Fernziige nutzen, am Diebsteich zu erhdhen. Da-
her meine Frage: Halt der Senat es fir ein proba-
tes Mittel, um dieses Ziel zu erreichen, kostenlose
Park-and-Ride-Parkplatze im Hamburger Westen
zur Verfugung zu stellen, oder halt er rechnerisch
im Hinblick auf die Prognosen einen Parkplatz pro
1 000 Fahrgaste fur ausreichend?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Frau Abge-
ordnete, Frau Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! Wie Sie wissen, haben wir vor einigen Jahren
ein P+R-Konzept verabschiedet. Aber wenn es
jetzt wirklich darum geht, wie dieser neue Fern-
bahnhof in der Stadt angenommen werden kann,
dann geht es meiner Ansicht nach weniger um die
Frage, ob Autos in ausreichendem Umfang abge-
stellt werden kdnnen, sondern es geht doch — und
so habe ich das auch in meiner Vorbereitung ver-
standen — um die Verbesserung in der Verbindung
mit dem offentlichen Nahverkehr. Das Entschei-
dende fur die Stadt, der entscheidende Schub wird
doch sein, dass die Verbindungen des Fernbahn-
hofs mit den S-Bahn-Linien und den Buslinien da-
zu fuhren, dass mehr Menschen vom Auto auf die
offentlichen Nahverkehrsmittel umsteigen. Aber
selbstverstandlich gibt es daneben noch die Mog-
lichkeiten fir P+R, das wird ja weiterhin Bestand
haben.

(Beifall bei der SPD)

Der Staatsrat macht mich darauf aufmerksam,
nicht am Bahnhof unmittelbar, aber in der Stadt.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Seng-
torin. — Herr Bill mit einer Nachfrage fur die GRU-
NE Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Frau Senatorin! Die Verle-
gung des Bahnhofs geht auf eine Initiative der
Deutschen Bahn zurick. Gleichwohl war natirlich
die Stadt an den Verhandlungen Uber die genaue
Ausgestaltung des Bahnhofs beteiligt. Mich wiirde
interessieren, welche Verbesserungen der Senat
bei diesen Verhandlungen durchgesetzt hat und
wer diese Verbesserungen finanziert.

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Bill, Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Nach der Entscheidung der DB, den Fern-
bahnhof zu verlagern, haben sich der Senat und
auch die zusténdigen Behdrden intensiv mit dieser
Frage befasst und wir haben tatsachlich auf Initiati-
ve Hamburgs einige Verbesserungen erreichen
kénnen.

Beispielsweise erhalt der neue Fernbahnhof auf Ini-
tiative der Stadt einen sudlichen S-Bahn-Zugang.
Der Bahnhof erhdlt gestalterisch hochwertigere
und verlangerte Bahnsteigdacher — das ist der Typ
Hamburg von gmp, den Sie wahrscheinlich ken-
nen — und eine zweite barrierefreie Zugangsanlage
von der Schleswiger Stralte aus. Es werden auf
der Westseite zwei unabhangige Fahrstiihle einge-
baut, um den barrierefreien Zugang noch einmal
von Westen aus zu gewahrleisten.

Zu den Verbesserungen, die wir haben mdoglich
machen konnen, gehort auch, dass im Rahmen
der Entwicklung eines ansprechenden Zugangs,
des Gebadudes und der Vorplatzgestaltung der
Bahnhof eine Fahrradstation mit Gber 750 Platzen
erhalt und zusatzliche Serviceeinrichtungen sowie
Flachen fiir weitere Mobilitdtsangebote, das heil’t
Carsharing, StadtRAD, E-Mobilitat und natirlich
die Anbindung an das Busliniennetz mit den neuen
Haltestellenbereichen.

Wie wird das jetzt finanziert? Selbstverstandlich
muss die Finanzierung Uber die Deutsche Bahn
laufen, aber Hamburg wird sich gemeinsam mit der
DB daflr einsetzen, dass auch Bundesmittel hier-
fur akquiriert werden konnen. Die Deutsche Bahn
kann dann die Mehraufwendungen auf die Stati-
onsentgelte umlegen. Das ist mdglich. Und Ham-
burg hat das Recht auf eine Einmalzahlung, so-
dass das etwas gunstiger fir die Stadt wird. Aber
im Prinzip ist es so, dass Mehraufwendungen auch
umgelegt werden koénnen. Allerdings finde ich,
dass das, was wir erreicht haben, auch lohnt.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Heike Sudmann fragt nach fir die Fraktion
DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Es gibt vonseiten
der Deutschen Bahn und vonseiten des Senats
sehr viele behauptete Vorteile, die mit dem Dieb-
steich verbunden sein sollen, aber es gibt kaum
Belege. So fanden sich zum Beispiel im Planfest-
stellungsverfahren, wo namlich keine Transparenz
war, noch nicht einmal die Unterlagen einer eisen-
bahnbetriebswissenschaftlichen Untersuchung. Al-
so genau diese Untersuchung, die simuliert, wie
der Bahnhof eigentlich funktioniert und was pas-
siert, wenn eine Trasse einmal gesperrt ist, und
genau die Untersuchung, die in Stuttgart auch zu
groRtem Protest gefihrt hat, weil sie fir Stutt-
gart 21 auch nicht vorlag. Wie geht der Senat da-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 66. Sitzung am 8. November 2017 4921

(Heike Sudmann)

mit um, dass die Deutsche Bahn weiterhin wichtige
Ergebnisse vorenthalt und immer nur Behauptun-
gen aufstellt, die der Senat nur ungeprift iberneh-
men kann?

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch lacher-
lich!)

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Frau Sud-
mann, Frau Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! In diesem Fall ist es so, dass die eisenbahn-
betriebswissenschaftliche Untersuchung eine inter-
ne Untersuchung der DB ist, die rechtlich nicht Ge-
genstand der Anhoérung hier in Hamburg war, und
die Verkehrsbehdrde — das wissen Sie — ist ja die
Anhoérungsbehdérde hier in der Stadt. Das heif3t al-
so, dass damit offentlich nicht umgegangen wer-
den konnte. Nichtsdestotrotz kann man aber zu
den Vorteilen dieses Bahnhofs doch sagen, dass
die Planungen darauf hinauslaufen, den bestehen-
den Kopfbahnhof durch einen betrieblich vorteilhaf-
teren Durchgangsbahnhof zu ersetzen, und dass
die neuen Bahnanlagen aus weniger umfangrei-
chen Gleisanlagen bestehen werden und giinstiger
zu bewirtschaften sein werden. Das gilt dann nicht
nur fir die DB Netz, sondern natirlich auch fur die
Eisenbahnverkehrsunternehmen, da sie Trassen-
geblhren sparen. Die DB Netz AG erwartet eine
Erhéhung der Pinktlichkeit und eine Stabilisierung
der Fahrplane im Regional- und Fernverkehr auf-
grund einer gesteigerten betrieblichen Leistungsfa-
higkeit des klinftigen Durchgangsbahnhofs.

Prasidentin Carola Veit: Danke, Frau Senatorin. —
Die letzte Nachfrage kommt von der AfD-Fraktion.
Herr Ehlebracht hat das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD: Frau Senatorin Stapelfeldt!
Wir haben eine neue U-Bahn-Station an den Elb-
briicken bekommen mit einem sehr schénen Dach,
das 40 Millionen Euro gekostet hat. Es steht dort
an exponierter Stelle, das haben wir auch begrifit,
und es hat seinen Sinn. Jetzt haben wir in Ham-
burg zwei Bahnhofe der Kategorie eins, einer da-
von wird zukinftig der Diebsteich-Bahnhof sein. Da
gab es ein groRes Ringen um das Dach, das bei
Weitem nicht so qualitativ und so ansprechend
ausgefallen ist wie das der U-Bahn-Station. Es
stellt sich die Frage, warum das so ist. Besteht da
nicht eine Diskrepanz, eine U-Bahn-Station mit ei-
nem solchen Dach auszustatten und ein nachstes
Einfahrtstor — und das ist dieser neue Bahnhof am
Diebsteich — mit diesen mageren Kompromissen
abzuspeisen?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Ehlebracht, Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Dieses Thema haben wir in der
Blrgerschaft schon einige Male erértert und, wie
ich meine, auch in den entsprechenden Ausschis-
sen; jedenfalls kann ich mich gut daran erinnern.

Warum ist das geschehen? Weil die Deutsche
Bahn AG dariber eigenstandig entscheiden kann.
Sie wissen, das ist in den offentlichen Diskussio-
nen, auch bei der 6ffentlichen Plandiskussion, mei-
ner Ansicht nach vor einem Jahr oder sogar noch
davor, beraten worden. Es gab hier auch einen An-
trag zu der Dachkonstruktion, darauf darf ich noch
einmal verweisen.

Es ist deutlich gemacht worden, dass Hamburg die
ersten Plane der DB Uberhaupt nicht geteilt hat, im
Gegenteil. Und ich kann lhnen sagen, dass es ins-
besondere der ehemalige Oberbaudirektor gewe-
sen ist, der sich mit aller Verve dafiir starkgemacht
hat, dass wir eine bessere Dachkonstruktion errei-
chen koénnen. Das ist insofern, wenn Sie das jetzt
mit den Elbbricken vergleichen wollen, fiir Sie viel-
leicht ein Kompromiss. Aber man kann sagen,
dass die Stadt sich im Hinblick auf die urspringli-
chen Plane der DB mit einer Verbesserung aus-
dricklich durchgesetzt hat. Das hatte aus unserer
Sicht noch viel weitgehender sein kdnnen, aber ich
finde schon gut, dass wir diesen Kompromiss ha-
ben. Mit der Uberdachung, der neuen Gestaltung
des gesamten Bahnhofs und auch des Vorplatzes
— dazu hat es entsprechende Ausschreibungen
schon gegeben und es ist ein Bieter gefunden wor-
den, um das zu realisieren — haben wir, wie ich fin-
de, eine akzeptable und gute Lésung fir den neu-
en Fernbahnhof.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Danke, Frau Senatorin. —
Damit ist unsere heutige Fragestunde beendet und
wir kénnen zu den Schlussabstimmungen kom-
men.

Wir starten mit Punkt 8 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/10446, dem Bericht des Eingaben-
ausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/10446 -]

Wer méchte sich hier den Empfehlungen anschlie-
Ren, die der Eingabenausschuss zur Eingabe
874/16 sowie 705/17, 725/17 und 744/17 abgege-
ben hat? — Wer stimmt dagegen? — Gibt es Enthal-
tungen? — Dann haben wir das bei einigen Enthal-
tungen einstimmig so beschlossen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10446
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Wer schlief3t sich den Empfehlungen zu den (bri-
gen Eingaben an? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig und somit be-
schlossen.

Die in der Geschéaftsordnung fiir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™"
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir die unter A aufgefuhrten
Drucksachen zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Und wer schlielt sich den Ausschussempfehlun-
gen unter C an? — Auch hier die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch das war alles einstimmig.

Punkt 10, Drucksache 21/10361, GroRRe Anfrage
der Fraktion DIE LINKE: Wann wird der bislang ge-
heime sogenannte 10 000er-Vertrag endlich verof-
fentlicht und wie steht es um die Kleingartenverei-
ne in Hamburg?

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:

Wann wird der bislang geheime sogenannte
10 000er-Vertrag endlich veroéffentlicht und wie
steht es um die Kleingartenvereine in Ham-
burg?

— Drs 21/10361 -]

Die Fraktion DIE LINKE mochte die Drucksache
gern im Umweltausschuss beraten.

Wer folgt dem Uberweisungsbegehren? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uber-
weisungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt?

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE und Hei-
ke Sudmann DIE LINKE: Ja!)

Wird das unterstitzt? — Das ist ausreichend. Dann
wird die Besprechung fur die nachste Sitzung vor-
gesehen.

Punkt 11, Drucksache 21/10363, GrolRe Anfrage
der CDU-Fraktion: Uberlastung der Justiz: Immer
mehr Gefangene in Hamburg und zu wenig Perso-
nal — Aktuelle Situation in Hamburgs Justizvoll-
zugsanstalten.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

**xx Sammellbersicht siehe Seite 4929 f.

Uberlastung der Justiz: Inmer mehr Gefangene
in Hamburg und zu wenig Personal — Aktuelle
Situation in Hamburgs Justizvollzugsanstalten
— Drs 21/10363 -]

Auf Wunsch der CDU-Fraktion soll die Drucksache
im Justizausschuss beraten werden.

Wer mdchte das? — Wer stimmt gegen den Uber-
weisungswunsch? — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich frage auch hier, ob Besprechung beantragt
wird? — Das ist nicht der Fall. Dann haben wir von
der Drucksache Kenntnis genommen.

Punkt 12, Drucksache 21/10382, Grolte Anfrage
der CDU-Fraktion: Kann der Senat mdégliche Fehl-
entwicklungen bei IT-Projekten inzwischen friiher
erkennen und Kostenexplosionen somit rechtzeitig
verhindern?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Kann der Senat mogliche Fehlentwicklungen
bei IT-Projekten inzwischen frither erkennen
und Kostenexplosionen somit rechtzeitig ver-
hindern?

— Drs 21/10382 —]

Die CDU- und die AfD-Fraktion méchten die Druck-
sache gern an den Haushaltsausschuss uberwei-
sen.

Wer mochte das auch? — Wer stimmt dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist nicht der
Fall. Dann haben wir von der Drucksache Kenntnis
genommen.

Punkt 13, Drucksache 21/10455, Grolte Anfrage
der Fraktion DIE LINKE: Finanzierung der Drogen-
und Suchthilfe in Hamburg.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Finanzierung der Drogen- und Suchthilfe in
Hamburg

— Drs 21/10455 —]

Die Fraktion DIE LINKE mochte die Drucksache im
Gesundheitsausschuss beraten.

Wer mochte dorthin Uberweisen? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10361
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10363
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10382
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10455
HembacRu
Schreibmaschinentext
**** Sammelübersicht siehe Seite 4929 f.
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Ich frage auch hier, ob Besprechung beantragt
wird?

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ja!)

Wird das unterstitzt? — Auch das ist ausreichend.
Dann sehen wir die Besprechung fir die nachste
Sitzung vor.

Punkt 18, Drucksache 21/10690, Senatsantrag:
Aufstellung eines Doppelhaushaltsplans 2019/
2020.

[Senatsantrag:

Aufstellung eines Doppelhaushaltsplans 2019/
2020

— Drs 21/10690 -]

Wer mochte dem Senatsantrag zustimmen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann wiinschen wir
dem Senat viel Vergnligen.

Wir kommen zu Punkt 21, Drucksache 21/10689,
Senatsmitteilung: Verwendung von Restmitteln
zum Erhalt sauregefahrdeter Bestande flir deren
Digitalisierung.

[Senatsmitteilung:

Verwendung von Restmitteln zum Erhalt séure-
gefahrdeter Bestande fiir deren Digitalisierung
— Drs 21/10689 —]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache an den
Wissenschafts- und Gleichstellungsausschuss
Uberweisen.

Wer stimmt dem zu? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir von der Senatsmitteilung
Kenntnis genommen haben.

Punkt 33, Drucksache 21/10599, Bericht des
Haushaltsausschusses: Haushaltsplan 2016, Ein-
zelplan 8.1, Genehmigung von Uberplanmafigen
Kosten nach Paragraf 39 LHO im Haushaltsjahr
2016.

[Bericht des Haushaltsausschusses iuber die
Drucksache 21/9585:

Haushaltsplan 2016, Einzelplan 8.1 — Behorde
fur Inneres und Sport — Genehmigung von
tiberplanmiRigen Kosten nach § 39 Landes-
haushaltsordnung im Haushaltsjahr 2016 (Se-
natsantrag)

— Drs 21/10599 -]

Wer schlieRt sich der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses an? — Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist das mehrheitlich so beschlossen
worden.

Wir brauchen eine zweite Lesung. Stimmt der Se-
nat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Er ist einverstanden mit einer sofortigen zweiten
Lesung. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer moéchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen?
— Noch einmal die Gegenprobe. — Und die Enthal-
tungen? — Dann haben wir das auch in zweiter Le-
sung und somit endgultig beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 34 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/10600, Bericht des Haushaltsaus-
schusses: Haushalts- und Konzernrechnung 2015,
Jahresbericht 2017 des Rechnungshofs, Prifung
der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung des Rech-
nungshofs im Haushaltsjahr 2015 sowie die Stel-
lungnahme des Senats zum Jahresbericht 2017
des Rechnungshofs Uber die Prifung der Haus-
halts- und Wirtschaftsfihrung einschlief3lich der
Haushalts- und Konzernrechnung 2015.

[Bericht des Haushaltsausschusses uiber die
Drucksachen 21/6399:

Haushalts- und Konzernrechnung 2015 (Se-
natsantrag),

21/8000: Jahresbericht 2017 des Rechnungs-
hofs der Freien und Hansestadt Hamburg (Vor-
lage des Prasidenten des Rechnungshofs),
21/8001: Priifung der Haushalts- und Wirt-
schaftsfilhrung des Rechnungshofs im Haus-
haltsjahr 2015 (Vorlage des Prasidenten des
Rechnungshofs) und

21/8740: Stellungnahme des Senats zum Jah-
resbericht 2017 des Rechnungshofs liber die
Priifung der Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung
der Freien und Hansestadt Hamburg ein-
schlieBlich der Haushalts- und Konzernrech-
nung 2015 (Senatsmitteilung)

— Drs 21/10600 —]

Wir kommen zunachst zu den Empfehlungen des
Haushaltsausschusses, hier Punkt A des Berichts.

Ich stelle fest, dass die unter Ziffer 1 erbetenen
Kenntnisnahmen erfolgt sind.

Jetzt kommen wir zu den Empfehlungen aus Zif-
fer 2a.

Wer méchte den dort aufgeflihrten Beanstandun-
gen des Rechnungshofs beitreten? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10690
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10689
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10599
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10600
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Wer mochte den Beanstandungen aus Ziffer 2b
folgen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mehrheitlich so beschlossen.

Wer méchte dann den Empfehlungen aus Ziffer 2c
des Ausschussberichts folgen und den dort aufge-
fihrten Darlegungen des Rechnungshofs beitre-
ten? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann einstimmig so beschlossen worden.

Wer schliet sich dann der Empfehlung aus Zif-
fer 2d an? — Wer nicht? — Wer enthalt sich? — Das
ist dann mit Mehrheit so beschlossen worden.

Die in Ziffer 2e empfohlene Kenntnisnahme ist er-
folgt.

Wer méchte der Ausschussempfehlung zu Ziffer 3
folgen und dem Senat fir das Haushaltsjahr 2015
Entlastung erteilen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist, Frau Senatorin, die Entlastung
mehrheitlich erteilt.

Unter Punkt B des Haushaltsausschussberichts
wird empfohlen, dem Rechnungshof fir seine
Haushalts- und Wirtschaftsfihrung im Haushalts-
jahr 2015 Entlastung zu erteilen.

Wer mochte dies beschlieien? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Ich nutze gern auch in diesem Jahr die Gelegen-
heit, dem Rechnungshof und seinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern fir die geleistete Arbeit herz-
lich zu danken.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Punkt 36, Drucksache 21/10655, Bericht des
Haushaltsausschusses: Anderung des Gemein-
schaftstarifs des Hamburger Verkehrsverbundes
zum 1. Januar 2018.

[Bericht des Haushaltsausschusses iliber die
Drucksache 21/10211:

Anderung des Gemeinschaftstarifs des Ham-
burger Verkehrsverbundes (HVV) zum 1. Janu-
ar 2018 (Senatsantrag)

— Drs 21/10655 —]

Wer mdchte sich Ziffer 1 der Ausschussempfeh-
lung anschlielen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war einstimmig.

Wer stimmt Ziffer 2 zu? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist dann mehrheitlich so
beschlossen worden.

Punkt 38, Drucksache 21/10729, Bericht des
Haushaltsausschusses: Haushaltsplan 2015/2016,
Mehrbedarfe im Einzelplan 6.1 fur das Haushalts-

jahr 2016 und Genehmigung von Uberplanmafigen
Kosten nach Paragraf 39 LHO.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/9701:

Haushaltsplan 2015/2016, Mehrbedarfe im Ein-
zelplan 6.1 — Behorde fiir Stadtentwicklung und
Wohnen fiir das Haushaltsjahr 2016 sowie Ge-
nehmigung von iiberplanmiRigen Kosten nach
§ 39 Landeshaushaltsordnung (Senatsantrag)

— Drs 21/10729 -]

Wer schliel3t sich den Empfehlungen des Haus-
haltsausschusses an? — Wer stimmt dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit so
beschlossen worden.

Wir brauchen eine zweite Lesung. Ist der Senat
damit einverstanden, dass wir sie sogleich durch-
fihren?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen?
— Noch einmal die Gegenprobe. — Und die Enthal-
tungen? — Dann haben wir das auch in zweiter Le-
sung mehrheitlich und endglltig beschlossen.

Punkt 40, Drucksache 21/10769, Bericht des
Haushaltsausschusses: Einzelplan 3.2, Wirt-
schaftsplane der Hochschulen, Verwendung von
Mitteln aus Rucklagen der Hochschulen fur Bau-
vorhaben.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/9584:

Einzelplan 3.2, Behorde fiir Wissenschaft, For-
schung und Gleichstellung, Wirtschaftsplidne
der Hochschulen, Verwendung von Mitteln aus
Riicklagen der Hochschulen fiir Bauvorhaben
(Senatsantrag)

— Drs 21/10769 -]

Wer mdchte den Empfehlungen des Haushaltsaus-
schusses zur Drucksache 21/9584 folgen? — Die
Gegenprobe. — Gibt es Enthaltungen? — Der Be-
schluss war mit einigen Enthaltungen einstimmig.

Wir brauchen eine zweite Lesung. Ist der Senat
einverstanden mit einer sofortigen zweiten Le-
sung?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10655
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Wer méchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen?
— Gibt es Gegenstimmen? — Enthaltungen? —
Dann ist das auch in zweiter Lesung bei einigen
Enthaltungen so beschlossen worden.

Punkt 42, Drucksache 21/10531, Bericht des
Stadtentwicklungsausschusses: Gesetz zur Ande-
rung des Hamburgischen Geodateninfrastrukturge-
setzes.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/10037:

Gesetz zur Anderung des Hamburgischen Geo-
dateninfrastrukturgesetzes (Senatsantrag)

— Drs 21/10531 -]

Wer mdchte der Ausschussempfehlung zustimmen
und das Gesetz zur Anderung des Hamburgischen
Geodateninfrastrukturgesetzes aus Drucksache
21/10037 beschlieRen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das haben wir einstimmig so be-
schlossen.

Wir brauchen aber eine zweite Lesung. Ist der Se-
nat mit einer sofortigen zweiten Lesung einverstan-
den?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer méchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Die Gegenprobe. — Und noch einmal
die Enthaltungen? — Dann haben wir das Gesetz
auch in zweiter Lesung einstimmig und endgltig
beschlossen.

Punkt 43, Drucksache 21/10771, Bericht des
Stadtentwicklungsausschusses: Flachenverbrauch
durch Neubau von Supermarkten.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/8729:
Flachenverbrauch durch Neubau von Super-
maérkten (Antrag der AfD-Fraktion)

— Drs 21/10771 -]

Wer méchte sich der Ausschussempfehlung an-
schlielen? — Gibt es Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Dann haben wir das so beschlossen.

Punkt 45, Drucksache 21/10601, Bericht des Ge-
sundheitsausschusses: Entwurf eines Gesetzes
zur Bildung einer "sektorenibergreifenden Landes-

konferenz zur gesundheitlichen und pflegerischen
Versorgung".

[Bericht des Gesundheitsausschusses liber die
Drucksache 21/9993:

Entwurf eines Gesetzes zur Bildung einer "sek-
toreniibergreifenden Landeskonferenz zur ge-
sundheitlichen und pflegerischen Versorgung”
(HmbSLKYV) (Senatsantrag)

— Drs 21/10601 -]

Wer mochte hier der Empfehlung des Gesund-
heitsausschusses folgen und das Gesetz zur An-
derung des Hamburgischen Gesetzes uber die Bil-
dung einer Landeskonferenz Versorgung aus der
vom Senat am 30. August 2017 korrigierten Druck-
sache 21/9993 beschlieRen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das bei einigen Enthal-
tungen einstimmig so beschlossen worden.

Auch hier bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt
der Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieRen? — Noch einmal die Gegenprobe. — Und
die Enthaltungen? — Dann haben wir das Gesetz
auch in zweiter Lesung bei einigen Enthaltungen
endgultig und einstimmig beschlossen.

Punkt 46, Drucksache 21/10757, Bericht des Ge-
sundheitsausschusses: Diskriminierungsfreie Re-
gelungen bei der Blutspende und Blutspenderege-
lungen und Blutspendepraxis diskriminierungsfrei
gestalten.

[Bericht des Gesundheitsausschusses liber die
Drucksachen 21/9637 und 21/9780:
Diskriminierungsfreie Regelungen bei der Blut-
spende (Antrag der FDP-Fraktion) und
Blutspenderegelungen und Blutspendepraxis
diskriminierungsfrei gestalten (Antrag der Frak-
tion DIE LINKE)

— Drs 21/10757 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Blutspende sicher und diskriminierungsfrei
ausgestalten

— Drs 21/10876 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/10876 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN vor.
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Uber diesen stimmen wir zunachst ab.

Wer méchte diesem Antrag von SPD und GRU-
NEN seine Zustimmung geben? — Gibt es Gegen-
stimmen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser An-
trag bei einigen Enthaltungen einstimmig beschlos-
sen worden.

Wir kommen zum Bericht des Gesundheitsaus-
schusses aus Drucksache 21/10757.

Wer mochte Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen
zustimmen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist das mit Mehrheit so beschlossen worden.

Wer mochte sich Ziffer 2a anschlieRen? — Auch
hier einmal die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist auch Ziffer 2a mit Mehrheit beschlossen.

Wer folgt Ziffer 2b? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Auch Ziffer 2b ist dann mit Mehrheit be-
schlossen.

Wer mdchte Ziffer 2c annehmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist auch Ziffer 2¢ so
beschlossen worden.

Punkt 50, Drucksache 21/10657, Bericht des Aus-
schusses fir Justiz und Datenschutz: Besserer Da-
tenschutz in der Freien und Hansestadt Hamburg
bei Einsatz von RFID-Technik.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksache 20/9140:
Besserer Datenschutz in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg (FHH) bei Einsatz von RFID-
Technik (Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 21/10657 -]

Wer sich hier der Ausschussempfehlung anschlie-
Ren mdchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist das mit Mehrheit so beschlossen worden.

Punkt 52, Drucksache 21/10659, Bericht des Aus-
schusses fir Justiz und Datenschutz: Die Ge-
schaftsstellen der Hamburger Justiz attraktiver ge-
stalten.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksache 21/8717:

Die Geschiftsstellen der Hamburger Justiz at-
traktiver gestalten (Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 21/10659 —]

Wer folgt der Ausschussempfehlung? — Wer
nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist auch
das mehrheitlich so beschlossen worden.

Punkt 53, Drucksache 21/10772, Bericht des Aus-
schusses fur Justiz und Datenschutz: Rehabilitie-
rung der nach Paragraf 175 StGB verfolgten Ho-
mosexuellen ziigig vorantreiben!

[Bericht des Ausschusses fir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksache 21/7795:
Rehabilitierung der nach § 175 StGB verfolgten
Homosexuellen ziigig vorantreiben! (Antrag der
FDP-Fraktion)

— Drs 21/10772 -]

Wer modchte hier zunachst Ziffer | der Aus-
schussempfehlung folgen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist Ziffer | mehrheitlich so
beschlossen.

Wer mochte das in Ziffer Il enthaltene Ersuchen
beschlielen? — Gibt es hier Gegenstimmen? -
Enthaltungen? — Dann ist auch Ziffer Il mit Mehr-
heit beschlossen worden.

Punkt 54, Drucksache 21/10773, Bericht des Aus-
schusses fir Justiz und Datenschutz: Justizvoll-
zugsdienst attraktiver gestalten mit leistungsge-
rechten und transparenten Beférderungsstruktu-
ren.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksache 21/7799:
Justizvollzugsdienst attraktiver gestalten mit
leistungsgerechten und transparenten Beférde-
rungsstrukturen (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/10773 -]

Wer sich hier der Ausschussempfehlung anschlie-
fen mochte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. — Gibt es Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Dann ist das mehrheitlich so beschlossen
worden.

Punkt 61, Drucksache 21/10703, Antrag der AfD-
Fraktion: Eingangsbereich der Elbphilharmonie.

[Antrag der AfD-Fraktion:
Eingangsbereich der Elbphilharmonie
— Drs 21/10703 —]

Die CDU und die AfD mochten diese Drucksache
an den Kulturausschuss uUberweisen.

Wer mochte das auch? — Wer mochte das nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.
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Wer mochte dem AfD-Antrag seine Zustimmung
geben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann hat der Antrag keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 63, Drucksache 21/10775,
Antrag der CDU-Fraktion: Sonderstatus beenden —
Zentralen Koordinierungsstab Flichtlinge bereits
ab dem Jahr 2019 bei Sozialbehérde eingliedern.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Sonderstatus beenden - Zentralen Koordinie-
rungsstab Fliichtlinge (ZKF) bereits ab dem
Jahr 2019 bei Sozialbehorde eingliedern

— Drs 21/10775 -]

Hier liegt vonseiten der CDU und der FDP ein An-
trag auf Uberweisung an den Ausschuss fir Sozia-
les, Arbeit und Integration vor.

Wer méchte dem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann ist das
abgelehnt.

Wir stimmen Uber den CDU-Antrag in der Sache
ab.

Wer gibt ihm seine Zustimmung? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist der Antrag bei etli-
chen Gegenstimmen und Enthaltungen abgelehnt.

Punkt 64, Drucksache 21/10776, ebenfalls ein An-
trag der CDU-Fraktion: Verbot ungenehmigter Ver-
kaufsstande beim Hafengeburtstag.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Verbot ungenehmigter Verkaufsstinde beim
Hafengeburtstag

— Drs 21/10776 —]

[Antrag der AfD-Fraktion:

"Verbot ungenehmigter Verkaufsstinde beim
Hafengeburtstag und Stadtteilfesten — auch im
Umfeld"

— Drs 21/10869 —]

Hierzu gibt es mit Drucksache 21/10869 einen Zu-
satzantrag der AfD-Fraktion.

Die CDU-Fraktion méchte ihren Antrag an den
Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Medien
Uberweisen. Die AfD-Fraktion mochte beide Druck-
sachen an diesen Ausschuss Uberweisen.

Wer mochte also zunachst die CDU-Drucksache
an den Ausschuss fiir Wirtschaft, Innovation und
Medien uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer stimmt einer Uberweisung des AfD-Zusatzan-
trags an den Wirtschaftsausschuss zu? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
auch dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen mit
dem Antrag der AfD-Fraktion.

Wer méchte ihn annehmen? — Wer stimmt dage-
gen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann hat der An-
trag keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zum CDU-Antrag.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Dann hat der
Antrag ebenfalls keine Mehrheit gefunden.

Punkt 65, Drucksache 21/10777, Antrag der Frakti-
on DIE LINKE: Metropole der Raserinnen und Ra-
ser — Fatalen Ruhm Hamburgs nicht hinnehmen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Metropole der Raser_innen - Fatalen Ruhm
Hamburgs nicht hinnehmen!

—Drs 21/10777 -]

DIE LINKE mochte die Drucksache im Verkehrs-
ausschuss beraten.

Wer méchte das auch? — Wer ist dagegen? — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Die FDP mochte Zif-
fer 3 gern separat abstimmen lassen.

Wer mdchte also den Antrag mit Ausnahme von
Ziffer 3 annehmen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das war keine Mehrheit.

Wer moéchte dann noch Ziffer 3 zustimmen? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war ebenfalls keine Mehrheit, dann ist der Antrag
abgelehnt.

Ich wiinsche Ihnen einen schonen Feierabend.
Ende: 19.49 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.
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In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Henriette von Enckevort, Dr. Monika Schaal,
Michael Weinreich, Dr. Jens Wolf, Sylvia Wowretzko und Mehmet Yildiz
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Anlage 1

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 8. November 2017

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

22 10477 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 13. Dezember 2016:
"Haushaltsplan-Entwurf 2017/2018, Einzelplan 3.1: Schulschwimmbegleitung durch schuli-
sches Personal ausweiten" — Drs. 21/6984

23 10559 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 10. Februar 2016:
"Orientierungshilfen fur Geflichtete weiter ausbauen — Erstinformation Uber Regeln und
Gesetz intensivieren" — Drs. 21/3193 und Drs. 21/4746

24 10611 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 8. Juli 2015:
"Deutsche Gebardensprache in Hamburger Schulen als Wahlpflichtfach ermdglichen!" —
Drs. 21/900

27 10529 |Bericht des Haushaltsausschusses

29 10566 | Bericht des Haushaltsausschusses

30 10567 |Bericht des Haushaltsausschusses

31 10568 |Bericht des Haushaltsausschusses

32 10569 | Bericht des Haushaltsausschusses

39 10730 |Bericht des Haushaltsausschusses

44 10589 | Bericht des Verkehrsausschusses

47 10612 |Bericht des Ausschusses Offentliche Unternehmen

48 10615 | Gemeinsamer Bericht des Ausschusses fiir Umwelt und Energie sowie des Verkehrs-
ausschusses

49 10653 | Gemeinsamer Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses sowie des
Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

56 10731 | Bericht des Sportausschusses
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
16 10616 |Gesetz zur Uberfiihrung der drei Sondervermégen zur Al- | Inter- Haushalts-
tersversorgung in ein neu einzurichtendes Sondervermd- |fraktionell |ausschuss
gen "Altersversorgung der Freien und Hansestadt Ham-
burg"
17 10631 |Anderung des Staatsvertrages zwischen der Freien und SPD, Ausschuss fur
Hansestadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein |GRUNEN | Wirtschaft,
auf dem Gebiet der Zuverlassigkeitsuberpriufungen nach Innovation und
dem Luftsicherheitsgesetz vom 26. Oktober 2012 Medien
19 10617 | Stabilitatsbericht 2017 der Freien und Hansestadt Ham- | SPD, Haushalts-
burg GRUNEN, |ausschuss
FDP
25 10709 |26. Ostseeparlamentarierkonferenz SPD, Europa-
(Baltic Sea Parliamentary Conference — BSPC) GRUNEN |ausschuss
vom 3. bis 5. September 2017 in Hamburg
59 10554 | Fur mehr Anwohnerschutz und eine hohe Akzeptanz des |SPD, Ausschuss flr
Hamburger Flughafens in der Bevolkerung — Anspruch GRUNEN, |Umwelt und
auf passive LarmschutzmalRnahmen ausweiten LINKEN Energie
62 10758 |Zielgerichtete Resozialisierung: Hamburger Ruckfall- SPD, Ausschuss fur
statistik fir Straftater einfiihren CDU, Justiz und Daten-
GRUNEN, |schutz
FDP,
AfD
C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen
TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
51 10658 |Ausschuss fiir Justiz und | Besserer Schutz von Minderjahrigen vor Eheschlieffungen im
Datenschutz Kindes- und Jugendalter
55 10774 | Ausschuss fiir Justiz und | Innovative Modellprojekte im Hamburger Justizvollzug endlich
Datenschutz voranbringen






